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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

A) Problem 

Klimaschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die geprägt wird durch internati-
onales, europäisches und nationales Klimaschutzrecht. Der Freistaat Bayern hat sich 
mit dem bisherigen Zieljahr 2040 bewusst ein besonders ambitioniertes Vorhaben zur 
Erreichung der Klimaneutralität gesetzt. Dieses Ziel hat in den letzten Jahren eine wich-
tige Signalwirkung entfaltet, Innovationskraft mobilisiert und den Ausbau klimafreundli-
cher Technologien beschleunigt. Inzwischen hat sich jedoch gezeigt, dass in einem fö-
deralen System mit stark zentralisierten Gesetzgebungskompetenzen des Bundes – 
insbesondere in den für die Treibhausgasemissionen zentralen Bereichen Energiever-
sorgung, Industrie, Verkehr und Landwirtschaft – ein eigenständiges Vorziehen der Kli-
maneutralität einzelner Länder nur eingeschränkt realisierbar ist. Viele entscheidende 
Stellschrauben liegen außerhalb des unmittelbaren Handlungsspielraums des Freistaa-
tes Bayern. Für einen wirksamen Klimaschutz müssen aber alle staatlichen Ebenen, 
gerade in Zeiten wirtschaftlicher Herausforderungen, gemeinsam auf ein einheitliches 
Ziel hinarbeiten. Synchronisierte Klimaschutzziele im föderalen System bieten aktuell 
die beste Möglichkeit, Maßnahmen auf verschiedenen Ebenen und in verschiedenen 
Sektoren aufeinander abzustimmen und dabei Belastungen für Bürger und Wirtschaft 
insgesamt möglichst gering zu halten. Bayern will seinen Beitrag zum Bundesziel leis-
ten. 

Als Folge der Streichung der Verbindlichkeit der Sektorziele im Bundes-
Klimaschutzgesetz (KSG) durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes-
Klimaschutzgesetzes geht die Bezugnahme des Bayerischen Klimaschutzprogramms 
auf die früher verbindlichen Sektorziele in Art. 5 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen 
Klimaschutzgesetzes (BayKlimaG) mittlerweile fehl und muss daher gestrichen werden. 

Klimaschutz wird ergänzt durch Klimaanpassung als eine weitere wichtige Strategie im 
Umgang mit dem Klimawandel. Am 22. Dezember 2023 ist das Bundes-Klimaanpas-
sungsgesetz (KAnG) im Bundesgesetzblatt verkündet worden (BGBl. 2023 I Nr. 393). 
Das Bundes-Klimaanpassungsgesetz ist am 1. Juli 2024 in Kraft getreten. § 12 Abs. 1 
Satz 1 KAnG verpflichtet die Länder dazu, im Rahmen der Grenzen des Art. 28 Abs. 2 
des Grundgesetzes (GG) diejenigen öffentlichen Stellen zu bestimmen, die für die Ge-
biete der Gemeinden und Kreise jeweils ein Klimaanpassungskonzept – soweit nicht 
bereits vorhanden – aufstellen. Nach § 12 Abs. 1 Satz 2 KAnG können die Länder be-
stimmen, dass für das Gebiet einer Gemeinde unterhalb einer von den Ländern zu be-
stimmenden Größe kein Klimaanpassungskonzept aufgestellt werden muss, solange 
dieses Gebiet durch ein Klimaanpassungskonzept für das Gebiet eines Kreises abge-
deckt ist. Nach § 12 Abs. 4 KAnG bestimmen die Länder die wesentlichen Inhalte der 
Klimaanpassungskonzepte nach Abs. 1 und darüber hinaus, ob und in welcher Form 
Klimaanpassungskonzepte nach Abs. 1 einer Beteiligung der Öffentlichkeit sowie einer 
Berichterstattung über die Umsetzung ihres Maßnahmenkatalogs bedürfen und in wel-
chen Zeiträumen sie fortgeschrieben werden. 

Gemäß Art. 6 Satz 1 BayKlimaG übermitteln die bevollmächtigten Bezirksschornstein-
feger zum Zweck einer räumlich hochaufgelösten Energie- und Emissionsberichterstat-
tung dem Landesamt für Statistik (LfStat) bestimmte Kehrbuchdaten. Bisher haben 
Kreisverwaltungsbehörden in Einzelfällen die Möglichkeit, zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
von Bezirksschornsteinfegern Kehrbuchdaten abzufragen. Relevant kann dies sein, 
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wenn der Kreisverwaltungsbehörde in Überschwemmungs- und Risikogebieten nicht 
der komplette Bestand von Heizölverbraucheranlagen vorliegt. Es hat sich gezeigt, 
dass die Abfrage von Kehrbuchdaten bei verschiedenen Bezirksschornsteinfegern 
durch öffentliche Stellen zu erheblichem Verwaltungsaufwand für öffentliche Stellen und 
Bezirksschornsteinfeger führt, da ggf. einzeln mehrere Bezirksschornsteinfeger ange-
fragt werden müssen. Auch sind die aus dem Verfahren resultierenden Zeitverzögerun-
gen und Unsicherheiten im Datenbestand insbesondere bei Abfragen, bei denen es um 
den Schutz vor Luft-, Boden- oder Gewässerverschmutzung oder die Sicherstellung der 
Gasversorgung geht, problematisch. 

B) Lösung 

In Bezug auf die Minderungsziele zur Erreichung der Klimaneutralität wird das Bayeri-
sche Klimaschutzgesetz stärker mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz synchronisiert. 
Der Freistaat Bayern strebt dabei an, dass die Treibhausgasemissionen je Einwohner 
in Bayern bis zum Erreichen der Klimaneutralität Deutschlands in jedem Zieljahr (2030, 
2040 und 2045) den bundesdeutschen Durchschnittswert unterschreiten. Mit der Syn-
chronisierung mit den bundesweiten Zielen ist kein Abstrich am Klimaschutzwillen Bay-
erns verbunden. Vielmehr schafft die Synchronisierung die Grundlage für eine gemein-
same und koordinierte Zielerreichung und einen ambitionierten Beitrag Bayerns. Nur 
gemeinsam können Bund und Länder das ambitionierte Ziel der Klimaneutralität 
Deutschlands erreichen. 

In Bezug auf die Klimaanpassung machen die bundesrechtlichen Verpflichtungen aus 
dem Bundes-Klimaanpassungsgesetz eine Umsetzung durch bayerisches Landesrecht 
erforderlich. Das Bayerische Klimaschutzgesetz enthält bereits Regelungen zur 
Klimaanpassung. Nach Art. 5 Abs. 1 Nr. 2 BayKlimaG stellt die Staatsregierung eine 
Strategie zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels auf. Nach Art. 5 Abs. 2 
Satz 1 BayKlimaG wird den kommunalen Gebietskörperschaften empfohlen, in 
Übereinstimmung mit der Strategie zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
nach Abs. 1 ergänzende örtliche Anpassungsstrategien (entspricht den von § 12 KAnG 
geforderten örtlichen Klimaanpassungskonzepten) aufzustellen. Aufgrund dieses 
Sachzusammenhangs erfolgt die normative Umsetzung im Bayerischen Klimaschutz-
gesetz. Die bestehenden Regelungen des Bayerischen Klimaschutzgesetzes werden 
darüber hinaus, soweit erforderlich, an die neue Rechtslage angepasst. Der vom 
Bundesgesetzgeber eröffnete Gestaltungsspielraum zu Klimaanpassungskonzepten 
wird im Sinne einer möglichst effizienten Lösung dahingehend genutzt, dass die 
Regierungen als zuständige Behörden gebündelt die Klimaanpassungskonzepte für 
ganz Bayern erstellen, wobei sie sich Dritter bedienen können. Die Pflicht zur Erstellung 
von Klimaanpassungskonzepten wird auf die Gebiete von kreisfreien Gemeinden und 
Landkreisen beschränkt. 

Die Regelung des Art. 6 BayKlimaG zu Kehrbuchdaten wird aus Gründen der Verwal-
tungsökonomie und Verfahrensbeschleunigung insbesondere dahingehend ergänzt, 
dass die Übermittlung von Kehrbuchdaten an öffentliche Stellen zum Schutz vor Luft-, 
Boden- oder Gewässerverschmutzung oder zur Sicherstellung der Gasversorgung 
künftig zentral und digital über das LfStat erfolgen kann. Dieses Vorgehen soll die bis-
herige Praxis, das heißt die kleinteilige und zeitintensive Abfrage der öffentlichen Stel-
len (zum Beispiel Kreisverwaltungsbehörden) bei einer Vielzahl von bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfegern auf Basis von § 19 Abs. 5 des Schornsteinfeger-Handwerks-
gesetzes (SchfHwG), ersetzen. 

C) Alternativen 

Keine 
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D) Kosten 

Durch die Synchronisierung der Klimaneutralitätsziele mit dem Bund und die Streichung 
der Bezugnahme auf die Sektorziele entstehen keine Kosten. 

Durch die Umsetzung der bundesgesetzlichen Verpflichtung zur Aufstellung von Klima-
anpassungskonzepten entstehen Kosten. 

Die Regierungen können sich bei der Erstellung der Klimaanpassungskonzepte eines 
Dritten bedienen, „z. B. eines Anbieters von Planungs-, Beratungs- und Ingenieur-
dienstleistungen“ (siehe Gesetzesbegründung zu § 12 KAnG, BT-Drs. 20/8764, S. 30). 
Der Bund hat in der Gesetzesbegründung zum Bundes-Klimaanpassungsgesetz die 
Kosten für die Aufstellung eines Klimaanpassungskonzepts mit 100 000 bis 200 000 € 
beziffert. Die Fortschreibung eines Klimaanpassungskonzepts hat der Bund mit 
65 000 € beziffert. Diese Schätzungen decken sich mit den Erfahrungen aus den För-
derrichtlinien Kommunaler Klimaschutz (KommKlimaFöR 2023). In erster Linie werden 
von den Kostenschätzungen die Planungs-, Beratungs- und Ingenieurleistungen er-
fasst. 

Mit der Festlegung nach § 12 Abs. 1 Satz 2 KAnG auf Gebiete von kreisfreien Gemein-
den und Landkreisen sind in Bayern derzeit insgesamt 96 Klimaanpassungskonzepte 
für die Gebiete von 25 kreisfreien Gemeinden und 71 Landkreisen aufzustellen. Unter 
Zugrundelegung der auch vom Haushaltsausschuss des Bundestags bestätigten Kos-
tenschätzung ergeben sich daraus für die Aufstellung der 96 Klimaanpassungskon-
zepte einmalig Kosten in Höhe von 9,6 Mio. bis 19,2 Mio. €. Zum 30. August 2024 ha-
ben zehn kreisfreie Gemeinden und drei Landkreise ein Klimaanpassungskonzept mit 
den in § 12 KAnG beschriebenen Eigenschaften aufgestellt. Dementsprechend erge-
ben sich daraus für die Aufstellung der übrigen Klimaanpassungskonzepte einmalig 
Kosten in Höhe von 8,3 Mio. bis 16,6 Mio. €. Für die Fortschreibung entstehen alle 15 
Jahre Kosten in Höhe von 6,24 Mio. €. 

Bei den Kosten ist allerdings zu beachten, dass die mit diesem Gesetzentwurf verfolgte 
Lösung, wonach die Regierungen gebündelt die Konzepterstellung nach festen und ein-
heitlichen Kriterien ausschreiben, deutliche Einsparungen verzeichnen dürfte, die aber 
mangels Erfahrungswerten nicht genauer beziffert werden können. 

Die Kosten berücksichtigen noch nicht den zusätzlichen personellen Verwaltungsauf-
wand der Regierungen, der im Wesentlichen durch die Projektkoordination und fachli-
che Begleitung der Konzepterstellung geprägt ist. 

Zur Erstellung eines einzelnen Konzepts ist mit einem Zeitaufwand von ein bis zwei 
Jahren zu rechnen. Um den gesetzlichen Auftrag flächendeckend in angemessener Zeit 
erfüllen zu können, werden zwei Stellen für jede Regierung (3. und 4. Qualifikations-
ebene) und teilweise eine Stelle bei der zentralen Vergabestelle der Regierung von 
Oberbayern gebunden. Beim Landesamt für Umwelt (LfU) wird zusätzlich Personal im 
Umfang von einer Stelle durch Unterstützungsdienstleistungen wie die Aktualisierung 
von Klimainformationen, die Fortschreibung der Klimaanpassungsstrategie und Umset-
zung gesetzlich vorgeschriebener Berichtsaufgaben sowie Beratungsleistungen gebun-
den. 

Die Umsetzung erfolgt im Rahmen der vorhandenen Stellen und Mittel bzw. bleibt künf-
tigen Haushaltsaufstellungen vorbehalten. 

Durch die Übertragung der Pflicht zur Aufstellung und Fortschreibung von Klimaanpas-
sungskonzepten auf die Regierungen entsteht keine Ausgleichspflicht nach dem Kon-
nexitätsprinzip (Art. 83 Abs. 3 der Verfassung). Da die Umsetzung der Maßnahmenka-
taloge nicht verpflichtend ist, wird insofern auch mittelbar keine Ausgleichspflicht nach 
dem Konnexitätsprinzip ausgelöst. Auch die Schaffung der Möglichkeit, dass kreisfreie 
Gemeinden und Landkreise Klimaanpassungskonzepte auch bis 31. Dezember 2027 
selbst erstellen oder danach selbst fortschreiben oder ein von der Regierung erstelltes 
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Konzept durch ein eigenes Konzept ersetzen können, unterfällt aufgrund der Freiwillig-
keit und der Tatsache, dass keine Anforderungen an die Erstellung und die Fortschrei-
bung der Konzepte gestellt werden, die nicht auch für die staatlichen Stellen gelten 
würden, nicht dem Konnexitätsprinzip. 

Durch die Möglichkeit, künftig Kehrbuchdaten zentral beim LfStat abzufragen, entste-
hen keine Kosten über einen marginalen Verwaltungsaufwand hinaus. Die Daten wer-
den aktuell bereits vom LfStat erhoben, der Umfang der zu erfassenden Daten bleibt 
unverändert, sodass sich der Verwaltungsaufwand für die Erhebung und Aktualisierung 
des relevanten Datenbestandes nicht erhöht. Durch die gebündelte Übermittlung ent-
steht ein minimaler Aufwand beim LfStat, der aber an anderer Stelle bei den abfragen-
den öffentlichen Stellen durch die Vermeidung von Mehrfachabfragen bei den Bezirks-
schornsteinfegern eingespart wird. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

Das Bayerische Klimaschutzgesetz (BayKlimaG) vom 23. November 2020 (GVBl. 
S. 598, 656, BayRS 2129-5-1-U), das zuletzt durch § 25 des Gesetzes vom 26. März 2026 
(GVBl. S. 75) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Freistaat Bayern trägt zur Erreichung der nationalen Klimaschutz-
ziele gemäß Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) bei, indem er anstrebt, dass die 
Treibhausgasemissionen je Einwohner in Bayern bis zum Erreichen der Kli-
maneutralität Deutschlands in jedem Zieljahr den bundesdeutschen Durch-
schnittswert unterschreiten.“ 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

c) Die Abs. 3 bis 5 werden die Abs. 2 bis 4. 

2. Art. 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„3Geeignete Maßnahmen nach Satz 1 sind auch Maßnahmen nach Art. 3 Abs. 3, 
soweit sie zu einer nachweisbaren Treibhausgaseinsparung führen.“ 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

3. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. ein Bayerisches Klimaschutzprogramm mit Maßnahmen zur Unterstützung 
der in Art. 2 genannten Minderungsziele und“. 

b) Dem Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Hat eine kreisfreie Gemeinde oder ein Landkreis ein Klimaanpassungskon-
zept nach § 12 des Bundes-Klimaanpassungsgesetzes (KAnG) aufgestellt, ist 
dieses der zuständigen Regierung bis 31. Dezember 2027 zur Kenntnis zu ge-
ben.“ 

4. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Abs. 1 und wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „bevollmächtigen“ durch die Angabe „bevollmäch-
tigten“ ersetzt. 

bb) Die folgenden Sätze 3 und 4 werden angefügt: 

„3Für die Erhebung besteht seitens der bevollmächtigten Bezirksschorn-
steinfeger Auskunftspflicht. 4Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf 
übergebene Kehrbücher.“ 

b) Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) 1Das Landesamt für Statistik darf die nach Abs. 1 erhobenen Merkmale 
auf Anfrage einer öffentlichen Stelle, insbesondere einer Kreisverwaltungsbe-
hörde, – soweit fachlich erforderlich auch Einzelangaben – an diese übermitteln, 
wenn dies im Einzelfall zur Erfüllung der gesetzlich übertragenen Aufgaben der 



Drucksache 19/12403 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 6 

 

empfangenden Stelle zum Schutz vor Luft-, Boden- oder Gewässerverschmut-
zung oder zur Sicherstellung der Gasversorgung erforderlich ist. 2Eine Verar-
beitung der übermittelten Daten durch die empfangende Stelle ist nur zu den in 
Satz 1 genannten Zwecken zulässig.“ 

5. In Art. 13 Satz 1 wird die Angabe „2040“ gestrichen. 

§ 2 

Weitere Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

Das Bayerische Klimaschutzgesetz (BayKlimaG) vom 23. November 2020 (GVBl. 
S. 598, 656, BayRS 2129-5-1-U), das zuletzt durch § 1 dieses Gesetzes geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

Art. 5 wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 5 

Klimaschutzprogramm, Anpassungsstrategie und Klimaanpassungskonzepte“. 

2. Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Den kommunalen Gebietskörperschaften wird empfohlen, in Übereinstimmung mit 
dem Programm nach Abs. 1 Nr. 1 ergänzende örtliche Klimaschutzprogramme auf-
zustellen und die darin vorgesehenen Maßnahmen umzusetzen.“ 

3. Die folgenden Abs. 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) 1Die Regierungen stellen für die Gebiete ihrer zugehörigen kreisfreien Ge-
meinden und Landkreise jeweils ein Klimaanpassungskonzept nach § 12 KAnG auf. 
2Die Pflicht nach Satz 1 entfällt, soweit das jeweilige Gebiet durch ein bestehendes 
Klimaanpassungskonzept, das den Anforderungen nach Abs. 4 sowie § 12 KAnG 
entspricht, abgedeckt ist. 3Klimaanpassungskonzepte sollen alle 15 Jahre nach ih-
rer Aufstellung fortgeschrieben werden. 4Entschließt sich eine kreisfreie Gemeinde 
oder ein Landkreis, ein Klimaanpassungskonzept nach § 12 KAnG für das jeweilige 
Gebiet selbst zu erstellen oder fortzuschreiben, ist dieser Entschluss der zuständi-
gen Regierung nach Satz 1 unverzüglich mitzuteilen. 5Das Klimaanpassungskon-
zept ist der Regierung nach Fertigstellung oder Fortschreibung zur Kenntnis zu ge-
ben. 

(4) Unbeschadet der Vorgaben des § 12 Abs. 5 und 6 KAnG sollen Klimaan-
passungskonzepte nach Abs. 3 beinhalten: 

1. Klimadaten zur aktuellen Situation und zukünftigen Entwicklung (Bestandsauf-
nahme), 

2. eine Klimarisikoanalyse im Sinne einer Feststellung von potentiellen prioritären 
Risiken und sehr dringlichen Handlungserfordernissen (Betroffenheitsanalyse) 
oder vergleichbaren Entscheidungsgrundlagen, 

3. eine Entwicklung einer übergeordneten Gesamtstrategie zur nachhaltigen 
Klimaanpassung für die Gebietskörperschaft unter Berücksichtigung von 
Schnittstellen und Synergien zu anderen Bereichen der Nachhaltigkeit sowie 
unter Berücksichtigung bestehender Klimaanpassungsprozesse und 

4. einen auf die örtlichen Gegebenheiten bezogenen Maßnahmenkatalog zur Um-
setzung des Klimaanpassungskonzepts; dieser soll auch Maßnahmen enthal-
ten, mit denen Vorsorge insbesondere in extremen Hitzelagen, bei extremer 
Dürre und bei Starkregen getroffen werden kann, sowie solche, die die Eigen-
vorsorge der Bürger erhöhen.“ 

§ 3 

Inkrafttreten 

1Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 tritt § 2 am 1. Januar 2028 in Kraft. 
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Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Klimaschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die geprägt wird durch internati-
onales, europäisches und nationales Klimaschutzrecht. Der Freistaat Bayern hat sich 
mit dem bisherigen Zieljahr 2040 bewusst ein besonders ambitioniertes Vorhaben zur 
Erreichung der Klimaneutralität gesetzt. Mit der Synchronisierung mit den bundesweiten 
Klimaschutzzielen und Zieljahren ist kein Abstrich am Klimaschutzwillen Bayerns ver-
bunden. Vielmehr schafft die Synchronisierung mit dem Bund die Grundlage für eine 
koordinierte Zielerreichung und einen ambitionierten Beitrag Bayerns. Synchronisierte 
Ziele im föderalen System bieten aktuell die beste Möglichkeit, Maßnahmen auf ver-
schiedenen Ebenen und in verschiedenen Sektoren aufeinander abzustimmen und da-
bei Belastungen für Bürger und Wirtschaft insgesamt möglichst gering zu halten. 

Am 22. Dezember 2023 ist das Bundes-Klimaanpassungsgesetz im Bundesgesetzblatt 
verkündet worden (BGBl. 2023 I Nr. 393). Das Bundes-Klimaanpassungsgesetz ist am 
1. Juli 2024 in Kraft getreten. § 12 Abs. 1 Satz 1 KAnG verpflichtet die Länder dazu, im 
Rahmen der Grenzen des Art. 28 Abs. 2 GG diejenigen öffentlichen Stellen zu bestim-
men, die für die Gebiete der Gemeinden und Kreise jeweils ein Klimaanpassungskon-
zept – soweit nicht bereits vorhanden – aufstellen. Nach § 12 Abs. 1 Satz 2 KAnG kön-
nen die Länder bestimmen, dass für das Gebiet einer Gemeinde unterhalb einer von 
den Ländern zu bestimmenden Größe kein Klimaanpassungskonzept aufgestellt wer-
den muss, solange dieses Gebiet durch ein Klimaanpassungskonzept für das Gebiet 
eines Kreises abgedeckt ist. Nach § 12 Abs. 4 KAnG bestimmen die Länder die we-
sentlichen Inhalte der Klimaanpassungskonzepte nach Abs. 1 und darüber hinaus, ob 
und in welcher Form Klimaanpassungskonzepte nach Abs. 1 einer Beteiligung der Öf-
fentlichkeit sowie einer Berichterstattung über die Umsetzung ihres Maßnahmenkata-
logs bedürfen und in welchen Zeiträumen sie fortgeschrieben werden. 

Zum Bürokratieabbau und für eine verbesserte Gefahrenabwehr soll Art. 6 BayKlimaG 
künftig dem LfStat die Befugnis geben, bei Umweltkatastrophen oder zur Sicherstellung der 
Gasversorgung bei Gasmangellagen soweit erforderlich die in Art. 6 Abs. 1 BayKlimaG 
geregelten Kehrbuchdaten auf Anfrage an öffentliche Stellen zu übermitteln. 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Zur Synchronisierung mit den bundesweiten Klimaschutzzielen und Zieljahren muss der 
Wortlaut des Art. 2 Abs. 1 und 2 BayKlimaG angepasst werden. 

In Art. 5 Abs. 1 Nr. 1 BayKlimaG wird noch auf Sektorziele des Bundes Bezug genom-
men, die aber seit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Bundes-Klimaschutzgeset-
zes nicht mehr verbindlich sind. 

In Bezug auf die Klimaanpassung sind die bundesrechtlichen Verpflichtungen des Bun-
des-Klimaanpassungsgesetzes in bayerisches Landesrecht umzusetzen. Wegen der 
über eine reine Zuständigkeitsbestimmung hinausgehenden materiellen Regelung, un-
terhalb welcher Größe nach § 12 Abs. 1 Satz 2 KAnG kein Klimaanpassungskonzept 
für Gemeindegebiete aufgestellt werden muss, sowie der nach § 12 Abs. 4 KAnG not-
wendigen Bestimmung insbesondere der wesentlichen Inhalte der Klimaanpassungs-
konzepte ist die Umsetzung der bundesrechtlichen Verpflichtungen in Form eines for-
mellen Gesetzes notwendig und aufgrund des inhaltlichen Zusammenhangs im Bayeri-
schen Klimaschutzgesetz sachgerecht. Nicht erforderlich war die gesetzliche Regelung 
einer Berichterstattung gegenüber der Öffentlichkeit und einer nach Landesrecht zu be-
stimmenden Stelle über die Umsetzung der landeseigenen vorsorgenden Klimaanpas-
sungsstrategie (§ 10 Abs. 5 KAnG); entsprechend wurde darauf verzichtet: Die Pflicht 
zur Berichterstattung gegenüber der Öffentlichkeit ergibt sich unmittelbar aus § 10 Abs. 5 
KAnG, sodass insoweit keine gesetzliche Landesregelung erforderlich ist. Gegenüber der 
Öffentlichkeit wird im Rahmen der Fortschreibung berichtet, zusätzlich informiert der Frei-
staat Bayern die Öffentlichkeit fortlaufend über die Umsetzung der Bayerischen Klimaan-
passungsstrategie im Bayerischen Klimainformationssystem (BayKIS). Im Übrigen erfolgt 
auch eine Berichterstattung gegenüber dem Ministerrat anlässlich der Fortschreibung. 
Das Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz kann dem Ministerrat auch 
ohne gesetzliche Pflicht berichten. Die Regelungen der Geschäftsordnung der 
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Bayerischen Staatsregierung zu der Frage, wann eine Angelegenheit im Ministerrat be-
handelt wird, sind ausreichend. 

Eine Übermittlung der Kehrbuchdaten, soweit fachlich erforderlich auch von Einzelan-
gaben, an öffentliche Stellen zentral durch das LfStat bedarf aufgrund des Bayerischen 
Statistikgesetzes (BayStatG) einer gesetzlichen Regelung. 

C) Besonderer Teil 

Zu § 1 

Zu Nr. 1 (Art. 2 BayKlimaG) 

Zu Buchst. a 

Mit Art. 2 Abs. 1 BayKlimaG wird ein ambitionierter Beitrag Bayerns zur Erreichung der 
nationalen Klimaschutzziele festgeschrieben. Der Verweis auf die Bundesziele ein-
schließlich des aktuell für die Netto-Treibhausgasneutralität vorgesehenen Zieljah-
res 2045 ist zur Gewährleistung der Synchronität auch bei einer möglichen Änderung 
der Ziele auf Bundesebene dynamisch ausgestaltet. Der Freistaat Bayern strebt an, 
dass zu jedem der in § 3 KSG genannten Zieljahre die Treibhausgasemissionen je Ein-
wohner in Bayern den bundesdeutschen Durchschnittswert unterschreiten. 

Zu Buchst. b 

Durch die Änderung von Abs. 1 wird Abs. 2 obsolet. 

Zu Buchst. c 

Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung zu Buchst. b. 

Zu Nr. 2 (Art. 4 Abs. 1 BayKlimaG) 

Zu Buchst. a 

In Art. 3 Abs. 3 BayKlimaG hat sich der Freistaat Bayern selbst zur klimafreundlichen 
Bewirtschaftung staatlicher Grundstücke verpflichtet. Diesem Engagement für den Kli-
maschutz auf eigenen staatlichen Flächen soll durch die neue Regelung in Art. 4 Abs. 1 
Satz 3 Rechnung getragen werden. 

Bei Maßnahmen zum Moorbodenschutz ist der Fortschrittsbericht „Klimaschutz durch 
Moorbodenschutz“ zum Nachweis der Treibhausgaseinsparung in der Regel ausrei-
chend. 

Zu Buchst. b 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchst. a. 

Zu Nr. 3 (Art. 5 BayKlimaG) 

Zu Buchst. a 

Die Streichung des Bezugs auf die bundesweiten Sektorziele ist eine Folgeänderung 
zum Zweiten Gesetz zur Änderung des Bundes-Klimaschutzgesetzes. Mit dem Zweiten 
Gesetz zur Änderung des Bundes-Klimaschutzgesetzes wurde auf die Verbindlichkeit 
der sogenannten Sektorziele verzichtet, indem zur Einhaltung der nationalen Klima-
schutzziele von verbindlichen Sektorzielen auf eine sektorübergreifende und mehrjäh-
rige Gesamtrechnung umgestellt wurde (§ 4 KSG). Die bisherige Anlage 2 des Bundes-
Klimaschutzgesetzes wurde zu Anlage 2a, wobei aus der Überschrift in Bezug auf die 
Jahresemissionsmengen das Wort „zulässige“ gestrichen wurde. Diese Änderung in der 
Systematik des Bundes-Klimaschutzgesetzes wird nachvollzogen, indem auf den Be-
zug auf die Sektorziele als verbindliche Größe neben den Zielen nach Art. 2 BayKlimaG 
verzichtet wird. Außerdem wird im Sinne einer Folgeänderung zu Nr. 1 Buchst. b für die 
Minderungsziele nun wie in Art. 7 Satz 1 allgemein auf Art. 2 BayKlimaG verwiesen. 

Zu Buchst. b 

Nach § 12 Abs. 1 KAnG sind die Länder verpflichtet, für die Gebiete der kreisfreien Ge-
meinden und Kreise jeweils ein Klimaanpassungskonzept – soweit nicht bereits vorhan-
den – aufzustellen. Um den kreisfreien Gemeinden und Landkreisen die Möglichkeit zu 
geben, bis 31. Dezember 2027 noch eigene Konzepte aufzustellen bzw. fertigzustellen 
und den danach für die Aufstellung in Bayern zuständigen Regierungen einen 
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verlässlichen Überblick über den Stand der bereits aufgestellten Klimaanpassungskon-
zepte zu ermöglichen, müssen fertiggestellte Klimaanpassungskonzepte den Regierun-
gen bis 31. Dezember 2027 zur Kenntnis gegeben werden. Damit werden die Regie-
rungen für die erstmalige Bestandsaufnahme in die Lage versetzt, zu einem festgeleg-
ten Stichtag die Erforderlichkeit der Erstellung eines Klimaanpassungskonzeptes nach 
dem am 1. Januar 2028 in Kraft tretenden Art. 5 Abs. 3 Satz 1 und 2 BayKlimaG für ihre 
jeweiligen Gebiete zu überprüfen. 

Zu Nr. 4 (Art. 6 BayKlimaG) 

Zu Buchst. a 

Zu Doppelbuchst. aa 

Hier wird ein redaktioneller Fehler im Gesetzestext korrigiert. 

Zu Doppelbuchst. bb 

Art. 6 Abs. 1 Satz 3 und 4 BayKlimaG dienen der Klarstellung. Die Erfahrung bei der 
Durchführung von Art. 6 BayKlimaG hat gezeigt, dass die fehlende explizite gesetzliche 
Verankerung der Auskunftspflicht für die bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger in 
Einzelfällen umfangreiche Aufklärungsarbeit erforderlich macht. 

Zu Buchst. b 

Art. 6 Abs. 2 BayKlimaG soll eine effizientere und kehrbezirksübergreifende Übermitt-
lung von Kehrbuchdaten insbesondere an die Kreisverwaltungsbehörden als untere 
Wasserbehörde, Sicherheitsbehörde sowie untere Katastrophenschutz- und Zivil-
schutzbehörde ermöglichen und dient in erster Linie der gesamtstaatlichen Resilienz in 
Krisen und im Katastrophenfall. Schon jetzt ist die Abgabe von Kehrbuchdaten durch 
das LfStat möglich und erfolgt auf Baublockebene (oder Baublockseitenebene). Diese 
Daten werden durch das LfStat aggregiert veröffentlicht und erfüllen die statistische Ge-
heimhaltung. Für eine darüber hinausgehende Herausgabe von Einzelangaben fordert 
Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Alternative 2 BayStatG die Zulassung durch eine besondere 
Rechtsvorschrift. Diese wird hier für bestimmte Anwendungsfälle geschaffen. 

Die Datenübermittlung durch das LfStat ist verhältnismäßig, da eine sorgfältige Abwä-
gung ergibt, dass der Zweck der Datenabfrage ausnahmsweise das hohe Gut der infor-
mationellen Selbstbestimmung des einzelnen Anlagenbetreibers übertrifft. In der Ver-
gangenheit haben infolge von Hochwasserereignissen Havarien an Heizölverbraucher-
anlagen zu immensen Schäden an Umwelt und privaten Sachgütern geführt. Die Ver-
hinderung von Schäden durch austretendes Heizöl stellt ein öffentliches Interesse von 
erheblichem Gewicht dar und kann nur durch eine konsequente Überwachung und die 
lückenlose adressgenaue Erfassung von Heizölverbraucheranlagen in festgesetzten 
und vorläufig gesicherten Überschwemmungs- und Risikogebieten gemäß § 78b des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) erreicht werden. Grundsätzlich sind Betreiber von 
Heizölverbraucheranlagen verpflichtet, solche Anlagen bei der zuständigen Kreisver-
waltungsbehörde anzuzeigen. Ist dies in der Vergangenheit unterblieben, können die 
Behörden bei Hochwasserereignissen nicht schnell genug reagieren, weshalb es not-
wendig ist, für solche Fälle eine Möglichkeit zur schnellen und unmittelbaren Datenab-
frage zu schaffen. Um bei akuter Hochwassergefahr keine wertvolle Zeit zu verlieren, 
ist es außerdem entscheidend, dass die Datenabfrage auch schon im Vorfeld im Wege 
einer präventiven Gefahrenabwehr erfolgen kann. Da nicht absehbar ist, wann ein 
Hochwasserereignis eintritt und bei nicht angezeigten Heizölverbraucheranlagen u. U. 
umfassende Maßnahmen der allgemeinen und technischen Gewässeraufsicht erforder-
lich sein können, ist die Vervollständigung der Datensätze bei den Kreisverwaltungsbe-
hörden stets als zeitkritisch anzusehen. 

Des Weiteren kann für die adressgenaue Identifizierung von bestimmten älteren Gas-
heizungsanlagen ein öffentliches Interesse von erheblichem Gewicht bestehen, um bei-
spielsweise nach einem längeren Netzausfall diese Geräte sicher wieder in Betrieb neh-
men zu können. Hierzu ist das Aufsuchen jeder einzelnen Gasheizungsanlage durch 
technisch versiertes Personal notwendig. Bei Verzögerungen aufgrund einer unklaren 
Datenlage kann unter Umständen ein ganzes Gebiet, das mit derselben Gasleitung ver-
sorgt wird, längere Zeit nicht wieder an das Netz genommen werden, was gerade im 
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Winter zu erheblichen gesundheitlichen Risiken für die betroffene Bevölkerung führen 
kann. 

Zudem dient die Gesetzesänderung der Verwaltungsökonomie und Verfahrensbe-
schleunigung und entlastet die bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger von Einzelan-
fragen durch die jeweilige Behörde. Bisher haben die Behörden in Einzelfällen die Mög-
lichkeit, Kehrbuchdaten direkt bei den bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegern ab-
zufragen. Dieses Verfahren hat sich in der Vergangenheit als aufwendig und zeitinten-
siv erwiesen, weshalb mit Blick auf die oben genannten Zwecke der Abwehr erheblicher 
Gefahren ein effizienterer Übermittlungsweg geschaffen wird. Insbesondere müssen 
die bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger die Kehrbuchdaten erst aufwändig hän-
disch mit der Karte des jeweils betroffenen Gebiets oder gar von der Behörde zusätzlich 
erstellten Straßenlisten, im Regelfall ohne Nutzung von Geoinformationssystemen, ab-
gleichen. Die rein elektronische Datenaufbereitung im LfStat, unter Nutzung dafür aus-
gelegter Verfahren und vor dem Hintergrund der Behandlung der Daten nach fachsta-
tistischen Grundsätzen, ist einem aufwändigen und manuellen Verfahren bei den Be-
vollmächtigten vorzuziehen. Für das LfStat ist es zudem deutlich einfacher zu überprü-
fen, ob die anfragende Stelle zur Abfrage berechtigt ist, ob die Daten bereits übermittelt 
wurden und ob der erforderliche Zweck für die Datenübermittlung vorliegt. Eine Daten-
übermittlung durch das LfStat trägt so neben einer erhöhten Datensicherheit und einer 
Beschleunigung der Datenbereitstellung insbesondere auch zu einer Verbesserung im 
Hinblick auf den Grundsatz der Datensparsamkeit bei. Die Schaffung der Rechtsgrund-
lage im BayKlimaG ist damit nicht nur geeignet, sondern auch erforderlich, um den dar-
gestellten Zweck mit verbessertem Erfolg, höherer Sicherheit sowie deutlich weniger 
Aufwand zu erreichen. Die Übermittlung von Daten kann dadurch künftig zentral durch 
das LfStat über eine datenschutzkonforme Schnittstelle erfolgen. Durch die elektroni-
sche Abgabe der fachlich notwendigen Datensätze entfällt die aufwendige Zusammen-
führung der einzelnen kehrbezirksbasierten Datensätze bei den zuständigen Behörden 
und die wiederholte Abfrage bei den Bezirksschornsteinfegern. Die Verwendung eines 
nach einheitlichen Kriterien geprüften und GIS-referenzierten Datenbestandes führt zu-
dem zu einer Verbesserung der Datenqualität. Der Aufwand wird sowohl bei den be-
vollmächtigten Bezirksschornsteinfegern durch den Wegfall der zusätzlichen Daten-
übermittlung als auch bei den abfragenden Behörden für die Datenabfrage und -weiter-
verarbeitung minimiert („Once-Only-Prinzip“ und Datensparsamkeit). Der Umfang der 
zu erfassenden Daten bleibt unverändert, sodass sich der Verwaltungsaufwand für die 
Erhebung und Aktualisierung des relevanten Datenbestandes nicht erhöht. 

Durch die neue Regelung soll die Abgabe dieser Daten künftig zentralisiert und unter 
Einhaltung der Anforderungen der Landesstatistik im Sinne von Art. 17 und Art. 18 
Abs. 6 Satz 1 BayStatG durch das LfStat erfolgen. Die anfragende Stelle beachtet beim 
Umgang mit den übermittelten Daten die allgemeinen rechtlichen Vorgaben zur Zu-
griffsbegrenzung, Protokollierung, Geheimhaltung und Datenlöschung. 

Zu Nr. 5 (Art. 13 Satz 1 BayKlimaG) 

Hier handelt es sich um eine Folgeänderung zu Nr. 1. Aufgrund der Verweisung in Art. 2 
Abs. 1 BayKlimaG auf die nationalen Klimaschutzziele soll hier auf die lediglich wieder-
holende Nennung der Jahreszahl verzichtet werden, um bei einer Änderung des Kli-
maneutralitätsziels des Bundes keine Anpassung notwendig zu machen. 

 

Zu § 2 

Zu Nr. 1 (Überschrift Art. 5 BayKlimaG) 

Die Überschrift von Art. 5 BayKlimaG wird um die neu zu regelnden Klimaanpassungs-
konzepte erweitert. 

Zu Nr. 2 (Art. 5 Abs. 2 Satz 1 BayKlimaG) 

Die gesetzliche Empfehlung an sämtliche kommunalen Gebietskörperschaften, Anpas-
sungsstrategien zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels aufzustellen, ist durch 
§ 12 Abs. 1 Satz 1 und 2 KAnG obsolet geworden. Die Regelung gibt vor, dass in jedem 
Fall für das gesamte Staatsgebiet Klimaanpassungskonzepte aufgestellt werden müs-
sen, wobei die Länder bestimmen können, für welche Gebiete von kommunalen 
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Gebietskörperschaften Klimaanpassungskonzepte aufzustellen sind. Nach dem vorlie-
genden Gesetzentwurf wird das gesamte Staatsgebiet durch Klimaanpassungskon-
zepte für die Gebiete der 25 kreisfreien Gemeinden und 71 Landkreise abgedeckt. 

Aufgrund der nunmehr bestehenden Pflicht zur flächendeckenden Erfassung des 
Staatsgebiets besteht keine Notwendigkeit mehr für eine gesetzliche Empfehlung an 
die kommunalen Gebietskörperschaften, Anpassungsstrategien aufzustellen. 

Der Verweis in Art. 5 Abs. 2 Satz 1 BayKlimaG kann daher, soweit er die Klimaanpas-
sung betrifft, entfallen. 

Zu Nr. 3 (Art. 5 Abs. 3 BayKlimaG) 

Öffentliche Stelle und zu bestimmende Größe für das Gebiet einer Gemeinde, § 12 
Abs. 1 KAnG (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 BayKlimaG) 

§ 12 Abs. 1 KAnG verpflichtet die Länder, im Rahmen der Grenzen des Art. 28 
Abs. 2 GG diejenigen öffentlichen Stellen zu bestimmen, die für die Gebiete der Ge-
meinden und Kreise jeweils ein Klimaanpassungskonzept – soweit nicht bereits vorhan-
den – aufstellen. 

Die Regierungen sind aufgrund ihrer Bündelungsfunktion am besten geeignet, den in-
terdisziplinären Anforderungen an die Erstellung von Klimaanpassungskonzepten zu 
begegnen. 

Zudem hat die Aufgabenzuweisung an einige wenige Stellen deutliche Effizienzvorteile 
gegenüber einer Einzelzuweisung der Aufgaben an jede einzelne Kommune. 

Die Verpflichtung, ein Klimaanpassungskonzept aufzustellen, ist auf die Gebiete der 
kreisfreien Gemeinden und Landkreise beschränkt. Darin liegt eine Bestimmung nach 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 KAnG, wonach für das Gebiet einer Gemeinde unterhalb einer von 
den Ländern zu bestimmenden Größe kein Klimaanpassungskonzept aufgestellt wer-
den muss, solange dieses Gebiet durch ein Klimaanpassungskonzept für das Gebiet 
eines Kreises abgedeckt ist. Dass eine Bestimmung in dieser Art zulässig ist, hat das 
damalige Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz den Ländern am 26. September 2024 bestätigt. In Bayern gibt es ins-
gesamt 2 056 Gemeinden, wovon 2 031 kreisangehörige, aber nur 25 kreisfreie Ge-
meinden sind, sowie 71 Landkreise. Die Regelung ist daher zweckmäßig und führt zu 
einer erheblichen Kosteneinsparung. 

Bereits vorhandene Klimaanpassungskonzepte, § 12 Abs. 1 KAnG (Art. 5 Abs. 3 
Satz 2 BayKlimaG) 

Soweit für Gebiete von kreisfreien Gemeinden oder Landkreisen bereits ein Klimaan-
passungskonzept aufgestellt ist, bedarf es keiner erneuten Aufstellung durch die Regie-
rungen. Voraussetzung hierfür ist, dass das Konzept den Anforderungen des neuen 
Art. 5 Abs. 4 BayKlimaG und § 12 Abs. 5 und 6 KAnG entspricht. Dafür kommt es nicht 
darauf an, ob ein Dokument ausdrücklich als Klimaanpassungskonzept benannt ist. 

Zeitraum der Fortschreibung, § 12 Abs. 4 KAnG (Art. 5 Abs. 3 Satz 3 bis 5 BayKlimaG) 

Ein Zeitraum von 15 Jahren zur nach § 12 Abs. 4 KAnG erforderlichen Fortschreibung 
ist sachgerecht. Die Sollbestimmung schafft Flexibilität. In begründeten Ausnahmefäl-
len können die Regierungen den Zeitraum verkürzen oder verlängern. Weiterhin kön-
nen Regierungen von einer Fortschreibung absehen, falls kreisfreie Gemeinden oder 
Landkreise innerhalb des Fortschreibungszeitraums selbst tätig werden und auf freiwil-
liger Basis für ihr Gebiet ein eigenes Konzept aufstellen bzw. eine Fortschreibung ver-
anlassen. Um unbeabsichtigte Doppelarbeiten zu vermeiden und eine Überprüfung zu 
ermöglichen, sind der Entschluss zur Erstellung bzw. Fortschreibung sowie das fertige 
Klimaanpassungskonzept der Regierung zur Kenntnis zu bringen. 

Öffentlichkeitsbeteiligung, § 12 Abs. 4 KAnG 

Eine Öffentlichkeitsbeteiligung und eine Berichterstattung über die Umsetzung eines 
Maßnahmenkatalogs nach § 12 Abs. 4 KAnG sind nicht erforderlich. Die Klimaanpas-
sungskonzepte einschließlich ihres Maßnahmenkatalogs sind für die betroffenen kom-
munalen Gebietskörperschaften nicht unmittelbar rechtsverbindlich. Soweit die jeweils 
zuständigen Stellen einzelne Maßnahmen umsetzen, sind die erforderlichen Verfah-
rensschritte, einschließlich der Öffentlichkeitsbeteiligung, und materiellen Vorgaben in 
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den maßgeblichen Fachgesetzen geregelt. Zur Orientierung bei einer freiwilligen Um-
setzung von Maßnahmen können darüber hinaus Hinweise für die freiwillige Umsetzung 
und Evaluierung von Klimaanpassungskonzepten dienen, die das LfU den kreisfreien 
Gemeinden und Landkreisen zur Verfügung stellen wird. Umsetzungsmaßnahmen kön-
nen dem LfU zudem für eine Datenbank von Gute-Praxis-Beispielen im BayKIS gemel-
det werden. Durch die konzentrierte Darstellung verschiedener Beispiele im BayKIS 
können sich Öffentlichkeit und Kommunen über Maßnahmen in ganz Bayern informie-
ren. Dies dient der bayernweiten Evaluierung und Verbreitung von Umsetzungsmaß-
nahmen. 

Zu Nr. 3 (Art. 5 Abs. 4 BayKlimaG) 

Wesentliche Inhalte der Klimaanpassungskonzepte, § 12 Abs. 4 KAnG 

Nach § 12 Abs. 4 KAnG bestimmen die Länder die wesentlichen Inhalte der Klimaan-
passungskonzepte. Die gesetzliche Regelung in Abs. 4 sieht eine Gliederung der 
Klimaanpassungskonzepte in vier Bestandteile vor: Bestandsaufnahme, Betroffenheits-
analyse, Gesamtstrategie und Maßnahmenkatalog. 

Bestandsaufnahme (Art. 5 Abs. 4 Nr. 1 BayKlimaG): Für die Bestandsaufnahme nach 
Abs. 4 Nr. 1 kann als Datengrundlage das BayKIS verwendet werden, in dem für unter-
schiedliche räumliche Umgriffe bis auf Landkreisebene die Entwicklung klimatischer 
Kennwerte in der Vergangenheit und für definierte Zukunftsszenarien dargestellt wer-
den kann. 

Betroffenheitsanalyse (Art. 5 Abs. 4 Nr. 2 BayKlimaG): Die Betroffenheitsanalyse nach 
Abs. 4 Nr. 2 besteht aus einer Klimarisikoanalyse im Sinne einer Identifikation von po-
tenziellen prioritären Risiken und sehr dringlichen Handlungserfordernissen. Nach § 2 
Nr. 2 KAnG ist die Klimarisikoanalyse eine Ermittlung und Bewertung der gegenwärti-
gen und zukünftigen Risiken im Zusammenhang mit den Auswirkungen des Klimawan-
dels, in deren Rahmen der erforderliche Umfang und Detaillierungsgrad der Analyse 
durch die für die Erstellung zuständige juristische Person angemessen nach ihrer Situ-
ation und ihren Bedürfnissen festgelegt wird. Die Gesetzesbegründung zu § 2 
Nr. 2 KAnG „stellt klar, dass die sehr umfangreiche Klimarisikoanalyse des Bundes 
nicht den Maßstab für Klimarisikoanalysen der Länder oder anderer juristischer Perso-
nen des öffentlichen Rechts bildet“ (BT-Drs. 20/8764, S. 23). Das heißt, dass die Anfor-
derungen an Klimarisikoanalysen für die Gebiete der kreisfreien Gemeinden und Land-
kreise geringer sind als jene für den Bund. Die Anforderungen an Klimarisikoanalysen 
für den Bund sind in § 4 Abs. 1 und 2 KAnG festgelegt. Demnach soll eine Klimarisiko-
analyse als systematische Grundlage für die Klimaanpassung, insbesondere zur Ablei-
tung von Handlungserfordernissen und als Grundlage für Maßnahmenplanungen, mit-
tel- und langfristige Klimaszenarien betrachten. Ziel der Klimarisikoanalyse ist, aufzu-
zeigen, in welchen Handlungsfeldern, bei welchen Klimawirkungen und in welchen Re-
gionen besonders hohe Klimarisiken bestehen. Sie soll analysieren, wie die Risiken in 
einzelnen Handlungsfeldern zusammenhängen und sich gegenseitig beeinflussen, wel-
che Anpassungsmöglichkeiten bestehen und wie stark entsprechende Maßnahmen den 
Klimawandelfolgen entgegenwirken können. 

Klimarisikoanalysen benutzen modellbasierte Projektionen von klimatischen Einflüssen 
und sozioökonomischen Faktoren, um die zukünftige Betroffenheit gefährdeter Sys-
teme und Regionen (beispielsweise Hot-Spots) durch den Klimawandel einschätzen zu 
können. Wie kleinräumig Risikobereiche mithilfe einer Klimarisikoanalyse identifiziert 
werden können, hängt vom jeweils festgelegten Anwendungsbereich und von der Da-
tenverfügbarkeit sowie der räumlichen Auflösung der Daten ab. Klimarisikoanalysen un-
terscheiden sich daher stark, je nachdem für welches gefährdete System sie erstellt 
werden. Die Analysen für die Gebiete der kreisfreien Gemeinden und Landkreise sind 
deutlich weniger umfangreich als die Klimarisikoanalysen des Bundes und der Länder. 
Sie sollen, soweit einschlägig, entsprechend vorhandener Normen und Standards, wie 
der ISO 14091, durchgeführt werden. Das LfU stellt über das BayKIS regionale 
Klimadaten und weitere Grundlagen zur Durchführung kommunaler Klimarisiko-
analysen zur Verfügung. 

Übergeordnete Gesamtstrategie und Maßnahmenkatalog (Art. 5 Abs. 4 Nr. 3 
und 4 BayKlimaG): Die Ergebnisse der Klimarisikoanalyse dienen als Grundlage für die 
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Entwicklung einer Gesamtstrategie nach Abs. 4 Nr. 3 und die Erarbeitung von Maßnah-
men zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels nach Abs. 4 Nr. 4. 

Konkrete Ziele zur Klimaanpassung können in Abhängigkeit von der Betroffenheit durch 
den Klimawandel definiert und geeignete Maßnahmen zur Zielerreichung entwickelt 
werden. Dabei sollten Zielkonflikte zwischen den Maßnahmen vermieden werden. Die 
zuständigen Stellen können unverbindliche Maßnahmen empfehlen, die nach abge-
stimmten Kriterien priorisiert werden sollten. 

Die Sollbestimmung schafft Flexibilität. In begründeten Ausnahmefällen kann von den 
gesetzlichen Vorgaben zum Inhalt eines Klimaanpassungskonzepts abgewichen wer-
den. 

Weitere inhaltliche Anforderungen an Klimaanpassungskonzepte, § 12 Abs. 5 
und 6 KAnG 

Abs. 4 ist eine abschließende Regelung zum Inhalt der Klimaanpassungskonzepte. 
Darüber hinaus sind die Vorgaben des § 12 Abs. 5 und 6 KAnG zu beachten. 

Nach § 12 Abs. 5 KAnG sind bei der Aufstellung von Klimaanpassungskonzepten auch 
die Klimarisikoanalysen und Klimaanpassungskonzepte für Gebietskörperschaften zu 
berücksichtigen, an die die juristische Person angrenzt oder in denen sie sich befindet. 
Die Gesetzesbegründung führt als Beispiel das Klimaanpassungskonzept für ein Ge-
meindegebiet an, das die Klimarisikoanalyse seines Landkreises sowie der angrenzen-
den Gemeinden berücksichtigt (BT-Drs. 20/8764, S. 30 f.). Kooperation kann beispiels-
weise aufgrund der räumlichen Lage erforderlich sein – etwa entlang eines Flusses oder 
in einem Tal. Bei der Aufstellung von Klimaanpassungskonzepten ist zudem die Baye-
rische Klimaanpassungsstrategie zu berücksichtigen. 

Nach § 12 Abs. 6 KAnG sind in Klimaanpassungskonzepten relevante Planungen und 
sonstige Grundlagen – wie bestehende Hitzeaktionspläne, Starkregen- und Hochwas-
sergefahrenkarten, Freiraumkonzepte sowie Landschafts- und Grünordnungspläne – 
zu berücksichtigen. Klimaanpassungskonzepte sollen vorrangig auf bereits verfügbaren 
Planungen und Daten basieren. Es soll identifiziert werden, welche Lücken bezüglich 
der Klimaanpassung in der bisherigen Planung für das Gebiet des Kreises bestehen. In 
den Klimaanpassungskonzepten sollen dann Maßnahmen zur Schließung dieser Lü-
cken festgelegt werden. Bestehende Konzepte, die Aufgabenbereiche der Klimaanpas-
sung behandeln, können als Bestandteil eines Klimaanpassungskonzepts geführt wer-
den, soweit sie nach Ermessen der für die Konzepterstellung zuständigen öffentlichen 
Stellen hinreichend aktuell sind. Ein bloßer Verweis innerhalb des Klimaanpassungs-
konzepts auf die anderen Konzepte ist ausreichend. 

 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Die Regelungen betreffend die Klimaschutzziele, die Anrechnung von Klimaschutzmaß-
nahmen auf eigenen staatlichen Flächen, die Streichung des Bezugs auf die nicht mehr 
verbindlichen Sektorziele im Zusammenhang mit dem Bayerischen Klimaschutzpro-
gramm, die Information der Regierungen über bestehende Klimaanpassungskonzepte 
sowie die Kehrbuchdaten treten ohne Verzögerung in Kraft. 

Die übrigen Regelungen betreffend Klimaanpassungskonzepte treten dagegen erst am 
1. Januar 2028 in Kraft. Den kommunalen Gebietskörperschaften wird nach der bishe-
rigen Regelung in Art. 5 Abs. 2 Satz 1 BayKlimaG empfohlen, ergänzende örtliche An-
passungsstrategien aufzustellen. Durch die Übergangszeit wird es den kommunalen 
Gebietskörperschaften ermöglicht, bereits begonnene Arbeiten an Klimaanpassungs-
konzepten bis zum 31. Dezember 2027 zu beenden. Auf diese Weise kann § 12 Abs. 1 
Satz 1 KAnG, wonach bereits vorhandene Klimaanpassungskonzepte nicht erneut auf-
zustellen sind, mit entsprechender Vorlaufzeit und Planungssicherheit für die kommu-
nalen Gebietskörperschaften zur Anwendung kommen und die Regierungen können 
auf einem eindeutig definierten Stand, nämlich den zum 31. Dezember 2027 vorhande-
nen Konzepten, aufbauen, um die bundesrechtliche Verpflichtung zur Aufstellung von 
Klimaanpassungskonzepten nach § 12 KAnG in den noch übrigen Gebieten des Frei-
staates Bayern zu erfüllen. 



  

Stellungnahme  

Zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

           

              ADAC Südbayern e.V. 

 

 

 
ADAC Südbayern e.V. Stellungnahme zum  
Gesetz zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 11.05.2026 

Der ADAC Südbayern e.V. ist als für das Gebiet Südbayern zuständiger Regionalclub im ADAC ein 
nichtwirtschaftlicher Verein, der seine vorrangige Aufgabe in der Förderung und 
Aufrechterhaltung der Mobilität seiner Mitglieder sieht. Hilfe, Rat und Schutz nach Panne, Unfall 
und Krankheit beschreiben den Kern der Tätigkeiten. Ein hohes Engagement zeigt der ADAC für die 
Verkehrssicherheit sowie die Verkehrserziehung. Unabhängige Verbraucherschutztests dienen 
der Aufklärung der Mitglieder und tragen u. a. zu Fortschritten bei der Fahrzeugsicherheit, beim 
Umwelt- und Klimaschutz bei. Der ADAC ist ein anerkannter Verbraucherverband. Die 
Beratungsleistung für Mitglieder umfasst juristische, technische sowie touristische Themen. 
Zusätzlich gilt der Einsatz des ADAC der Förderung des Motorsports und des Tourismus sowie der 
Erhaltung, Pflege und Nutzung des kraftfahrttechnischen Kulturgutes, der Förderung der 
Luftrettung sowie der Wahrnehmung und Förderung der Interessen der Sportschifffahrt. Im 
Rahmen der Interessensvertretung setzt sich der ADAC für die Belange der 
Verkehrsteilnehmenden sowie für Fortschritte im Verkehrswesen unter Berücksichtigung des 
Umwelt- und Klimaschutzes ein. 

Der ADAC Südbayern e.V. ist eingetragen im Lobbyregister des Bayerischen Landtags nach dem 
Bayerischen Lobbyregistergesetz, Registernummer: DEBYLT023B. Die Interessensvertretung wird 
auf der Grundlage des Verhaltenskodex nach dem Bayerischen Lobbyregistergesetz und dem 
ADAC Verhaltenskodex Interessensvertretung betrieben. 

 

Der ADAC Südbayern e.V. bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum 
Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Gesetz zur Änderung des Bayerischen 
Klimaschutzgesetzes. 

Die Mobilität in Deutschland soll bis 2045 klimaneutral und bis dahin die jährlichen Klimaziele 
erreicht werden. Dies unterstützt der ADAC. Die Probleme des Verkehrssektors, die Vorgaben des 
Klimaschutzgesetzes in den vergangenen beiden Jahren einzuhalten, machen deutlich, dass 
Deutschland auf dem Weg der Transformation des Verkehrssektors schneller als bisher 
vorankommen muss. Dies ist aus Gründen des Klimaschutzes erforderlich, es ist aber auch 
notwendig, damit der Wandel zur klimaneutralen Mobilität nicht mit erheblichen 
Einschränkungen und Verteuerungen einhergeht. Der ADAC tritt dafür ein, dass Klimaschutz und 
bezahlbare Mobilität gemeinsam möglich sind. Der ADAC begrüßt daher grundsätzlich, dass mit 
der im Juli 2024 in Kraft getretenen Novelle des Klimaschutzgesetzes zwar die Sektorziele erhalten 
wurden, aber seit ihrem Inkrafttreten Emissionen flexibler zwischen den Sektoren ausgerichtet 
am sektorübergreifenden Gesamtziel eingespart werden. 

Für den ADAC bleibt der Anspruch, das Sektorziel für den Verkehr für 2030 zu erreichen und auch 
auf dem Weg zu klimaneutraler Mobilität 2045 schnell voranzukommen. Deshalb ist es wichtig, 
dass weiterhin ambitionierte Ziele im Verkehrssektor verfolgt werden und die jährliche 
Berichterstattung auch für Sektoren den Zwischenstand überprüfbar und transparent macht.  



 
ADAC Südbayern e.V. Stellungnahme zum  
Gesetz zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 11.05.2026 

Flexibilisierung der Zielerreichung  

Die im Gesetzentwurf angelegte Flexibilisierung der Emissionsminderung zwischen den Sektoren 
ist aus Sicht des ADAC grundsätzlich sinnvoll. Sie trägt dazu bei, Effizienzpotenziale 
sektorenübergreifend zu nutzen und unverhältnismäßige Belastungen einzelner Bereiche zu 
vermeiden. Gleichzeitig zeigen die Schwierigkeiten des Verkehrssektors, die bisherigen 
Zielvorgaben einzuhalten, dass die Transformation schneller vorangetrieben werden muss. 
Flexibilität darf daher kein Ersatz für konsequente Fortschritte im Verkehrsbereich sein. Der ADAC 
hält daran fest, dass das Sektorziel Verkehr für 2030 erreicht werden muss, die Transformation zur 
klimaneutralen Mobilität beschleunigt werden muss, und dass Maßnahmen so ausgestaltet 
werden müssen, dass sie wirksam, praxistauglich und sozial ausgewogen sind. 

 

Klimaschutz und bezahlbare Mobilität zusammen denken 

Für den ADAC ist entscheidend, dass Klimaschutz und bezahlbare Mobilität gemeinsam 
umgesetzt werden. Die Transformation darf nicht zu unverhältnismäßigen Kostensteigerungen 
führen, insbesondere den ländlichen Raum nicht benachteiligen, und muss praktikable 
Alternativen sowie realistische Übergangszeiträume berücksichtigen. Ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen Klimaschutzanforderungen und Mobilitätsbedürfnissen ist entscheidend für 
die gesellschaftliche Akzeptanz der Maßnahmen. 

 

Fazit 

Der ADAC begrüßt grundsätzlich, dass der Gesetzentwurf die Systematik des Bundes-
Klimaschutzgesetzes aufgreift und die Zielerreichung stärker sektorübergreifend ausrichtet. Die 
stärkere Synchronisierung mit den bundesweiten Klimazielen schafft eine wichtige Grundlage für 
ein abgestimmtes und wirksames Vorgehen im föderalen System. 

Gleichzeitig besteht aus Sicht des ADAC Ergänzungsbedarf insbesondere hinsichtlich der 
Sicherstellung von Transparenz und Nachvollziehbarkeit im Verkehrssektor sowie hinsichtlich der 
Fortführung ambitionierter und überprüfbarer Ziele für den Verkehr, und der konsequenten 
Verknüpfung von Klimaschutz und bezahlbarer Mobilität. 

Der ADAC setzt sich dafür ein, dass die Transformation zur klimaneutralen Mobilität beschleunigt 
wird – wirksam, bezahlbar und praxistauglich, und im Einklang mit den Mobilitätsbedürfnissen 
der Menschen. 

 

 

Kontakt:  

ADAC Südbayern e.V.  

Ridlerstraße 35 
80339 München 

E-Mail: verkehr.umwelt@sby.adac.de 
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Landesinnungsverband für das Bayerische 
Kaminkehrerhandwerk 
Gneisenaustraße 12 

80992 München 
 

Tel.: 0 89 / 54 41 39 - 0 
 

Geschäftszeiten: 
Mo bis Do  von 09.00 bis 12.00 Uhr und 
                 von 13.00 bis 16.00 Uhr  

 

 

 

Per Mail: ReferatUC@stmuv.bayern.de 
 
Bayerisches Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz 
Postfach 81 01 40 
81901 München 
 

Ihr Zeichen: UC2-U8729-2023/323-206 

Ihre Nachricht vom: 30.04.2026 

Unsere Zeichen:  

Unsere Nachricht vom:  

Es schreibt Ihnen: M. Knothe 

Telefon: 0 89 / 54 41 39 14 

Telefax: 0 89 / 54 41 39 25 

E-Mail:  technik@liv-info.de 

Besuchen Sie uns gerne 

im Internet unter: 

www.schornsteinfeger-liv-

bayern.de  

 

Datum:19.05.2026   
  

Verbändeanhörung – Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayerischen 
Klimaschutzgesetzes 
LobbyregisterID: DEBYLT0138 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
der Landesinnungsverband für das Bayerische Kaminkehrerhandwerk bedankt sich für die 
Möglichkeit einer Stellungnahme im Rahmen der Verbandsanhörung zur Änderung des 
Bayerischen Klimaschutzgesetzes. 
 
 
Zu Art. 6 Abs. 1 Satz 4 „Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf übergebene Kehrbücher.“ 
 
In einzelnen Fällen kann es vorkommen, dass die Übergabe nicht oder nicht vollständig entgegen 
§ 19 SchfHwG (i. d. F. ab dem 01.07.2025) übergeben werden. Für auftretende Fälle sieht § 19 
SchfHwG Abs. 3 letzter Absatz eine Nachbesserungsfrist unter Mitwirkung der Aufsichtsbehörde. 
Sofern die Unterlagen unvollständig oder nicht vollständig übergeben werden, besteht trotzdem 
Auskunftspflicht gegenüber dem Landesamt für Statistik. Der Satz sollte „unter Vorbehalt der 
Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben durch den Übergebenden“ ergänzt werden.  
 
 
Ergänzung: Art. 6 Abs. 3 
 
(3) Die in Abs. 1 zu erfassenden Anlagen sind ab dem 01.01.2027 auf elektrische 
Wärmeerzeugungsanlagen, insbesondere Wärmepumpen, zu erweitern. Die den 
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegern hierbei entstehenden Aufwendungen und Auslagen 
sind angemessen zu entschädigen. Hierzu sind entsprechende Tarifstellen im Kostenverzeichnis 
zum Kostengesetz zu schaffen. 
 
Die Erweiterung der Datenerhebung auf Wärmepumpen ist im Zuge der Energiewende sowie der 
kommunalen Wärmeplanung von erheblicher Bedeutung. Der Freistaat Bayern verfolgt 
ambitionierte Ziele zur Reduzierung von Treibhausgasemissionen und zur Transformation der 
Wärmeversorgung. Dabei werden in den kommenden Jahren in großem Umfang fossile 
Heizungsanlagen durch elektrische Wärmepumpensysteme ersetzt. Für eine belastbare energie- 
und klimapolitische Steuerung ist daher eine vollständige, aktuelle und räumlich hochaufgelöste 
Datengrundlage unerlässlich. 
 
 

mailto:ReferatUC@stmuv.bayern.de
http://www.schornsteinfeger-liv-bayern.de/
http://www.schornsteinfeger-liv-bayern.de/
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Die bisherige statistische Erfassung ermöglicht zwar eine Darstellung des Rückgangs fossiler 
Wärmeerzeuger, jedoch keine belastbare Aussage darüber, durch welche Technologien diese 
ersetzt werden. Gerade für die Bewertung des Fortschritts der Wärmewende, die Planung von 
Strom- und Wärmenetzen, die Abschätzung zukünftiger Netzlasten sowie die kommunale 
Wärmeplanung ist die Kenntnis über Anzahl, Art und regionale Verteilung von Wärmepumpen 
von zentraler Bedeutung. Ohne eine systematische und flächendeckende Erhebung entsteht eine 
erhebliche Datengrundlage-Lücke bei der Bewertung der tatsächlichen 
Transformationsgeschwindigkeit im Gebäudesektor. 
 
Das Bayerische Kaminkehrerhandwerk verfügt bereits heute über eine flächendeckende 
Organisationsstruktur sowie einen etablierten Zugang zu Gebäudeeigentümern und technischen 
Anlagen. Durch die jahrzehntelange Betreuung von Feuerungsanlagen bestehen belastbare 
Kontakte zu Eigentümern und Verwaltungen. Die bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger sind 
zudem mit den örtlichen Gegebenheiten vertraut und gewährleisten bereits heute eine 
einheitliche, qualitätsgesicherte und hoheitlich geprägte Datenerfassung. Dadurch kann die 
Erhebung effizient, wirtschaftlich und ohne zusätzlichen Verwaltungsaufbau umgesetzt werden. 
 
Die Einbindung des Bayerischen Kaminkehrerhandwerks würde somit nicht nur zu einer 
Vereinfachung und Vereinheitlichung der Datenerhebung führen, sondern auch die Qualität und 
Aktualität der Energie- und Emissionsberichterstattung nachhaltig verbessern. Die erhobenen 
Daten leisten einen wesentlichen Beitrag zur Fortschreibung der energie- und klimapolitischen 
Maßnahmen gemäß Art. 5 Abs. 4 ab dem 01.01.2028. 
 
Darüber hinaus zeigt die praktische Erfahrung aus dem Bundesland Schleswig-Holstein, dass die 
dortigen Kolleginnen und Kollegen bereits im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung sowie im 
Zusammenhang mit dem Gebäudeenergiegesetz (GEG) vergleichbare Tätigkeiten erfolgreich 
ausführen. Dies belegt sowohl die fachliche Eignung des Schornsteinfegerhandwerks als auch 
die praktische Umsetzbarkeit einer solchen Regelung. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
  
Heinz Nether       Holger Frischhut 
Landesinnungsmeister     Stellv. Landesinnungsmeister 
 
 
 

Markus Knothe 
Technischer Landesinnungswart 



 

 

Stellungnahme zur Novellie-
rung des Bayerischen Klima-
schutzgesetzes 
Stellungnahme der Verbraucherzentrale Bayern zum Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes (BayKlimaG) 

20. Mai 2026  

Verbraucherrelevanz 
Die Verbraucherinnen und Verbraucher sind bereits heute in besonderem Maße von den Folgen des 
Klimawandels betroffen – insbesondere durch steigende Energiekosten, zunehmende Hitzebelas-
tung in Wohngebäuden, Extremwetterereignisse sowie steigende Anforderungen an energetische 
Sanierungen und Anpassungsmaßnahmen. 

Die Verbraucherzentrale Bayern unterstützt Bürgerinnen und Bürger des Freistaats Bayern seit vie-
len Jahren im Rahmen der unabhängigen Energieberatung bei Fragen zu Energieeffizienz, energeti-
scher Sanierung, Hitzeschutz, erneuerbaren Energien und klimafreundlicher Wärmeversorgung. Die 
Energieberatung der Verbraucherzentrale leistet damit einen wichtigen Beitrag zur CO2-Einsparung, 
zur Senkung von Energiekosten sowie zur Stärkung der Eigenvorsorge der Verbraucherinnen und 
Verbraucher. 

Für das Gelingen von Klimaschutz und Klimaanpassung braucht es aus Sicht der Verbraucherzent-
rale Bayern verlässliche politische Rahmenbedingungen, transparente Informationen sowie unab-
hängige Beratungsangebote. Vor diesem Hintergrund begrüßt die Verbraucherzentrale Bayern 
grundsätzlich den Gesetzentwurf der bayerischen Staatsregierung und dessen Ziel, die gesetzlichen 
Regelungen des Bayerischen Klimaschutzgesetzes an die bundesrechtlichen Vorgaben anzupassen 
und die Klimaanpassung im Freistaat systematisch zu stärken. 
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Zusammenfassung 
Die Verbraucherzentrale Bayern bewertet die vorgesehenen Regelungen zur Klimaanpassung 
grundsätzlich positiv. Gleichzeitig bestehen aus Verbrauchersicht erhebliche Risiken, wenn Klima-
schutzziele abgeschwächt, Beteiligungsrechte der Öffentlichkeit nicht ausreichend berücksichtigt 
oder soziale Auswirkungen der Transformation nicht hinreichend adressiert werden. 

Die Verbraucherzentrale Bayern empfiehlt daher insbesondere: 

• die Verbraucherperspektive ausdrücklich in Klimaanpassungskonzepte einzubeziehen, 

• eine stärkere Beteiligung der Öffentlichkeit vorzusehen, 

• Energieberatung und Verbraucherinformation als Bestandteil der Klimaanpassung gesetzlich zu 
verankern, 

• sozialverträgliche und verbraucherfreundliche Maßnahmen zur CO2-Reduktion zu stärken, 

• Transparenz und Datenschutz bei der Nutzung von Kehrbuchdaten sicherzustellen. 

Soweit zu einzelnen Regelungsbereichen keine ausdrücklichen Positionierungen der Verbraucher-
zentralen vorliegen, wurde dies berücksichtigt und auf weitergehende Bewertungen verzichtet.  
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1 Bewertung des Gesetzesvorhabens 

1.1 Grundsätzliche Zielsetzung 
Die Synchronisierung der bayerischen Klimaschutzziele mit den bundesrechtlichen Zielvorgaben 
wird im Gesetzentwurf mit einer besseren Koordinierung zwischen Bund und Ländern begründet. 
Die Verbraucherzentrale Bayern erkennt an, dass eine abgestimmte und koordinierte Zielerreichung 
im föderalen System grundsätzlich sinnvoll sein kann. Gleichzeitig ist aus Sicht des Verbraucher-
schutzes entscheidend, dass die Anpassung der Zielsystematik nicht zu einer faktischen Abschwä-
chung der Klimaschutzanstrengungen führt. 

Aus Sicht des Verbraucherzentrale Bundesverbandes (vzbv) müssen Klima- und Verbraucherschutz 
gemeinsam gedacht werden. Dem schließt sich die Verbraucherzentale Bayern an. Verbraucherin-
nen und Verbraucher benötigen verlässliche politische Rahmenbedingungen, bezahlbare Transfor-
mationspfade sowie Unterstützung bei Investitionen in Energieeffizienz und erneuerbare Energien. 

 

1.2 Klimaanpassung als Bestandteil des Verbraucher-
schutzes 

Die ausdrückliche Aufnahme und Konkretisierung von Klimaanpassungskonzepten im Bayerischen 
Klimaschutzgesetz ist aus Sicht der Verbraucherzentrale Bayern grundsätzlich zu begrüßen. 

Verbraucherinnen und Verbraucher sind unmittelbar von den Folgen des Klimawandels betroffen. 
Die Energieberatung der Verbraucherzentrale Bayern unterstützt Verbraucherinnen und Verbrau-
cher bereits heute durch individuelle Beratung bei Maßnahmen zur Klimaanpassung im eigenen Ge-
bäude. Dazu zählen insbesondere Beratungen zu: Energieeffizienz, energetischer Sanierung, Hitze-
schutz, erneuerbaren Energien und klimafreundlicher Wärmeversorgung. 

 

Die Verbraucherzentrale Bayern empfiehlt 
Die unabhängige Beratung für Verbraucherinnen und Verbraucher muss als wichtiger Bestand-
teil der Umsetzung von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen ausdrücklich anerkannt 
werden. 
Die Energieberatung der Verbraucherzentrale unterstützt Verbraucherinnen und Verbraucher 
bereits heute unabhängig und anbieterneutral. Die Verbraucherzentrale Bayern regt an, die Rolle 
unabhängiger Beratungsstrukturen in der Umsetzung kommunaler Klimaanpassungskonzepte 
stärker zu berücksichtigen. 
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2 Positive Aspekte des Gesetzentwurfs 

2.1 Stärkung der Klimaanpassung 
Positiv zu bewerten ist, dass künftig flächendeckend Klimaanpassungskonzepte für die Gebiete der 
kreisfreien Gemeinden und Landkreise erstellt werden sollen. Aus Verbrauchersicht ist insbeson-
dere hervorzuheben, dass der Maßnahmenkatalog nach Art. 5 Abs. 4 Nr. 4 BayKlimaG ausdrücklich 
Maßnahmen zur Vorsorge bei extremen Hitzelagen, extremer Dürre und Starkregen sowie Maßnah-
men zur Stärkung der Eigenvorsorge der Bürgerinnen und Bürger enthalten soll. 

Die Berücksichtigung der Eigenvorsorge ist aus Sicht der Verbraucherzentrale Bayern sachgerecht 
und notwendig. Die Verbraucherzentrale berät bereits heute im Rahmen ihrer Energieberatung um-
fassend zur Klimaanpassung am und im Gebäude (z. B. sommerlicher Wärmeschutz, Entsiegelung, 
Schutz vor Starkregen). Diese bestehenden Strukturen sollten in Art. 5 BayKlimaG explizit als Instru-
ment zur Unterstützung der Eigenvorsorge der Bürgerinnen und Bürger genannt werden, um Syner-
gien zwischen Klimaschutz (Effizienz) und Klimaanpassung (Resilienz) zu nutzen. 

 

Die Verbraucherzentrale Bayern empfiehlt 
In Art. 5 Abs. 4 BayKlimaG ist ausdrücklich aufzunehmen, dass Klimaanpassungskonzepte auch 
Maßnahmen zur Verbraucherinformation, Verbraucherberatung und Stärkung der Eigenvorsorge 
enthalten sollen. 
Hierzu zählen insbesondere: Informationen zum Hitzeschutz im Gebäude, Beratung zu energie-
effizienter Sanierung, Unterstützung beim Einsatz erneuerbarer Energien, Hinweise zu Förder-
möglichkeiten und Maßnahmen zur Senkung des Energieverbrauchs. 

 

2.2 Verwaltungsvereinfachung bei Kehrbuchdaten 
Als Verbraucherzentrale Bayern begrüßen wir die geplante zentrale und digitale Übermittlung von 
Kehrbuchdaten, da diese grundsätzlich zu einer effizienteren Gefahrenabwehr beitragen kann. Ins-
besondere im Bereich Hochwasserschutz und bei Risiken für Heizölverbraucheranlagen besteht ein 
legitimes öffentliches Interesse an einer schnellen Datenverfügbarkeit. 
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3 Kritikpunkte und Risiken für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher 

3.1 Risiko einer Abschwächung der Klimaschutzziele 
Kritisch sieht die Verbraucherzentrale Bayern die vorgesehene Aufgabe des bisherigen bayerischen 
Zieljahres 2040. Auch wenn der Gesetzentwurf betont, dass damit „kein Abstrich am Klimaschutz-
willen Bayerns“ verbunden sei, besteht aus Verbrauchersicht die Gefahr, dass wichtige Investiti-
ons- und Planungssignale abgeschwächt werden und damit eine Verzögerung wichtiger Unterstüt-
zungsleistungen einhergeht. 

Verbraucherinnen und Verbraucher benötigen langfristige Planungssicherheit, insbesondere bei: 
Gebäudesanierungen, Heizungsmodernisierung, Photovoltaik, Wärmepumpen und weiteren Inves-
titionen in Energieeffizienz.  

3.2 Fehlende verbindliche Öffentlichkeitsbeteiligung 
Besonders kritisch bewertet die Verbraucherzentrale Bayern, dass der Gesetzentwurf ausdrücklich 
auf eine gesetzliche Verpflichtung zur Öffentlichkeitsbeteiligung bei Klimaanpassungskonzepten 
verzichtet. Gerade Maßnahmen der Klimaanpassung betreffen Verbraucherinnen und Verbraucher 
unmittelbar im Alltag und im Wohnumfeld.  

Die Verbraucherzentrale Bayern empfiehlt 
Eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ist dringend erforderlich. Nur so können Akzep-
tanz, Wirksamkeit und die soziale Ausgewogenheit der klimabezogenen Maßnahmen gewährleis-
tet werden. 
Eine verpflichtende Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Erstellung von Klimaanpassungskon-
zepten ist deshalb gesetzlich vorzusehen. Dadurch könnten Verbraucherinteressen frühzeitig 
berücksichtigt, lokale Erfahrungen eingebunden sowie die Transparenz verbessert werden.  

 

3.3 Fehlende ausdrückliche Berücksichtigung sozialer 
Auswirkungen 

Der Gesetzentwurf enthält keine ausdrücklichen Vorgaben zur sozialen Ausgewogenheit von Klima-
anpassungs- und Klimaschutzmaßnahmen. Dies ist aus Sicht des Verbraucherschutzes problema-
tisch. Haushalte mit geringem Einkommen sind von steigenden Energiepreisen, Sanierungskosten 
und Klimafolgen häufig besonders stark betroffen. 

 

Die Verbraucherzentrale Bayern empfiehlt 
Vulnerable Verbrauchergruppen müssen gezielt unterstützt werden. Darüber hinaus braucht es 
einen sozial gerechten Ausgleich klimabedingter Belastungen. 
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Bei allen Maßnahmen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung ist deshalb die soziale Tragfä-
higkeit ausdrücklich zu berücksichtigen. Dies betrifft insbesondere: Förderprogramme, energeti-
sche Sanierungen, Anforderungen an Heizsysteme und Kostenbelastungen für private Haus-
halte. 

 

3.4 Datenschutz und Transparenz bei Kehrbuchdaten 
Die Verbraucherzentrale Bayern erkennt das öffentliche Interesse an einer effizienten Gefahrenab-
wehr an. Gleichzeitig ist unbedingt sicherzustellen, dass die Datenverarbeitung streng zweckgebun-
den erfolgt, Verbraucherinnen und Verbraucher transparent informiert werden und keine über das 
erforderliche Maß hinausgehende Datennutzung erfolgt. 
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Ihre Nachricht vom  30.04.2026 

 

 

München, Nürnberg, den 22.05.2026 

 

Verbandsanhörung –  

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

Hier: Stellungnahme des BUND Naturschutz in Bayern (BN)  

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken für die Beteiligung an der Verbändeanhörung zum o.g. Gesetzentwurf und 

nehmen fristgerecht wie folgt Stellung. 

Der BUND Naturschutz hatte 2020 das im Vergleich zum Bund ambitioniertere bayerische Ziel 

der Klimaneutralität bis 20240 ausdrücklich begrüßt. Die nun mit der Änderung des 

BayKlimaG vorgesehene Koppelung an das bundesweit gültige Klimaziel (aktuell 2045) ist aus 

den folgenden Gründen aus klimapolitischer Sicht nicht sachgerecht: 

Das 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens ist völkerrechtlich bindend und bildet 

weiterhin den zentralen Maßstab für die Ausrichtung der Klimapolitik auch in der 

Bundesrepublik und in Bayern. Auch wenn seine Einhaltung zunehmend herausfordernd ist, 

verliert es nicht an Gültigkeit. Vielmehr ist es gerade unter verschärften Bedingungen 

entscheidend, politische Maßnahmen konsequent an diesem Ziel auszurichten. 
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Die aktuelle Entwicklung verdeutlicht die Dringlichkeit: Global steuert die Erderhitzung unter 

Berücksichtigung der bisher getätigten Maßnahmen derzeit auf 2,6°C bis 2100 zu. In Bayern 

ist bereits jetzt eine Temperaturzunahme von rund 1,9°C zu verzeichnen1. Die Folgen zeigen 

sich unter anderem in häufigeren Extremwetterereignissen, zunehmender Trockenheit und 

Belastungen für Ökosysteme und Landwirtschaft. 

Auch wenn das 1,5-Grad-Ziel (temporär) überschritten werden sollte, bleibt es notwendig, 

dieses Ziel langfristig einzuhalten. Entscheidend ist, die Dauer einer möglichen 

Überschreitung so kurz wie möglich zu halten und die Erwärmung perspektivisch wieder auf 

1,5 Grad zu begrenzen. 

Aus dem 1,5-Grad-Ziel ergibt sich ein begrenztes globales CO₂-Budget und damit die 

Notwendigkeit, Emissionen zügig und kontinuierlich zu reduzieren. Bayern trägt als Teil einer 

wirtschaftlich starken Region mit historisch überdurchschnittlichen Emissionen eine 

besondere Verantwortung, hierzu einen angemessenen Beitrag zu leisten. Dies gilt auch im 

internationalen Kontext der Lastenteilung. 

Aus dem global verbleibenden CO₂-Budget, das mit dem verbindlichen 1,5-Grad-Ziel 

vereinbar ist, lassen sich unter Berücksichtigung von Bevölkerungsanteilen nationale 

Emissionsbudgets ableiten. Wird für diese Budgets eine kontinuierliche Reduktion der 

Emissionen angenommen, ergibt sich daraus zwangsläufig ein Zeitpunkt, zu dem 

Klimaneutralität erreicht sein muss. Für Deutschland zeigen entsprechende Berechnungen, 

dass Klimaneutralität bei einer linearen Reduktion der Emissionen bereits gegen Ende dieses 

Jahrzehnts erforderlich wäre, um das 1,5-Grad-Ziel mit einer Wahrscheinlichkeit von lediglich 

50 Prozent einzuhalten2. Andere Quellen gehen davon aus, dass Deutschland bis 2035 

klimaneutral3 sein müsste, um seinen gerechten Anteil am Einhalten des 1,5 Grad-Ziels zu 

leisten. 

Vor diesem Hintergrund hat eine Verschiebung des Klimaziels durch den bayerischen 

Landtag fatale Auswirkungen. Gerade weil die Zielerreichung bis 2040 herausfordernd ist, 

sollte der Fokus darauf liegen, die bestehenden Maßnahmen zu verstärken und Hemmnisse 

abzubauen und nicht darin, das Ziel nach hinten zu verschieben. Ein bloßes Anstreben 

niedrigerer Pro-Kopf-Emissionen als im bundesdeutschen Durchschnitt reicht hierfür nicht.  

Maßnahmen zur Klimaanpassung, wie sie im Entwurf der Gesetzesnovelle vorgesehen sind, 

sind notwendig und sinnvoll, können die Bewohner*innen Bayerns aber nur dann 

ausreichend schützen, wenn es gelingt, die Klimaerhitzung auf ein menschen- und 

naturverträgliches Maß zu begrenzen. Versäumnisse bei der Erfüllung dieses 

völkerrechtlichen Auftrags werden zukünftig notwendige Anpassungsmaßnahmen drastisch 

verteuern und zugleich in ihrer Wirkung beschränken. Insofern können 

Anpassungsmaßnahmen kein Ersatz für eine massive Reduktion von Treibhausgasen sein, 

 
1 https://www.lfu.bayern.de/klima/klimawandel/klimaveraenderung/index.htm 
2 https://www.showyourbudgets.org/?country=germany 
3 https://wupperinst.org/a/wi/a/s/ad/5169/ 
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sondern lediglich eine ergänzende Maßnahme zur Abfederung der Folgen früherer und 

zukünftiger Versäumnisse. 

Das Argument, Bayern könne beim Klimaschutz wegen der Zuständigkeiten des Bundes nur 

begrenzt handeln, greift zu kurz. Zwar liegen zentrale Rahmenbedingungen in der Tat auf 

Bundesebene, doch in mehreren entscheidenden Bereichen verfügt der Freistaat über 

erhebliche eigene Handlungsmöglichkeiten: 

Während im Stromsektor bereits konkrete Fortschritte beim Ausbau erneuerbarer Energien 

erkennbar sind, bleiben insbesondere in den Sektoren Wärme und Verkehr die Emissionen 

deutlich zu hoch. In Bayern ist der Verkehr sogar die größte Emissionsquelle. Im 

Verkehrsbereich kann Bayern u.a. durch einen konsequenten Ausbau von Bus- und 

Bahnangeboten, bessere Taktung, mehr Regionalverkehr, sichere Radwege und eine stärkere 

Förderung des Nahverkehrs unmittelbar zur Emissionsminderung beitragen. Diese 

Maßnahmen liegen nicht ausschließlich in der Verantwortung des Bundes, sondern können 

auch auf Landesebene aktiv vorangetrieben werden. 

Auch im Wärmesektor hat die Staatsregierung Gestaltungsspielraum. Mit dem Festhalten an 

bestehenden Gasnetzen in der Wärmestrategie und der indirekten Subventionierung neuer 

Gasbohrungen (wie bspw. in Reichling und Gimmenhausen) werden hier falsche Anreize und 

Signale gesetzt. Wer Klimaneutralität ernst meint, sollte nicht an Strukturen festhalten, die 

auf langfristige fossile Nutzung ausgelegt sind. 

Fazit: Bayern ist klimapolitisch nicht machtlos. Der Freistaat kann in zentralen Bereichen 

selbst deutlich mehr tun, als oft behauptet wird. Wer Klimaschutz ernst nimmt, muss die 

vorhandenen landespolitischen Spielräume nutzen, statt sie mit Verweis auf den Bund 

kleinzureden. Eine konsistente Klimapolitik erfordert Zielklarheit und Verlässlichkeit. Das Ziel 

der Klimaneutralität bis 2040 wie bisher im BayKlimaG formuliert beizubehalten und zu 

erreichen ist daher ein wichtiger Bestandteil einer glaubwürdigen und wirksamen 

Klimastrategie. 

Der BUND Naturschutz ist im Lobbyregister eingetragen (Lobbyregister-ID DEBYLT00EC).  

Diese Stellungnahme kann veröffentlicht werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Martin Geilhufe Kasimir Buhr  
Landesvorsitzender BN-Energiereferent 
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Offenbach, 22.05.2026 
 
Stellungnahme des Deutschen Energieberater-Netzwerks (DEN) e.V. zum Gesetzesentwurf 
zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes   
 
Perspektive eines Energieberaters 

Aus Sicht der Energieberaters ist der vorgelegte Gesetzentwurf in seiner Grundrichtung zwie-
spältig zu bewerten. Positiv ist, dass einzelne Vollzugsinstrumente präzisiert und die Klimaan-
passung systematischer organisiert werden. Kritisch ist jedoch, dass Bayern seine bisherige 
Rolle als eigenständig ambitioniertes Land im Klima- und Umweltschutz bewusst zurücknimmt, 
indem das bisherige Ziel der Klimaneutralität bis 2040 aufgegeben und die Zielarchitektur weit-
gehend an die bundesrechtliche Systematik angelehnt wird. 
Das geltende BayKlimaG formuliert bislang ausdrücklich, dass Bayern spätestens bis 2040 
klimaneutral sein soll, und verankert diesen Anspruch auch institutionell im Koordinierungsstab 
als Steuerungs- und Kontrollinstanz für ein „klimaneutrales Bayern 2040“. Der Gesetzentwurf 
hebt Art. 2 Abs. 2 auf, ersetzt die feste Zielmarke durch eine Orientierung an den nationalen 
Klimaschutzzielen und streicht in Art. 13 die Jahreszahl 2040 ersatzlos. Damit wird aus einem 
eigenständigen politischen und gesetzlichen Führungsanspruch ein Beitrag im Gleichschritt 
mit dem Bund. 
 
Aufgabe der Vorreiterrolle 

Aus unserer Sicht ist diese Änderung mehr als eine redaktionelle Anpassung. Ambitionierte, 
frühzeitige Landesziele wirken in der Praxis als Investitionssignal für Gebäudeeigentümer, 
Kommunen, Wohnungswirtschaft, Handwerk, Planer und Energieberater. Sie schaffen Pla-
nungssicherheit, setzen einen Erwartungsrahmen für Sanierungsstrategien und unterstützen 
die Marktentwicklung hin zu Wärmepumpen, erneuerbaren Energien, serieller Sanierung, kli-
mafesten Gebäuden und einer höheren Energieeffizienz. 
Der Entwurf begründet die Abkehr vom 2040-Ziel damit, dass wesentliche Stellschrauben in 
den Bereichen Energieversorgung, Industrie, Verkehr und Landwirtschaft beim Bund lägen 
und eine Synchronisierung im föderalen System derzeit die wirksamste und wirtschaftlich ver-
träglichste Lösung sei. Dieses Argument ist nachvollziehbar, überzeugt aber aus fachlicher 
Sicht nur teilweise. Gerade weil Länder nicht alle Instrumente selbst steuern, kommt ihrer Vor-
bildfunktion, ihrer Förderpolitik, ihrer Beschaffung, ihrer Flächenpolitik und ihrer kommunalen 
Steuerung besondere Bedeutung zu. Ein Land wie Bayern muss nicht alle ordnungsrechtlichen 
Hebel besitzen, um als Taktgeber zu wirken. 
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Folgen für den Gebäudesektor 

Für den Gebäudesektor ist die Aufgabe der Vorreiterrolle besonders problematisch. Die euro-
päische Gebäuderichtlinie EPBD verlangt eine deutliche Beschleunigung der Dekarbonisie-
rung des Gebäudebestands, nationale Gebäuderenovierungspläne, Mindestvorgaben für die 
Gesamtenergieeffizienz, die schrittweise Abkehr von fossilen Heizkesseln, die stärkere Nut-
zung von Solarenergie auf Gebäuden und die Transformation zu Nullemissionsgebäuden. Zu-
gleich hebt sie hervor, dass Gebäude in der Union rund 40 Prozent des Endenergieverbrauchs 
und 36 Prozent der energiebedingten Treibhausgasemissionen verursachen und dass der Ge-
bäudebestand schneller renoviert werden muss. 
Vor diesem Hintergrund sendet die bayerische Novelle das falsche Signal. Während die euro-
päische Entwicklung auf Beschleunigung, Verbindlichkeit und langfristig klarere Dekarbonisie-
rungspfade setzt, reduziert der Entwurf die politische Eigenambition des Landes und ersetzt 
sie durch eine dynamische Verweisung auf Bundesziele. Für die Energieberatung bedeutet 
das nicht weniger Arbeit, aber schlechtere politische Rahmensicherheit. Gebäudeeigentümer 
investieren eher, wenn Ziele nicht nur abstrakt, sondern regional sichtbar und politisch glaub-
würdig vorgezogen formuliert werden. 
 
Positiv zu bewertende Elemente 

Nicht alle Änderungen sind negativ. Es ist nachvollziehbar., dass die bisherigen Bezüge auf 
bundesweite Sektorziele aus dem Klimaschutzprogramm gestrichen werden, nachdem diese 
auf Bundesebene nicht mehr verbindlich sind, aber Sektorenbezogene Eckwerte sind unserer 
Meinung nach unbedingt erforderlich. Positiv ist die stärkere Systematisierung der Klimaan-
passung: Künftig sollen die Regierungen für die Gebiete der kreisfreien Gemeinden und Land-
kreise Klimaanpassungskonzepte erstellen; diese sollen Bestandsaufnahme, Klimarisikoana-
lyse, Gesamtstrategie und Maßnahmenkatalog umfassen, einschließlich Vorsorge gegen 
Hitze, Dürre und Starkregen. 
Gerade für die Energieberatung ist diese stärkere Verknüpfung von Klimaschutz und Klimaan-
passung sinnvoll. Gebäude müssen künftig nicht nur weniger Energie verbrauchen, sondern 
auch hitzeresilient, schadensrobust und langfristig nutzbar bleiben. Die EPBD betont ebenfalls, 
dass Maßnahmen zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz den klimatischen Bedingun-
gen, der Anpassung an den Klimawandel, dem Innenraumklima und der Kosteneffizienz Rech-
nung tragen sollen. In diesem Punkt bewegt sich der Entwurf also in eine fachlich richtige 
Richtung. 
 
Kritische Würdigung der Vollzugslogik 

Problematisch ist jedoch, dass der Entwurf den Rückzug bei den Zielen teilweise durch stär-
kere Verwaltungsorganisation kompensiert. Die neue Struktur bei Klimaanpassungskonzepten 
kann Effizienzvorteile bringen, weil Regierungen gebündelt für 25 kreisfreie Gemeinden und 
71 Landkreise tätig werden und damit das gesamte Staatsgebiet erfassen sollen. Zugleich 
besteht die Gefahr, dass lokale Dynamik, kommunale Eigenverantwortung und der Wettbe-
werb um ambitionierte Lösungen geschwächt werden, wenn aus einer kommunalen Empfeh-
lung ein stärker zentralisiertes Verfahren wird. 
Ähnlich ist die Neuregelung zu den Kehrbuchdaten zu bewerten. Dass das Landesamt für 
Statistik Daten zentral und digital für bestimmte öffentliche Zwecke übermitteln darf, kann für 
Gefahrenabwehr, Gewässerschutz und Versorgungssicherheit sinnvoll sein und Verwaltungs-
aufwand reduzieren. Aus Sicht der Energieberatung wäre es jedoch wünschenswert, solche 
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Datengrundlagen noch stärker strategisch für Gebäuderenovierung, Wärmewende und zielge-
richtete Sanierungsberatung nutzbar zu machen, statt sie überwiegend als Instrument der Ge-
fahrenabwehr zu rahmen. 
 
Fachliche Gesamtbewertung 

Aus Sicht der Energieberater ist der Gesetzentwurf deshalb nur teilweise positiv zu bewerten. 
Er verbessert einzelne Vollzugsaspekte und schafft bei der Klimaanpassung mehr Struktur, 
verliert aber an strategischer Klarheit und an klimapolitischer Führungsstärke. Die Aufgabe 
des Zieljahres 2040 ist keine bloße Harmonisierung, sondern eine bewusste Absenkung des 
landespolitischen Ambitionsniveaus gegenüber dem geltenden Recht. 
Gerade im Gebäudebereich wäre das Gegenteil erforderlich: ein klarer, verlässlicher und mög-
lichst früher Transformationspfad, der Investitionen vorzieht, Fachkräfte mobilisiert, Kommu-
nen stärkt und Eigentümer nicht in eine abwartende Haltung drängt. Wer als Land auf Vorrei-
teransprüche verzichtet, spart kurzfristig womöglich politische Konflikte, verliert aber mittel- 
und langfristig Innovationsdruck, Marktimpulse und Glaubwürdigkeit im Klima- und Umwelt-
schutz. 
 
Empfehlungen 

Aus fachlicher Sicht sollte der Gesetzentwurf deshalb mindestens in folgenden Punkten nach-
geschärft werden: 

• Das Land sollte ein eigenständiges, überprüfbares Ambitionsniveau beibehalten, ent-

weder durch Festhalten am Zieljahr 2040 oder durch verbindliche bayerische Zwi-

schenziele, die über eine bloße Unterschreitung des Bundesdurchschnitts hinausge-

hen. 

• Das Klimaschutzprogramm sollte für den Gebäudesektor messbare Leitlinien enthal-

ten, etwa zu Sanierungsrate, erneuerbarer Wärme, Dekarbonisierung staatlicher Lie-

genschaften und kommunaler Wärmeplanung im Zusammenspiel mit Bundes- und 

EU-Recht. 

• Die Klimaanpassungskonzepte sollten eng mit Strategien zur energetischen Sanie-

rung, Hitzeschutzplanung, resilienten Quartiersentwicklung und sozialverträglichen 

Modernisierung verbunden werden. 

• Die verbesserten Datengrundlagen sollten nicht nur für die Gefahrenabwehr, sondern 

auch für eine zielgenauere Steuerung der Wärmewende und der Energieberatung 

nutzbar gemacht werden, unter klaren datenschutzrechtlichen Leitplanken. 
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Schlussbemerkung 

Bayern hatte mit dem bisherigen BayKlimaG den Anspruch formuliert, früher als der Bund 
klimaneutral zu werden und damit eine politische Vorreiterrolle einzunehmen. Der vorgelegte 
Entwurf verabschiedet sich von diesem Anspruch weitgehend und ersetzt ihn durch Verwal-
tungsoptimierung und bundesrechtliche Synchronisierung. Aus Sicht der Energieberater ist 
das für die Praxis im Gebäudebereich das falsche Signal: Nicht weniger, sondern mehr Ver-
lässlichkeit, Ambition und regionaler Gestaltungswille wären jetzt erforderlich, um Klima- und 
Umweltschutz mit wirtschaftlicher Modernisierung zu verbinden 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
 
 
 
 
 
................................................. 
Jutta Maria Betz  
Vorstand des Deutschen Energieberater-Netzwerks (DEN) e.V. 
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Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und  
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22.05.2026 
 
Geschäftszeichen: UC2-U8729-2023/323-206 
 
Stellungnahme der LVÖ Bayern zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayerischen 
Klimaschutzgesetzes 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum vorliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes Stellung zu nehmen. Der Entwurf verfolgt im Kern 
eine stärkere Synchronisierung der bayerischen Klimaschutzziele mit den nationalen Vorga-
ben sowie die Umsetzung bundesrechtlicher Anforderungen zur Klimaanpassung. Ergänzend 
sieht er eine Zentralisierung von Planungs- und Datenprozessen vor, insbesondere durch die 
Erstellung von Klimaanpassungskonzepten durch die Regierungen und die Bündelung von Da-
tenflüssen über das Landesamt für Statistik. 
 
Aus Sicht der LVÖ Bayern e.V. begrüßen wir die Stärkung der Klimaanpassung als gleichran-
gige Säule neben dem Klimaschutz sowie die Verwaltungsvereinfachung durch digitale Pro-
zesse. Allerdings werden für Klimaschutz und -anpassung keine zusätzlichen Haushalts-Mittel 
bereitgestellt. Dies sehen wir als Hindernis auf dem Weg zur Klimaneutralität bis 2045 und 
hätten uns im Bereich der Landwirtschaft eine Berücksichtigung des ökologischen Landbaus 
als wirksamem Instrument für Klimaschutz und Klimaanpassung gewünscht. 
 
Beitrag des ökologischen Landbaus zu Klimaschutz und Klimaanpassung  
Der ökologische Landbau ist wissenschaftlich gut untersucht und zeigt signifikante Wirkungen 
sowohl auf die Minderung von Treibhausgasen als auch auf die Anpassungsfähigkeit landwirt-
schaftlicher Systeme an den Klimawandel. 
 
 Klimaschutz (Minderung von Treibhausgasen) 
 Ökologischer Landbau verzichtet auf den Einsatz synthetischer Stickstoffdünger und 

senkt damit die Freisetzung von Lachgas (N₂O), einem besonders klimawirksamen 
Treibhausgas. 



 

 Der Aufbau von Humus im Boden führt zu zusätzlicher Kohlenstoffspeicherung 
 Durch den Verzicht auf mineralische Stickstoffdünger werden energieintensive indust-

rielle Produktionsprozesse (Haber-Bosch-Verfahren) reduziert. 
 
 Klimaanpassung (Resilienz gegenüber Klimafolgen) 
 Ökologisch bewirtschaftete Böden weisen eine höheren Humusgehalt auf und können 

dadurch mehr Wasser speichern, also Dürren und Hochwasser mildern. 
 Vielfältige Fruchtfolgen und der Verzicht auf chemisch-synthetische Pestizide fördern 

stabile Bodenökosysteme und reduzieren Ernteausfallrisiken. 
 Die erhöhte biologische Aktivität im Boden verbessert die ökologische Stabilität land-

wirtschaftlicher Systeme. 
 
Einordnung im Kontext des Gesetzentwurfs 
Die stärkere Synchronisierung mit bundesrechtlichen Zielen sowie die Einführung zentraler 
Planungsinstrumente erhöhen die institutionelle Kohärenz der Klimapolitik. Der ökologische 
Landbau als konkretes sektorales Transformationsinstrument wird dabei nicht berücksichtigt, 
obwohl er sowohl im Klimaschutz als auch in der Klimaanpassung nachweislich wirksam ist. 
 
Damit Klimaschutz und Klimaanpassung in Bayern weiter ambitioniert verfolgt werden kön-
nen, braucht es für den gestärkten Bereich Klimaanpassung eigene Haushaltsmittel. Wir re-
gen an, diese bereit zustellen im Rahmen von Fördermaßnahmen und im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie der ökologische Landbau systematisch in die Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsstrategie des Freistaats Bayern integriert werden kann. 
 
Die LVÖ Bayern e.V. steht für einen vertieften fachlichen Austausch gerne zur Verfügung und 
bringt sich konstruktiv in die Diskussion ein, insbesondere zur Frage, wie Klimaschutz, Klima-
anpassung und eine nachhaltige landwirtschaftliche Transformation stärker miteinander ver-
zahnt werden können. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Landesvereinigung für den ökologischen Landbau in Bayern e.V. 

      
 
Thomas Lang      Maria Hohenester 
Erster Vorsitzender     Geschäftsführung 
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Stellungnahme der Bayerischen Chemieverbände zum Gesetzentwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 
(mit Stand vom 28.04.2026, UC2-U8729-2023/323-206) 
 
Der Bayerische Ministerrat hat in der Sitzung vom 28. April 2026 den Entwurf des Gesetzes zur 
Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes gebilligt und das Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz mit der Durchführung einer Verbändeanhörung beauftragt. Die 
Bayerischen Chemieverbände bedanken sich für die Miteinbeziehung und nehmen wie folgt 
Stellung: 
 
 
Die Angleichung der Klimaschutz-Zielarchitektur ist sachgerecht und ordnungspolitisch 
sinnvoll 
Die Bayerischen Chemieverbände begrüßen die im Gesetzentwurf vorgesehene Rückführung der 
bayerischen Klimaziele auf das Zielniveau des Bundes – und sehen darin keinen klimapolitischen 
Rückschritt. Die Angleichung trägt zu mehr Konsistenz, Übersichtlichkeit und Planungssicherheit 
bei und vermeidet zusätzliche landesspezifische Sonderwege in einem Politikfeld, das strukturell 
maßgeblich bundes- und europapolitisch geprägt sowie in hohem Maße international bestimmt 
wird. 
 
Für energieintensive, international eingebundene Industriebranchen entfalten regionale 
Zielverschärfungen unterhalb des Bundes‑ und EU‑Rahmens insbesondere in den vom 
europäischen Emissionshandel erfassten Bereichen keine zusätzliche eigenständige 
Steuerungswirkung auf die Gesamtemissionen. Sie erhöhen jedoch die regulatorische 
Komplexität und erschweren Investitionsentscheidungen, insbesondere bei langfristigen 
Transformationsprojekten mit hohem Kapital‑ und Energiebedarf sowie damit verbundener 
langfristiger Investitionsbindung. Die Angleichung reduziert diese Komplexität. 
 
 
Klimaschutz benötigt internationale Vergleichbarkeit und kohärente Rahmenbedingungen 
Klimaschutz ist im Kern keine vordringlich regionale, sondern eine möglichst global eingebettete 
Aufgabe. Natürlich können und sollen hierfür auch auf regionaler Ebene Maßnahmen eingeleitet 
werden – die Wirksamkeit hängt jedoch entscheidend davon ab, dass Ziele, Instrumente und 
Ambitionsniveaus international vergleichbar sind und aufeinander aufbauen. Der europäische 
Emissionshandel (EU ETS I) bildet hierfür bereits heute das zentrale ordnungsrechtliche 
Instrument für Industrie und Energiewirtschaft. Nationale und regionale Maßnahmen können 
diesen Rahmen flankieren, ersetzen jedoch keine kohärente Ziel- und Instrumentenarchitektur 
auf europäischer Ebene. Zusätzliche regionale Zielsetzungen laufen hingegen Gefahr, diese 
Logik zu überlagern oder zu verwässern, ohne zusätzliche Emissionsminderungen auf 
Systemebene zu generieren. Gleichzeitig steigt das Risiko von Verlagerungseffekten (De-
Industrialisierung), wenn ambitionierte Zielvorgaben nicht durch einen international 
anschlussfähigen Ordnungs‑ und Kostenrahmen begleitet werden. 
 
Die nun vorgesehene Rückführung der bayerischen Klimaziele stärkt daher die erforderliche 
Kohärenz zwischen Landes‑ und Bundesebene, erleichtert die Abstimmung von Maßnahmen und 
Instrumenten im föderalen System und entspricht ferner dem Grundsatz, den Klimaschutzrahmen 
dort zu organisieren, wo er wirkungsvoll, marktkompatibel und industriepolitisch tragfähig 
ausgestaltet werden kann. 
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Diese Zusammenhänge hatten die Bayerischen Chemieverbände im Übrigen bereits in ihrer 
Stellungnahme im parlamentarischen Verfahren zur Weiterentwicklung des Bayerischen 
Klimaschutzgesetzes im Jahr 20221 ausführlich dargestellt. Der damalige Kernbefund – dass 
regionale Zielverschärfungen ohne kohärente europäische und internationale Einbettung weder 
klimapolitisch wirksam noch industriepolitisch sinnvoll sind – gilt unverändert fort. Die aktuelle 
Rückführung der Zielarchitektur trägt diesen Argumenten nun in sachgerechter Weise Rechnung. 
 
 
Weiterentwicklung des EU ETS I notwendig 
Unabhängig von der landesrechtlichen Zielarchitektur zeigt sich bereits heute, dass der 
europäische Emissionshandel vor neuen Herausforderungen steht: 
Die fehlende internationale Vergleichbarkeit der Klimaschutzanstrengungen zentraler 
Wettbewerbsregionen (d.h. ähnliche Kosten / Belastungen), unvollständige Transformations‑ und 
Infrastrukturrandbedingungen innerhalb der EU sowie deutlich unterschiedliche (höhere) 
Energie‑ und Stromkosten zwischen Europa und anderen Weltregionen erhöhen den Druck auf 
energieintensive Industrien in der EU erheblich. 
Vor diesem Hintergrund ist eine industriepolitisch sensible Weiterentwicklung des EU ETS I2 
erforderlich, um zusätzliche De‑Industrialisierungstendenzen auch in Bayern zu vermeiden und 
reale Transformationsinvestitionen abzusichern. Klimapolitische Zielvorgaben müssen mit 
Instrumenten flankiert werden, die Standorte innerhalb Europas halten und industrielle 
Transformationspfade ermöglichen, statt sie faktisch zu verbauen. Dies zeigt einmal mehr, wie 
wichtig internationale Kohärenz bei Klimaschutz ist. 
 
 
Schwerpunkt muss auf Umsetzung und Rahmenbedingungen liegen 
Die entscheidende Frage ist aus Sicht der Bayerischen Chemieverbände weniger die 
Zieldefinition als vielmehr die praktische Umsetzbarkeit der Transformation und die dafür 
benötigten Rahmenbedingungen. Maßgeblich sind dabei insbesondere: 
 

• wettbewerbsfähige Energie‑ und Strompreise, 

• die Verfügbarkeit CO2-neutraler Energie – insbesondere Strom – in ausreichender Menge, 

• der zügige Ausbau von Strom‑, Wasserstoff‑ und CO₂‑Infrastruktur mit dem Fokus auf 
einer höchstmöglichen Gesamtsystemkosteneffizienz – Ziel muss sein, ähnliche 
Kostenstrukturen für Energie wie in den wichtigsten Wettbewerbsregionen zu erzielen. 

• effiziente und rechtssichere Planungs‑ und Genehmigungsverfahren für Infrastruktur- und 
Industrieprojekte, 

• sowie ein insgesamt investitionsfreundlicher Ordnungsrahmen mit dem Rückbau 
überbordender Bürokratielasten (insbesondere auf EU- und Bundesebene). 

 
Eine Klimaschutzpolitik, die sich primär über Kostenwirkungen auf Energiepreise entfaltet, ohne 
die notwendigen Rahmenbedingungen für tragfähige Geschäftsmodelle (i.e. Transformation) zu 
schaffen, läuft ins Leere. Sie verlagert Emissionen und Wertschöpfung, anstatt Transformation 
vor Ort zu ermöglichen. 
 
  

 
1 vgl. Stellungnahme der Bayerischen Chemieverbände vom 8. Juli 2022 https://www.bayerische-chemieverbaende.de/wp-
content/uploads/2022/07/2022-07-08_bcv-stn_aenderung-des-bay_klimaschutzgesetzes_.pdf  
2 vgl. VCI-Position kompakt zur Weiterentwicklung des EU-Emissionshandels I (Stand 2. Februar 2026): 
https://www.vci.de/ergaenzende-downloads/vci-position-kompakt-eu-emissionshandel.pdf  

VCI%20Position%20kompakt%20-%20EU-Emissionshandel
https://www.bayerische-chemieverbaende.de/wp-content/uploads/2022/07/2022-07-08_bcv-stn_aenderung-des-bay_klimaschutzgesetzes_.pdf
https://www.bayerische-chemieverbaende.de/wp-content/uploads/2022/07/2022-07-08_bcv-stn_aenderung-des-bay_klimaschutzgesetzes_.pdf
https://www.vci.de/ergaenzende-downloads/vci-position-kompakt-eu-emissionshandel.pdf
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Fazit 
Die geplante Angleichung der bayerischen Klimaziele an die bundesrechtliche Zielsetzung ist aus 
Sicht der Bayerischen Chemieverbände folgerichtiger Schritt zu mehr Kohärenz, Realismus und 
industriepolitischer Vernunft, der die Handlungsfähigkeit aller staatlichen Ebenen stärkt. 
Entscheidend für den Erfolg der Klimapolitik wird sein, den Fokus in Bayern stärker auf 
Umsetzung, Investitionsbedingungen und internationale Anschlussfähigkeit zu legen. 
Zielarchitekturen entfalten nur dann klimapolitische Wirkung, wenn sie reale 
Transformationsinvestitionen auslösen und nicht Verlagerungseffekte begünstigen. Nur so lassen 
sich Klimaschutz und industrielle Wertschöpfung dauerhaft miteinander verbinden und 
De‑Industrialisierungstendenzen wirksam vermeiden. 
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München, 26. Mai 2026 

 

Stellungnahme des Bayerischen Bauernverbandes zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

 

 

Der Bayerische Bauernverband bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum 
vorliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes. Der 
Klimawandel wirkt sich bereits heute erheblich auf die Land- und Forstwirtschaft in Bayern aus. 
Zunehmende Trockenphasen, Extremwetterereignisse, Starkregen, Spätfröste, Hitzebelastungen 
und Waldschäden zeigen, dass die Anpassung an die Folgen des Klimawandels ebenso wichtig 
ist wie wirksame und zugleich praxistaugliche Maßnahmen zum Klimaschutz. Unter diesen 
Voraussetzungen wird die Nahrungsmittelversorgung zu einer immer größer werdenden 
Herausforderungen für die bayerische Landwirtschaft. Vor diesem Hintergrund und vor dem 
Hintergrund anderer geopolitischer Krisen, ist die Bayerische Staatsregierung deshalb gefordert, 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten Voraussetzungen zu schaffen, die eine Ernährungssicherung mit 
einem hohen Anteil regionaler Lebensmitteln aber auch die Produktion regionaler 
nachwachsender Rochstoffe und erneuerbarer Energie sicherstellt. 

Die bayerische Land- und Forstwirtschaft gehört zu den Hauptbetroffenen des Klimawandels. 
Zugleich ist sie Teil der Lösung: Sie produziert nachhaltig Lebensmittel, Futtermittel, Holz und 
nachwachsende Rohstoffe, bindet Kohlenstoff in Biomasse und Böden und kann durch 
Bioenergie, Holzverwendung, Humusaufbau, Grünlanderhalt und klimafreundliche 
Bewirtschaftung erhebliche Beiträge zum Klimaschutz leisten . Ohne die Leistungen der Land- 
und Forstwirtschaft werden weder die deutschen noch die bayerischen Klimaschutzziele erreicht 
werden können. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist gegenüber früheren Novellen anders gelagert. Aufgrund des 
geänderten Bundes-Klimaschutzgesetzes und dem Wegfall der verbindlichen Sektorziele ist eine 
Anpassung des bayerischen Klimaschutzgesetzes dringend notwendig. Der vorliegende Entwurf 
zielt deshalb im Schwerpunkt nicht auf zusätzliche sektorale Einzelvorgaben, sondern auf eine 
Synchronisierung mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz, die Umsetzung des Bundes-
Klimaanpassungsgesetzes sowie auf verfahrensrechtliche Änderungen bei Kehrbuchdaten. Diese 
Neuausrichtung ist in Teilen nachvollziehbar. Gleichwohl wirft der Entwurf aus Sicht des 
landwirtschaftlichen Berufsstandes erhebliche Fragen auf, soweit die vorgesehenen 
Klimaanpassungskonzepte mittelbar in Flächennutzung, Bewirtschaftung, Eigentum und 
kommunale Planung hineinwirken können.  

 

1 Grundsätzliche Bewertung 

Der Bayerische Bauernverband begrüßt, dass der Gesetzentwurf die Grenzen landesrechtlicher 
Steuerung in einem bundesrechtlich stark vorgeprägten Klimaschutzsystem ausdrücklich 
anerkennt und die bayerischen Zielvorgaben an die Bundesebene angleicht. Zu ambitionierte 
Zielsetzungen in wirtschaftlich schwierigen Zeiten können die gesamte Wirtschaft überfordern und 
den Wirtschaftsstandort sowie die Unternehmen gefährden. Die Abkehr von einer isolierten 
Vorziehung der Klimaneutralität auf Landesebene kann zu mehr Rechtsklarheit, besserer 
Abstimmung und größerer Planbarkeit beitragen. 
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Kritisch ist jedoch, dass die Begründung zwar die wirtschaftlichen Herausforderungen und die 
Notwendigkeit abgestimmter Maßnahmen betont, die besondere Rolle der Land- und 
Forstwirtschaft als Senken-, Substitutions- und Anpassungssektor aber weiterhin nicht 
ausreichend konkret absichert. Anders als andere Sektoren, sind die Land- und Forstwirtschaft 
keine beliebig steuerbaren Emissionssektor. Sie erfüllen in erster Linie den Auftrag der Erzeugung 
hochwertiger Nahrungsmittel, nachwachsender Rohstoffe, Bioenergie und arbeiten mit 
biologischen Prozessen, bei denen natürliche und nur begrenzt vermeidbare Emissionen anfallen. 
Gleichzeitig erschwert der Klimawandel und die Zunahme von Extremwetterlagen die Anpassung 
an den Klimawandel, die Emissionsreduzierung sowie den Erhalt und Ausbau der 
Senkenleistungen. 

Aus Sicht des BBV muss daher jeder weitere Ausbau des Klimaschutzrechts an drei Grundsätzen 
ausgerichtet werden: erstens Versorgungssicherheit und Erhalt der heimischen Produktion, 
zweitens Freiwilligkeit und Honorierung vor zusätzlichem Ordnungsrecht, drittens Schutz der 
land- und forstwirtschaftlichen Nutzflächen und des Eigentums.  

 

2 Zu § 1 Nr. 1 – Art. 2 BayKlimaG 

Die vorgesehene Neufassung des Art. 2 Abs. 1, wonach Bayern künftig anstrebt, dass die 
Treibhausgasemissionen je Einwohner in jedem Zieljahr unter dem bundesdeutschen Durchschnitt 
liegen, übernimmt die bundesrechtliche Zielarchitektur dynamisch und ersetzt die bisherige 
eigenständige Zielsetzung. Diese Synchronisierung ist aus Sicht des BBV grundsätzlich 
nachvollziehbar, weil wesentliche Steuerungskompetenzen in den Bereichen Energie, Industrie, 
Verkehr und Landwirtschaft beim Bund liegen. 

Gleichzeitig darf die neue Formulierung nicht dazu führen, dass der Beitrag der Landwirtschaft 
allein über Emissionsminderungen definiert wird. Erforderlich ist vielmehr eine ausdrückliche 
Anerkennung der Klimaschutzleistungen der Land- und Forstwirtschaft, insbesondere von 
Kohlenstoffbindung, Holzverwendung, Bioenergie, Grünlanderhalt, Humusaufbau und der 
Substitution fossiler Rohstoffe. Der Gesetzentwurf bleibt insoweit hinter den tatsächlichen 
Potenzialen des Sektors zurück. 

Der BBV regt daher an, in der Gesetzesbegründung oder im Gesetz selbst klarzustellen, dass 
Beiträge der Land- und Forstwirtschaft zum Klimaschutz nicht allein in der Reduktion von 
Emissionen, sondern ebenso in der Erhaltung und Stärkung von Senken- und 
Substitutionsleistungen bestehen.  

 

3 Zu § 1 Nr. 2 – Art. 4 Abs. 1 BayKlimaG 

Mit der Ergänzung des Art. 4 Abs. 1 Satz 3 sollen künftig auch Maßnahmen nach Art. 3 Abs. 3 als 
geeignete Kompensationsmaßnahmen anerkannt werden, soweit sie zu einer nachweisbaren 
Treibhausgaseinsparung führen. In der Begründung wird hierzu insbesondere auf Maßnahmen 
zum Moorbodenschutz auf staatlichen Flächen Bezug genommen. Als Nachweis soll regelmäßig 
der Fortschrittsbericht „Klimaschutz durch Moorbodenschutz“ ausreichen. 

Diese Regelung ist für Land- und Forstwirtschaft sowie Grundeigentümer von hoher Relevanz. 
Positiv ist, dass die Bedeutung von Flächenbewirtschaftung und Moorbodenschutz für den 
Klimaschutz grundsätzlich anerkannt wird. Kritisch ist jedoch, dass daraus mittelbar ein Leitbild 
abgeleitet werden könnte, das Moorflächen primär unter dem Gesichtspunkt der 
Emissionsminderung und nicht auch unter dem Gesichtspunkt der Nutzung, Wertschöpfung, 
Eigentumswahrung und regionalen Lebensmittelproduktion betrachtet. 

Der BBV hält daran fest, dass Moorbodenschutz nur gemeinsam mit den Bewirtschaftern gelingen 
kann. Erforderlich sind freiwillige, wirtschaftlich tragfähige und langfristig abgesicherte Lösungen. 
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Freiwillige Nutzungsperspektiven wie standortangepasste Bewirtschaftung, Paludikultur, 
Vertragsnaturschutz oder andere honorierte Modelle müssen Vorrang vor pauschalen 
Nutzungsbeschränkungen oder faktischer Stilllegung haben. 

 

Beim Ausgleich von Treibhausgasemisseionen muss außerdem ein stärker regionaler Charakter 
Einzug erhalten. Regionale Angebote zum Ausgleich von Treibhausgasemissionen der 
Staatsverwaltung des Freistaates Bayern müssen Vorrang erhalten. So können regionale 
Klimaschutzanstrengungen der Land- und Forstwirtschaft bestmöglich unterstützt werden, was 
gleichzeitig langfristig tragfähige Bewirtschaftungskonzepte im Bereich der Moore fördert. 

 

4 Zu § 1 Nr. 3 und § 2 – Art. 5 BayKlimaG 

Die Streichung des Bezugs auf die früher verbindlichen Sektorziele des Bundes in Art. 5 Abs. 1 
Nr. 1 ist eine unmittelbare Folge der Änderung des Bundes-Klimaschutzgesetzes . Der BBV sieht 
darin eine realistische Anpassung an die bundesrechtliche Systematik. Zugleich darf die 
sektorübergreifende Gesamtrechnung nicht dazu führen, dass die Besonderheiten 
landwirtschaftlicher Emissionen aus dem Blick geraten oder Maßnahmen einseitig zulasten der 
Landbewirtschaftung verschoben werden. 

Besonders kritisch bewertet der BBV die neuen Regelungen zu Klimaanpassungskonzepten. Ab 
dem 1. Januar 2028 sollen die Regierungen für die Gebiete der kreisfreien Gemeinden und 
Landkreise jeweils Klimaanpassungskonzepte nach § 12 KAnG aufstellen, soweit noch keine 
entsprechenden Konzepte vorhanden sind. Diese Konzepte sollen Klimadaten, 
Betroffenheitsanalysen, Gesamtstrategien und Maßnahmenkataloge enthalten; ausdrücklich 
genannt werden Vorsorge gegen extreme Hitze, Dürre und Starkregen sowie Maßnahmen zur 
Erhöhung der Eigenvorsorge. 

Auch wenn die Begründung hervorhebt, dass die Maßnahmenkataloge nicht unmittelbar 
rechtsverbindlich sind, ist mit erheblichen mittelbaren Wirkungen auf kommunale Planungen, 
wasserwirtschaftliche Entscheidungen, Flächenkulissen, naturschutzrechtliche Anforderungen 
und Förderprioritäten zu rechnen. Für Land- und Forstwirte sowie Grundeigentümer können 
daraus erhebliche Nutzungskonflikte entstehen, etwa für die landwirtschaftliche Bewässerung, bei 
Retentionsflächen, Gewässerentwicklung, Moor- und Bodenschutz, Waldumbau, Erosionsschutz 
oder der Ausweisung klimabezogener Vorrang- und Risikoräume. 

Aus Sicht des BBV ist daher zwingend sicherzustellen, dass der Berufsstand und die betroffenen 
Eigentümer bei der Erstellung der Klimaanpassungskonzepte frühzeitig, strukturiert und 
verbindlich einbezogen werden. Der Verzicht des Entwurfs auf eine gesetzliche 
Öffentlichkeitsbeteiligung ist aus administrativer Sicht verständlich, fachlich und politisch aber 
problematisch, soweit Maßnahmen mit erheblicher Flächenrelevanz vorbereitet werden. Ohne 
frühzeitige Beteiligung drohen Akzeptanzverluste, Zielkonflikte und praxisferne Maßnahmen. 

Der BBV fordert deshalb: 

• eine gesetzlich oder zumindest in der Begründung verankerte Beteiligung der berührten 
Landnutzer, Eigentümer und Berufsvertretungen, 

• einen ausdrücklichen Vorrang freiwilliger und kooperativer Umsetzungsansätze, 

• die Klarstellung, dass Klimaanpassungskonzepte keine Vorfestlegung für spätere Eingriffe 
in Eigentum und Nutzung darstellen dürfen, 

• sowie eine verbindliche Prüfung der Auswirkungen auf land- und forstwirtschaftliche 
Nutzflächen, Pachtverhältnisse, regionale Erzeugung und Wertschöpfung. 
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Soweit bestehende kommunale Konzepte bis zum 31. Dezember 2027 der zuständigen Regierung 
zur Kenntnis zu geben sind, ist zudem sicherzustellen, dass landwirtschaftliche Belange bei der 
Bewertung dieser Konzepte nach einheitlichen Kriterien berücksichtigt werden. 

 

5 Fehlstellen des Entwurfs 

Der vorliegende Gesetzentwurf greift zentrale Beiträge der Land- und Forstwirtschaft zum 
Klimaschutz weiterhin nicht hinreichend auf. Dies betrifft insbesondere die Rolle der Bioenergie, 
der Biokraftstoffe, des Holzbaus, der Bioökonomie, der Humusmehrung, des Grünlanderhalts und 
der nachwachsenden Rohstoffe. Diese Punkte wurden bereits in früheren Stellungnahmen des 
BBV hervorgehoben und haben nichts an Aktualität verloren. 

Ebenso fehlt weiterhin eine hinreichend deutliche Verankerung des Schutzes landwirtschaftlicher 
Nutzflächen. Gerade angesichts zunehmender Flächenkonkurrenzen durch Siedlung, Verkehr, 
Ausgleichsmaßnahmen, Energieinfrastruktur, Gewässerentwicklung und zusätzliche 
klimabezogene Flächenansprüche muss der Erhalt produktiver Flächen ein ausdrückliches Ziel 
staatlichen Handelns bleiben.Wenn Klimaschutz und Klimaanpassung erfolgreich sein sollen, 
dürfen sie nicht gegen die land- und forstwirtschaftliche Nutzung organisiert werden. Erforderlich 
ist vielmehr ein Ansatz, der Produktion, Versorgungssicherheit, Eigentumsschutz, Wertschöpfung 
im ländlichen Raum und Klimaschutz zusammendenkt. 

 

6 Zusammenfassende Bewertung 

Der Gesetzentwurf enthält nachvollziehbare und teilweise sinnvolle Anpassungen an das 
Bundesrecht. Dies gilt insbesondere für die Synchronisierung mit den Bundeszielen und für die 
verfahrensmäßige Straffung bei den Kehrbuchdaten . 

Aus Sicht des Bayerischen Bauernverbandes ist der Entwurf jedoch in zentralen Punkten 
nachzubessern. Die vorgesehenen Klimaanpassungskonzepte dürfen nicht zum Einfallstor für 
zusätzliche Nutzungskonflikte, Flächenansprüche und faktische Bewirtschaftungsbeschränkungen 
werden, ohne dass Land- und Forstwirtschaft sowie Grundeigentümer frühzeitig beteiligt, 
wirtschaftlich angemessen berücksichtigt und für zusätzliche Leistungen verlässlich honoriert 
werden . 

Klimaschutz und Klimaanpassung können nur mit der bayerischen Land- und Forstwirtschaft 
gelingen, nicht gegen sie. Der BBV fordert daher eine klare Ausrichtung auf Kooperation statt 
dirigistische Vorgaben, auf Honorierung statt Lastenverschiebung und auf den Schutz der land- 
und forstwirtschaftlichen Produktionsgrundlagen in Bayern . 
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26. Mai 2026 
VerbaucherService Bayern im KDFB e.V. 
Dachauer Str. 5/V, 80335 München 
info@verbraucherservice-bayern.de 
www.verbraucherservice-bayern.de 
LobbyregisterID: DEBYLT02D4 

Stellungnahme im Rahmen der Verbandsanhörung zur Änderung des Bayerischen 
Klimaschutzgesetzes 

Der VerbraucherService Bayern im KDFB e.V. begrüßt, dass der Freistaat Bayern den gesetzlichen Rahmen 
für Klimaschutz und Klimaanpassung fortentwickeln will. Angesichts zunehmender Hitzebelastung, 
Starkregen, Trockenperioden und weiterer Folgen des Klimawandels ist eine wirksame und sozial 
ausgewogene Klimapolitik erforderlich. 

Aus Sicht des VerbraucherService Bayern im KDFB e.V. muss die Novellierung jedoch daran gemessen 
werden, ob sie zu mehr Verbindlichkeit, Klarheit und Umsetzungskraft führt. Der vorliegende Entwurf setzt 
zwar wichtige bundesrechtliche Vorgaben zur Klimaanpassung um, schwächt zugleich aber zentrale 
Elemente des bislang eigenständigen bayerischen Klimaschutzansatzes ab. Besonders kritisch sehen wir die 
stärkere Betonung der Klimaanpassung, während die Verbindlichkeit bei der Emissionsminderung 
relativiert wird.  

1. Klimaanpassung darf Klimaschutz nicht ersetzen

Klimaanpassung ist notwendig, um bereits eingetretene Klimafolgen abzufedern. Sie darf jedoch nicht an 
die Stelle eines konsequenten Klimaschutzes treten. Der Entwurf verankert für Bayern künftig das Ziel, die 
Treibhausgasemissionen je Einwohner in jedem Zieljahr unter den bundesdeutschen Durchschnitt zu 
senken. Zugleich entfällt die bisherige bayerische Zielsetzung einer eigenständigen Klimaneutralität im 
Jahr 2040. Dadurch wird der Anspruch des Freistaats deutlich enger an die Bundesentwicklung gekoppelt. 

Der VerbraucherService Bayern hält es für problematisch, wenn ein ursprünglich ambitionierter 
Landesrahmen zugunsten einer bloßen Synchronisierung mit Bundeszielen zurückgenommen wird. 
Klimaschutz braucht weiterhin klare, messbare und überprüfbare landesrechtliche Zielmarken. Ein reiner 
Verweis auf den Bundesdurchschnitt reicht dafür nicht aus. 

Der VerbraucherService Bayern fordert daher: 

• die Beibehaltung ambitionierter eigenständiger Klimaschutzziele für Bayern,
• klare und überprüfbare Emissionsminderungsziele,
• transparente Zuständigkeiten
• sowie verbindliche Maßnahmenprogramme mit regelmäßiger Evaluierung.

mailto:info@verbraucherservice-bayern.de
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2.  Klimaanpassung bleibt zu unverbindlich 

Besonders kritisch sieht der VerbraucherService Bayern im KDFB e.V., dass die Maßnahmenkataloge 
rechtlich nicht verbindlich sind. Der Entwurf selbst stellt ausdrücklich klar, dass aus den Konzepten keine 
verpflichtende Umsetzung folgt. Damit besteht die Gefahr, dass Klimaanpassung vor allem auf dem Papier 
stattfindet. 

Zudem sieht der Entwurf keine verpflichtende Berichterstattung über die Umsetzung der 
Maßnahmenkataloge vor. Auch eine verpflichtende Öffentlichkeitsbeteiligung wird ausdrücklich nicht 
vorgesehen. Dadurch fehlen wichtige Kontroll- und Transparenzmechanismen. 

Problematisch ist außerdem der lange Fortschreibungszeitraum von 15 Jahren. Angesichts der sich schnell 
verändernden klimatischen Bedingungen erscheint dieser Zeitraum zu lang, um flexibel auf neue Risiken 
reagieren zu können. 

Der VerbraucherService Bayern fordert daher: 

• verbindliche Vorgaben zur Umsetzung prioritärer Klimaanpassungsmaßnahmen, 
• regelmäßige öffentliche Fortschrittsberichte, 
• klare und messbare Bewertungskriterien 
• sowie kürzere und flexibel anpassbare Fortschreibungszeiträume. 
 

3.  Hoher Planungsaufwand statt Fokus auf Umsetzung 

Der Gesetzentwurf selbst geht von erheblichen Kosten für die Erstellung und Fortschreibung der 
Klimaanpassungskonzepte aus. Er sieht vor, dass die Regierungen Klimaanpassungskonzepte für die 
Gebiete der 25 kreisfreien Städte und 71 Landkreise erstellen. Damit entstehen bayernweit insgesamt 96 
Konzepte. Aus Sicht des VerbaucherService Bayern im KDFB e.V. wäre ein bayernweites Grundkonzept mit 
verbindlichen und messbaren Mindeststandards sinnvoller, das regional angepasst werden kann. Dadurch 
könnten erhebliche Kosten eingespart und Doppelstrukturen vermieden werden. 

Gleichzeitig bleibt offen, wie die tatsächliche Umsetzung konkreter Maßnahmen finanziert werden soll. 
Während die Kosten für Konzepte, Koordination und Verwaltung detailliert dargestellt werden, enthält 
der Entwurf keine vergleichbar konkreten Aussagen zur Finanzierung praktischer Anpassungsmaßnahmen 
vor Ort. Es besteht deshalb die Gefahr, dass finanzielle Mittel vor allem in Gutachten, Planungsleistungen 
und Verwaltungsstrukturen fließen, während konkrete Maßnahmen verzögert werden. 

Hinzu kommt, dass trotz zentraler Koordinierung weiterhin 96 einzelne Konzepte entstehen. Das 
erschwert Vergleichbarkeit und einheitliche Standards. Klimarisiken wie Hochwasser, Starkregen oder 
Dürre enden jedoch nicht an Landkreisgrenzen. Hier ist eine Orientierung an Naturräumen und nicht an 
politischen Verwaltungsgrenzen sinnvoll.  
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Der VerbraucherService Bayern im KDFB e.V. fordert deshalb: 

• ein landesweites Grundkonzept mit einheitlichen Standards, 
• Klimaanpassungskonzepte über Landkreisgrenzen oder Regierungsbezirke hinweg, 
• eine gesicherte Finanzierung der Umsetzung 
• sowie einen klaren Schwerpunkt auf Umsetzung statt zusätzlicher Verwaltungsprozesse. 
 

4. Fazit 

Aus Sicht des Verbraucherschutzes ist entscheidend, dass Klimaschutz und Klimaanpassung verbindlich, 
nachvollziehbar und praxisnah ausgestaltet werden. Der vorliegende Gesetzentwurf setzt nach 
Einschätzung des VerbraucherService Bayern im KDFB e.V. bislang zu stark auf Konzepte und 
Verwaltungsstrukturen, während verbindliche Umsetzung, einheitliche Standards und konkrete 
Maßnahmen zu wenig im Mittelpunkt stehen. Es bleibt zu hoffen, dass die im Rahmen der 
Verbandsanhörung eingebrachten Anregungen und Forderungen im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
berücksichtigt und in die endgültige Fassung des Gesetzes aufgenommen werden. 

 

 

 



Hausbank München 
IBAN DE94 7009 0100 0000 1125 26 
BIC GENODEF1M04 
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Ihr Zeichen  UC2-U8729-2023/323-206 
hier Verbandsanhörung – Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Bayerischen Klimaschutzgesetzes 
 Stellungnahme Haus & Grund Bayern 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Leitender Ministerialrat Preising, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Gesetz zur Änderung des 
Bayerischen Klimaschutzgesetzes. 
 
Unsere Stellungnahme übersenden wir in der Anlage. Mit einer Veröffentlichung sind wir 
einverstanden. 
 
Unsere Registernummer im Bayerischen Lobbyregister lautet: DEBYLT005B 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

 
 

Dr. Ulrike Kirchhoff 

Vorstand 
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München, den     26.05.2026 

Herrn Leitenden Ministerialrat 

Andreas Preising 

Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und 

Verbraucherschutz 

Rosenkavalierplatz 2 

81925 München 
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Stellungnahme zur Änderung des BayKlimaG 
 
 

 

1 Allgemeine Bewertung des Gesetzentwurfs 

Wir begrüßen grundsätzlich die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, das Bayerische Klimaschutz-
gesetz stärker an die bundesrechtlichen Vorgaben anzupassen und dadurch zusätzliche lan-
desrechtliche Sonderbelastungen zu vermeiden. Positiv hervorzuheben ist insbesondere die 
Aufgabe des bisherigen eigenständigen Ziels einer Klimaneutralität Bayerns bis 2040 sowie 
die stärkere Orientierung an den bundesweiten Klimaschutzzielen. Die Gesetzesbegründung 
weist zutreffend darauf hin, dass Belastungen für Bürger und Wirtschaft möglichst geringge-
halten werden sollen. Eine zukünftig eng an den bundes- und europarechtlichen Regelungen 
orientierte Gesetzgebung schafft Klarheit und sorgt für weniger Bürokratie. 

Gerade für private Haus- und Grundeigentümer ist eine verlässliche und praktikable Rechts-
lage von erheblicher Bedeutung. Der Gebäudesektor war in den vergangenen Jahren bereits 
erheblichen regulatorischen Belastungen ausgesetzt. Zusätzliche landesrechtliche Sonder-
wege hätten diese Entwicklung weiter verschärft. 

2 Zu Art.2 Abs.1 BayKlimaG-E: Synchronisierung der Klimaschutz-

ziele 

Wir begrüßen die Neufassung des Art. 2 Abs. 1 BayKlimaG-E. Danach soll Bayern künftig zur 
Erreichung der nationalen Klimaschutzziele beitragen, indem angestrebt wird, dass die Treib-
hausgasemissionen je Einwohner den bundesdeutschen Durchschnitt unterschreiten. 

Die gleichzeitige Aufhebung des bisherigen Art. 2 Abs. 2 BayKlimaG-E und die damit verbun-
dene Aufgabe des bisherigen Zieljahres 2040 sind sachgerecht. Wesentliche klima- und ener-
giepolitische Steuerungsinstrumente liegen auf Bundes- und europäischer Ebene. Eine stär-
kere Synchronisierung mit dem Bundesrecht schafft deshalb mehr Planbarkeit und reduziert 
das Risiko zusätzlicher Belastungen für Eigentümer, Mieter und private Vermieter. 

3 Zu Art.5 Abs.1 Nr.1 BayKlimaG-E – Wegfall der Sektorziele 

Positiv bewerten wir auch die Streichung des bisherigen Bezugs auf bundesweite Sektorziele 
in Art. 5 Abs. 1 Nr. 1 BayKlimaG-E. Hintergrund ist die Änderung des Bundes-Klimaschutzge-
setzes, wonach verbindliche sektorbezogene Emissionsvorgaben aufgegeben wurden. 

Dies ist aus Sicht privater Eigentümer ausdrücklich zu begrüßen. Starre sektorale Zielvorga-
ben haben in der Vergangenheit insbesondere den Gebäudebereich erheblich belastet und zu 
zusätzlichem Sanierungs- und Investitionsdruck geführt. 
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4 Zu Art.5 Abs.3 und 4 BayKlimaG-E – Klimaanpassungskonzepte  

Dass der Freistaat Bayern flächendeckend Klimaanpassungskonzepte erarbeitet, ist zu begrü-
ßen. Zudem halten wir es für sachgerecht, die Erstellung dieser Konzepte vorrangig den Re-
gierungen zu übertragen. Dies fördert eine einheitliche Ausgestaltung der Konzepte und wirkt 
einer übermäßigen Zersplitterung der Regelungen entgegen. Dennoch ist aus unserer Sicht 
im Hinblick auf den geplanten Umfang der zu erstellenden Klimaanpassungskonzepte mit zu-
sätzlichem bürokratischem Aufwand zu rechnen. Vor diesem Hintergrund regen wir nach-
drücklich an, neue Regelungen auf das erforderliche Mindestmaß an Bürokratie zu begrenzen. 

Kritisch bewerten wir zudem die konkrete Ausgestaltung der neuen Regelungen zu den Klima-
anpassungskonzepten nach Art. 5 Abs. 3 und 4 BayKlimaG-E. Danach sollen die Regierungen 
künftig flächendeckend Klimaanpassungskonzepte für die Gebiete der kreisfreien Städte und 
Landkreise erstellen. Diese Konzepte sollen unter anderem Klimarisikoanalysen, strategische 
Zielsetzungen und Maßnahmenkataloge enthalten. 

Wir befürchten, dass diese Konzepte künftig mittelbar zu zusätzlichen Anforderungen an 
Grundstückseigentümer führen können, etwa im Bereich der Flächenentsiegelung, Starkre-
genvorsorge, Begrünung oder Hochwasseranpassung. Zwar weist die Gesetzesbegründung 
darauf hin, dass die Konzepte keine unmittelbare Rechtsverbindlichkeit für die kommunalen 
Gebietskörperschaften entfalten sollen. Erfahrungsgemäß bilden solche Konzepte jedoch häu-
fig die Grundlage späterer kommunaler Vorgaben und ordnungsrechtlicher Maßnahmen. 
Diese sind dann für Eigentümer wiederum verbindlich. Daher sollte schon bei der Erstellung 
der Maßnahmenkataloge darauf geachtet werden, dass keine unverhältnismäßigen oder un-
vorhergesehenen Belastungen entstehen. Vor dem Hintergrund, der den Ländern gemäß § 12 
KAnG übertragenen Befugnis, die wesentlichen Inhalte der Klimaanpassungskonzepte festzu-
legen, erscheint es insoweit erforderlich, klare rechtliche Vorgaben zu schaffen. 

Immobilieneigentümer leisten bereits heute einen erheblichen Beitrag zur Erreichung der Kli-
maziele und sollten daher weder unmittelbar noch mittelbar mit zusätzlichen Pflichten und fi-
nanziellen Belastungen konfrontiert werden.  

Soweit zusätzliche Anforderungen dennoch vorgesehen werden, sollten hiermit verbundene 
Kosten zumindest durch angemessene Ausgleichs- oder Förderansprüche kompensiert wer-
den. 

Zu kritisieren ist zudem, dass von der in § 12 IV KAnG vorgesehenen Möglichkeit der Öffent-
lichkeitsbeteiligung kein Gebrauch gemacht wird. Gerade Eigentümer sind von möglichen 
Maßnahmen unmittelbar betroffen und sollten deshalb frühzeitig beteiligt werden. Zudem för-
dert die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit auch die Akzeptanz der Maßnahmen.  

5 Zu Art.6 Abs.2 BayKlimaG-E – Übermittlung von Kehrbuchdaten 

Besonders kritisch sehen wir die vorgesehene Erweiterung des Art. 6 Abs. 2 BayKlimaG-E. 
Danach soll das Landesamt für Statistik künftig befugt sein, Kehrbuchdaten einschließlich ad-
ressbezogener Einzelangaben an öffentliche Stellen zu übermitteln, sofern dies zur Gefahren-
abwehr oder zur Sicherstellung der Gasversorgung erforderlich ist. 

Wir erkennen die Bedeutung eines funktionierenden Katastrophenschutzes ausdrücklich an. 
Gleichwohl stellen die zentrale Speicherung und Weitergabe von Daten über Heizungsanlagen 
und Gebäude einen erheblichen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
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dar. Die Gesetzesbegründung nennt ausdrücklich Hochwasserereignisse und die Identifizie-
rung bestimmter Gas- und Ölheizungen als Anwendungsfälle. Zwar darf der Staat zur Gefah-
renabwehr und zum Schutz kritischer Infrastruktur grundsätzlich auch sensible Daten verar-
beiten. Aber je weiter und offener die Datenverwendung formuliert ist, desto höher werden die 
Anforderungen an Bestimmtheit, Transparenz und Verhältnismäßigkeit.  

Wir fordern daher klare gesetzliche Zweckbindungen, verbindliche Löschungsfristen sowie 
umfassende Transparenz- und Auskunftsrechte für die Betroffenen. 

6 Art. 44a Abs. 2; Abs. 4 BayBO 

Wie bereits in vergangenen Stellungnahmen deutlich gemacht, lehnen wir die im Zuge der 
Änderungen des bayerischen Klimaschutzgesetzes 2021 eingeführte Pflicht zur Errichtung von 
Solaranlagen auf Nichtwohngebäuden ab. Sie belastet Eigentümer einseitig, ohne dass im 
Gegenzug ausreichende Förderungen zur Verfügung stehen. Wir regen daher an, auch diese 
Regelung im Zuge der Änderungen des Klimaschutzrechtes zu überdenken. Die Errichtung 
von Solaranlagen ist im Einzelfall nicht immer sinnvoll. Weder eignet sich jedes Gebäude für 
die Errichtung, noch ist Solarenergie in jeder Region rentabel. Zwar werden in den Absätzen 
3 und 5 Ausnahmen definiert, diese sind allerdings nicht weit genug gefasst. Zudem führt eine 
Prüfung zu weiterem bürokratischen Aufwand für Bauherren. Diese sind bereits jetzt erhebli-
chen administrativen Belastungen ausgesetzt. 

Auch wenn es sich bei der in Absatz 4 enthaltenen, auf Wohngebäude bezogenen Regelung 
lediglich um eine Sollvorschrift handelt, ist sie gleichwohl geeignet, im Einzelfall Missverständ-
nisse sowie einen unverhältnismäßigen Aufwand zu verursachen. Vor diesem Hintergrund 
sollte auch diese Regelung aus unserer Sicht abgeschafft werden. 

7 Fazit  

Der Gesetzentwurf enthält aus unserer Sicht sowohl begrüßenswerte als auch kritische Ele-
mente. Positiv hervorzuheben sind die stärkere Orientierung am Bundesrecht, die Aufgabe 
des Sonderziels „Klimaneutralität 2040“ sowie die Abkehr von starren sektoralen Vorgaben. 

Während wir die stärkere Abstimmung mit dem Bundesrecht ausdrücklich begrüßen, sehen 
wir die zunehmende Ausweitung staatlicher Steuerungs-, Planungs- und Datenerhebungsbe-
fugnisse kritisch. Klimaschutz und Klimaanpassung müssen aus unserer Sicht stets mit den 
Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit, der Wirtschaftlichkeit und dem Schutz privaten Eigen-
tums vereinbar bleiben. Zusätzliche Belastungen für private Haus- und Grundeigentümer soll-
ten daher auf das zwingend erforderliche Maß begrenzt werden. 



Schriftliche Stellungnahmen im Gesetzgebungsverfahren vom 17.06.2026 - Greenpeace e.V.

(DEBYLT019A)
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Stellungnahme des LBV zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayeri-

schen Klimaschutzgesetzes 

 

Der Landesbund für Vogel- und Naturschutz in Bayern e. V. (LBV) bedankt sich für die Mög-

lichkeit zur Stellungnahme im Rahmen der Verbändeanhörung zum Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes. 

Klimawandel und Verlust der biologischen Vielfalt sind die zentralen Herausforderungen un-

serer Zeit. Klimaschutz und Naturschutz müssen daher gemeinsam gedacht und umgesetzt 

werden. Der LBV begrüßt die vorgesehenen Regelungen zur Klimaanpassung sowie die stär-

kere Berücksichtigung des natürlichen Klimaschutzes. Gleichzeitig lehnt der LBV die vorgese-

hene Abschwächung der bisherigen Klimaschutzziele ausdrücklich ab. 

Klimaanpassung darf nicht dazu führen, dass Maßnahmen zur Reduzierung der Treibhaus-

gasemissionen zurückgestellt werden. Für einen wirksamen Klima- und Naturschutz sind ver-

bindliche Minderungsziele ebenso erforderlich wie naturverträgliche Maßnahmen zur Anpas-

sung an die Folgen des Klimawandels. 

 

Zu Art. 2 – Zielsystem des Klimaschutzes 

Die vorgesehene Neufassung des Art. 2 führt zu einer deutlichen Abschwächung der bisheri-

gen Zielarchitektur des Bayerischen Klimaschutzgesetzes. 
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Besonders kritisch ist die ersatzlose Streichung des bisherigen Ziels der Klimaneutralität Bay-

erns bis spätestens 2040. Damit entfällt ein eigenständiges und ambitioniertes Klimaschutz-

ziel auf Landesebene. 

Der künftig vorgesehene relative Maßstab, wonach die Treibhausgasemissionen je Einwohner 

in Bayern unter dem bundesweiten Durchschnitt liegen sollen, ist aus Sicht des LBV nicht ge-

eignet, eine vergleichbare Verbindlichkeit sicherzustellen. Die Bewertung der Zielerreichung 

hängt damit künftig auch von der Entwicklung der Emissionen in anderen Bundesländern ab. 

Auch die in der Begründung angeführte „dynamische“ Anpassung an Bundesziele wird kri-

tisch gesehen, da sich die Zielvorgaben Bayerns künftig unmittelbar an Änderungen der Bun-

desziele orientieren würden, ohne dass hierfür eine eigenständige Entscheidung des Bayeri-

schen Landtag erforderlich wäre.  

Der LBV hält es daher für erforderlich, an einem eigenständigen und ambitionierten Klima-

schutzziel für Bayern festzuhalten. 

 

Zu Art. 5 Abs. 1 – Klimaschutzprogramm 

Die Orientierung an sektorübergreifenden Gesamtrechnungen erschwert die Zuordnung von 

Verantwortlichkeiten und reduziert die Transparenz sowie Nachvollziehbarkeit der Zielerrei-

chung. 

Gerade in den Bereichen Verkehr, Gebäude, Energie und Landnutzung bleiben transparente 

und nachvollziehbare sektorbezogene Bewertungen nötig, um Defizite frühzeitig erkennen 

und gegensteuern zu können. 

Der LBV hält es daher für erforderlich, dass Maßnahmen des Klimaschutzprogramms weiter-

hin nach wesentlichen Handlungsfeldern differenziert dargestellt und bewertet werden. 

 

Zu Art. 5 Abs. 2 – Kommunale Klimaschutzprogramme 

Die kommunale Ebene spielt für die praktische Umsetzung von Klimaschutz- und Klimaan-

passungsmaßnahmen eine zentrale Rolle. 

Vor diesem Hintergrund sollte die Bedeutung kommunaler Klimaschutzprogramme im Gesetz 

deutlicher hervorgehoben werden. Die vorgesehene Formulierung bleibt insoweit zu unver-

bindlich. 

Der LBV hält es für erforderlich, die kommunale Ebene als zentralen Akteur des Klimaschutzes 

stärker einzubinden und die Erstellung sowie Umsetzung örtlicher Klimaschutzprogramme 

wirksam zu unterstützen.   

 

Zu Art. 5 Abs. 3 und 4 – Klimaanpassungskonzepte 

Der LBV begrüßt die Einführung flächendeckender Klimaanpassungskonzepte ausdrücklich. 
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Insbesondere die vorgesehene Strukturierung in Bestandsaufnahme, Klimarisikoanalyse, Ge-

samtstrategie und Maßnahmenkatalog stellt eine fachlich sinnvolle Grundlage für die Anpas-

sung an die Folgen des Klimawandels dar. 

Positiv bewertet wird zudem, dass bestehende Fachplanungen und Datengrundlagen berück-

sichtigt sowie vorhandene Konzepte einbezogen werden sollen. 

Gleichzeitig bestehen erhebliche Defizite hinsichtlich Verbindlichkeit und Umsetzung. 

Die Klimaanpassungskonzepte sind überwiegend als planerische und strategische Grundla-

gen ausgestaltet. Verbindliche Vorgaben zur Umsetzung, Priorisierung und Evaluierung der 

Maßnahmen fehlen jedoch weitgehend. 

Der vorgesehene Regelzeitraum von bis zu 15 Jahren für die Fortschreibung der Konzepte er-

scheint angesichts der Dynamik des Klimawandels fachlich sehr lang. 

Kritisch bewertet wird außerdem, dass eine verpflichtende Öffentlichkeitsbeteiligung nicht 

vorgesehen ist. Gerade Maßnahmen der Klimaanpassung betreffen regelmäßig Flächennut-

zung, Wasserhaushalt, Siedlungsentwicklung sowie den Schutz natürlicher Lebensgrundlagen. 

Der LBV hält daher eine frühzeitige und geeignete Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Er-

stellung und Fortschreibung der Klimaanpassungskonzepte für fachlich sinnvoll. Dies soll 

dazu beitragen, örtliche Kenntnisse sowie bestehende Initiativen und Projekte frühzeitig ein-

zubeziehen sowie die praktische Umsetzbarkeit der Maßnahmen zu verbessern.  

Der Maßnahmenkatalog sollte darüber hinaus eine nachvollziehbare Priorisierung der Maß-

nahmen sowie Hinweise zur zeitlichen Umsetzung enthalten. 

Naturbasierte Maßnahmen wie Wasserrückhalt in der Fläche, Schutz und Wiederherstellung 

von Auen, Mooren und Grünstrukturen sollten dabei eine zentrale Rolle spielen. 

 

Zu Art. 4 – Natürlicher Klimaschutz 

Die stärkere Berücksichtigung von Maßnahmen des natürlichen Klimaschutzes wird ausdrück-

lich begrüßt. 

Insbesondere Moore, Feuchtgebiete, Auen und naturnahe Wälder leisten einen wesentlichen 

Beitrag zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung und müssen konsequent geschützt, wie-

derhergestellt und weiterentwickelt werden. 

Positiv ist, dass Maßnahmen des Moorbodenschutzes künftig ausdrücklich berücksichtigt 

werden sollen und bestehende Instrumente wie der Fortschrittsbericht „Klimaschutz durch 

Moorbodenschutz“ als Grundlage herangezogen werden können. 

Aus Sicht des LBV sollte dabei sichergestellt werden, dass auch mittel- und langfristig wirk-

same Maßnahmen des natürlichen Klimaschutzes angemessen berücksichtigt werden. Öko-

systembasierte Ansätze entfalten ihre Wirkung häufig langfristig und sind für einen wirksa-

men Klima- und Naturschutz unverzichtbar. 
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Fazit 

Der Gesetzentwurf enthält insbesondere im Bereich der Klimaanpassung sowie des natürli-

chen Klimaschutzes wichtige und fachlich sinnvolle Ansätze. 

Gleichzeitig führt die vorgesehene Änderung des Zielsystems zu einer deutlichen Reduzie-

rung der bisherigen Verbindlichkeit des Bayerischen Klimaschutzgesetzes. 

Der LBV hält es daher insbesondere für erforderlich, 

- an einem eigenständigen und ambitionierten Klimaschutzziel für Bayern festzuhalten, 

- die Steuerungswirkung des Klimaschutzprogramms zu erhalten, 

- die Verbindlichkeit und Umsetzung der Klimaanpassungskonzepte zu stärken, 

- sowie den natürlichen Klimaschutz langfristig und wirksam zu sichern. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

       
Helmut Beran     
Geschäftsführer 
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Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zum Gesetzesentwurf der Staatsregierung 
zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes Stellung nehmen zu dürfen 
und bitten um Beachtung unserer Anmerkungen. Ergänzend verweisen wir auf 
unsere Stellungnahmen zu den Themen Klimaanpassung (Fortschreibung der 
Klimaanpassungsstrategie 2025)  und Klimaschutz (Änderung des BayKlimaG 2021; 
BayKlimaG 2020) aus den vergangenen Jahren. 

Vorbemerkung 

Die kommunalen Unternehmen im Freistaat Bayern stellen im Rahmen der 
Daseinsvorsorge die wirtschaftliche und nachhaltige kommunale Energie- und 
Wasserversorgung sowie Abfall- und Abwasserentsorgung sicher. Viele sind 
darüber hinaus im Bereich der Telekommunikation, des ÖPNV und der Bäder tätig. 
So liefern sie mit und über ihre Infrastrukturen Lebensqualität, zentrale 
Standortfaktoren für die Wirtschaft und befördern gleichwertige 
Lebensverhältnisse. Infrastrukturen der Daseinsvorsorge sind auf Jahrzehnte 
angelegt und bedürfen langfristiger Perspektiven.  
 
Die Sicherheit grundlegender Ver- und Entsorgungsleistungen sowie die Höhe der 
dafür anfallenden Kosten, hängen auch vom Erfolg des Klimaschutzes sowie der 
Klimaanpassung im Freistaat ab. Effektive Klimaschutz und -
anpassungsmaßnahmen erhöhen zugleich unsere (Versorgungs-)Sicherheit in Not-
, Krisen- und Katastrophenfälle einschließlich des Verteidigungsfalls. Diese 
Synergien sollten genutzt werden! Die in Bayern bereits vorhandenen 
dezentralen, diversifizierten Systeme, Redundanzen und Sicherheitsmaßnahmen 
bieten heute schon ein gute Versorgungssicherheit. Allerdings muss ihre Resilienz 
gegenüber Sicherheitsvorfällen und Versorgungsengpässen durch Auswirkungen 
des Klimawandels im Zusammenhang betrachtet und evaluiert werden. Die 
traditionell kleinteilige bayerische Wasserversorgung bietet dabei bereits eine 
gute Basis, insbesondere dort, wo ihre Wasserressource qualitativ und quantitativ 
vor Ort gesichert und sie durch Verbünde und weitere Standbeine redundant 
aufgebaut ist. Dies gilt auch für die Notstromversorgung von Anlagen, die zum 
Beispiel durch Photovoltaik und lokale Speicher einerseits im laufenden Betrieb 
klimafreundlich ist, als auch im Notfall langlebig Energieautarkie gewährleistet. Im 
Katastrophenfall und für die zivile Verteidigung wird so der Aufwand der fossilen 
Lieferkette ersetzt. Wo Wasserkraft oder Biogasanlagen nach einem Blackout für 
das Wiederherstellen der Stromversorgung genutzt werden kann (Schwarzstart), 
muss trotz Klimawandel ausreichend Wasser in den Fließgewässern vorhanden 
sein und das Substrat für die Biogasanlagen darf nicht Dürren oder Starkregen zum 
Opfer gefallen sein. Klimaanpassung und Klimaschutz sind in einem sicheren Mix 

https://www.vku.de/verband/struktur/vku-in-den-laendern/bayern/publikationen/stellungnahme-zur-fortschreibung-der-bayerischen-klimaanpassungsstrategie/
https://www.vku.de/verband/struktur/vku-in-den-laendern/bayern/publikationen/stellungnahme-zur-fortschreibung-der-bayerischen-klimaanpassungsstrategie/
https://www.vku.de/verband/struktur/vku-in-den-laendern/bayern/publikationen/stellungnahme-der-vku-lg-bayern-entwurf-bayerisches-klimaschutzgesetz-1/
https://www.vku.de/verband/struktur/vku-in-den-laendern/bayern/publikationen/stellungnahme-der-vku-lg-bayern-entwurf-bayerisches-klimaschutzgesetz/


 

der Technologien über die Sparten der Daseinsvorsorge hinweg zwei Seiten einer 
Medaille. 
 
Der Klimawandel schreitet auch in Bayern fort und verursacht durch regelmäßige 
Schadereignisse, wie Hochwasser, Starkregen und Dürren hohe Kosten. 
Gleichzeitig unterstreichen Berichte, wie zum Beispiel zum Niedrigwasser, den 
akuten Handlungsbedarf. Laut des Niedrigwasser-Lageberichts vom 06. Mai 2026 
weisen rund 90 Prozent der Fließgewässermessstellen sowie 67 Prozent der 
oberflächennahen Grundwassermessstellen sowie Quellen niedrige Verhältnisse 
auf. Der Expertenrat für Klimafragen auf Bundesebene kommt in seinem aktuellen 
Prüfbericht zur Berechnung der deutschen Treibhausgasemissionen für das Jahr 
2025 und zu den Projektionsdaten 2026 zu dem Ergebnis, dass „das jahresscharfe 
65-Prozent-Minderungsziel für 2030, das 88-Prozent-Ziel für 2040, die Zielvorgabe 
aus der Europäischen Lastenteilungsverordnung (ESR), die Ziele für den Sektor 
Landnutzung (LULUCF) sowie das Ziel der Treibhausgasneutralität im Jahr 2045 
und der negativen Treibhausgasemissionen laut den Daten im Zeitverlauf 
zunehmend deutlich verfehlt würden.“ 
 
Ein zögerliches Vorgehen bei Klimaschutz und gegen dessen Konsequenzen ist 
teuer und eine große Belastung für die Wirtschaft, die Gesellschaft und den 
öffentlichen Rückhalt für die Klimapolitik. Die Anpassung an einen ungebremsten 
Klimawandel scheint kaum darstellbar, geschweige denn finanzierbar. Die 
Investitionen in die Daseinsvorsorge bedürfen einer konsequenten Politik zu 
Klimaschutz und Klimaanpassung. Bereits 2006 hatte der „Stern Report“ klar 
dargelegt, dass Maßnahmen, je später sie beginnen, um so höhere 
Kraftanstrengungen und Kosten in immer kürzerer Zeit verlangen, um Klimaziele 
zu erreichen, die uns weiterhin eine Anpassung an den Klimawandel real 
ermöglichen. Sie nach hinten zu verlegen hilft nur, wenn Maßnahmen nicht 
zugleich abgeschwächt werden. Hier ist ehrliche, vorsorgende Klimapolitik 
Grundlage für eine sichere Daseinsvorsorge – auch für künftige Generationen. 

Bedeutung des Vorhabens für kommunale Unternehmen 

Extreme Wettereignisse (Hochwasser, Starkregen, Sturzfluten, Hitzewellen, 
Dürren, Hagel, Sturm, Kälte) haben bereits heute signifikante Auswirkungen auf 
die vielfältigen Ver- und Entsorgungsdienstleistungen kommunaler Unternehmen. 
Die Zunahme von Wetterextremen infolge der klimatischen Veränderungen ist 
laut Klimaforschung sehr wahrscheinlich. Katastrophale Ereignisse, wie die Flut im 
Ahrtal 2021 oder das Hochwasser 2024 in Süddeutschland, zeigen die extreme 
Zerstörung insbesondere öffentlicher Ver- und Entsorgungsinfrastrukturen, deren 
Instandsetzung aufwändig sind und bis heute andauern. Von dem 

https://www.nid.bayern.de/lage
https://expertenrat-klima.de/fileadmin/ERK/Berichte/ERK2026_Pr%C3%BCfbericht-Emissionsdaten2025-Projektionsdaten2026.pdf
https://expertenrat-klima.de/fileadmin/ERK/Berichte/ERK2026_Pr%C3%BCfbericht-Emissionsdaten2025-Projektionsdaten2026.pdf
https://expertenrat-klima.de/fileadmin/ERK/Berichte/ERK2026_Pr%C3%BCfbericht-Emissionsdaten2025-Projektionsdaten2026.pdf


 

Gesetzesvorhaben sind daher sämtliche Sparten, die der VKU vertritt, in 
unterschiedlicher Weise betroffen: 
 

• Extremwetterereignisse beeinträchtigen oder zerstören öffentliche Ver- 
und Entsorgungsinfrastrukturen (Strom, Gas, Wasser, Abwasser, 
Telekommunikation). Dies gilt für oberirdische Anlagen (Umspannwerke, 
Stromkästen, Brunnen, etc.) und bei zunehmender Intensität auch für 
unterirdische Leitungen (Versorgungsleitungen, Kanäle). 

• In der kommunalen Wasserwirtschaft betreffen Wetterextreme, vor allem 
Starkregen mit Überflutungen und Dürreperioden, sämtliche 
Handlungsbereiche. Neben den Infrastrukturen werden Gewässer 
beeinträchtigt, was Auswirkungen auf das Dargebot und die 
Abwasserentsorgung hat. 

• Extremwetterereignisse stellen auch die öffentliche Abfallentsorgung und 
Stadtreinigung vor erhebliche Herausforderungen. Überflutungen oder 
extreme Windereignissen führen zur Vermüllung öffentlicher Grünflächen 
und in extremen Fällen fallen erhebliche Mengen Sperrmüll durch 
überflutete Objekte an, die fachgerecht entsorgt werden müssen. 

• Die Beseitigung der Folgen von extremen Wettereignissen haben auch 
erhebliche Auswirkungen auf die Mitarbeitenden kommunaler 
Unternehmen. Sie sind durch die Zunahme von Not- und 
Reparaturarbeiten in erheblichem Maß gefordert, um schnellstmöglich 
wieder eine geregelte leitungsgebundene Ver- und Entsorgung 
sicherzustellen. Dies bedeutet eine norme Arbeitsbelastung bei gleichzeitig 
existierendem Fachkräftemangel.  

• Grundsätzlich sind Wetterextreme aufgrund der klimatischen 
Veränderungen stets auch eine Herausforderung, um reguläre operative 
Tätigkeiten zu erfüllen. So waren Revisionen an Kläranlagen im Sommer 
2025 im Rahmen des Notfallplans am Main auszusetzen. Baufenster, die 
bisher im Wesentlichen durch Frost eingeschränkt waren, sind es nun – 
unter Unsicherheit – auch im Sommerhalbjahr. Hinzu kommen die 
physischen Arbeitsbedingungen, etwa im Tiefbau bei Hitze. 

 
Unsere Positionen zum vorliegenden Gesetzesentwurf sind in Kürze: 

• Klimaschutz sowie Klimaanpassungsstrategien heute helfen, die Folgen des 
Klimawandels und von extremen Wettereignissen lokal abzumildern – 
nicht zuletzt, um hohe finanzielle Folgekosten zu reduzieren. 

• Planungs- und Investitionssicherheit müssen gewahrt, Motivation 
aufrechterhalten werden: Daher keine Abkehr und schnelle Wechsel von 
vor Kurzem beschlossenen Zielen. 



 

• Langfristig angelegte Rahmenbedingungen sollten gesetzt und klare 
landesspezifische Sektorenziele definiert werden, wenn eine Anpassung an 
den bundesrechtlichen Rahmen erfolgt. 

• Eine verpflichtende Einbindung der kommunalen Ebene in die Erstellung 
von Klimaanpassungskonzepten erscheint essenziell für Relevanz und 
Umsetzbarkeit der Maßnahmen. Ein finanzieller Ausgleich durch das 
Konnexitätsprinzip muss verankert werden, anstatt die Kommunen und 
somit auch die kommunalen Unternehmen mit dieser wichtigen Aufgabe 
allein zu lassen. Nur dann ist auch beim Personal Kontinuität möglich, nicht 
über zeitlich kurz laufende, geförderte Projektstellen. 

• Der erleichterte Zugang zu gebäudescharfen Kehrbuchdaten wird begrüßt. 
Es sollte klargestellt werden, dass kommunale Unternehmen Zugriff auf die 
für sie relevanten Daten erhalten. 

Im Folgenden führen wir diese Punkte vertiefend aus. 

Zu § 1 Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

Streichung der CO2-Emissionen pro Einwohner und des 
Koordinierungsstabes, Anpassung des Bayerischen Klimaschutzzieles von 
2040 an Klimaziele des Bundes (Art. 2 des neuen BayKlimaG) 

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf strebt der Freistaat das Ziel an, zu den 
Klimazielen des Bundes beizutragen und dabei die Treibhausemissionen pro Kopf 
im bundesweiten Vergleich zu unterschreiten. Gleichzeitig werden die Klimaziele 
des Freistaats mit denen des Bundes und somit an die aktuellen Zielmarke von 
2045 für die Klimaneutralität angeglichen/synchronisiert. Zudem würden auch die 
Zwischenziele mit den Reduktionen von mindestens 65 Prozent bis 2030 und von 
mindestens 88 Prozent bis zum Jahr 2040 gelten. 
 
In unseren vergangenen Stellungnahmen zu den Änderungen des Bayerischen 
Klimaschutzgesetzes (BayKlimaG) hatten wir stets das Thema 
Investitionssicherheit angemahnt, die die (bayerische) Klima- und Energiepolitik 
der letzten Jahre nicht geliefert hat. Grundsätzlich ist die Anpassung an die 
Klimaziele des Bundes nachvollziehbar. Der Schwenk binnen weniger Jahre von 
ambitionierteren Klimazielen als der Bund hin zu einer Synchronisierung führen 
nun allerdings erneut zu Unsicherheiten in kommunikativer, wirtschaftlicher und 
strategischer Hinsicht, die durch die gegenwärtigen Diskussionen auf 
Bundesebene zur Novellierung des EEG, zum Netzpaket oder auch zum 
Gebäudemodernisierungsgesetz nochmalig verschärft werden. 
 



 

Nachdem die Staatsregierung Anfang der 2020-er Jahre das Zieljahr 2040 
verkündet hat und den Kommunen empfohlen wurde, sich an der Vorbildfunktion 
des Staates mit noch ambitionierten Zielen zu orientieren, ist diese Kehrtwende 
kommunikativ eine große Herausforderung für unseren kommunalen 
Unternehmen und deren Kommunen. Insbesondere aus Sicht kommunaler 
Vorreiterprojekte schwächt die Abkehr vom Zieljahr 2040 die Orientierung und 
wirkt kommunikativ als Rücknahme von Ambitionen, da das ursprüngliche Ziel 
eine starke Signalwirkung hatte. Gerade für die Early Adopter unter den 
Kommunen und ihre kommunalen Unternehmen in Bayern, die bereits aktiv 
vorangegangen sind, entsteht ein Spannungsfeld: Vor Ort wurde ambitioniert 
gehandelt, während gleichzeitig nun auf Landesebene das Zielniveau abgesenkt 
wird: Das resultiert in Verunsicherung bei den Bürgerinnen und Bürgern und 
bewirkt Attentismus. Zudem wird die Vermittlung langfristiger Investitionen in 
Infrastruktur und Energiewende erschwert. Denn durch die zeitlich früheren 
Klimaziele haben sich die (kommunalen) Akteure dementsprechend eingestellt. 
Nun befürchten wir, dass generell Druck aus der Transformation hin zu einer 
dekarbonisierten Wirtschaft genommen wird, was langfristig nachteilig ist. 
 
In wirtschaftlicher Hinsicht bringt die Angleichung an den Bund mehr Konsistenz. 
Gleichzeitig entfällt jedoch die bisherige Dynamik für erneuerbare Geschäftsfelder 
in der Wärme- und Energieversorgung, die Investitionen und Innovationen 
beschleunigt hat. Langfristig angelegte Infrastrukturprojekte, wie in den Bereichen 
Energie und Wasser/Abwasser, benötigen jedoch klare und stabile 
Rahmenbedingungen. Eine Abschätzung der wirtschaftlichen Auswirkungen ist in 
diesem Zusammenhang schwierig vorzunehmen, da ein geringeres 
Ambitionsniveau unterschiedliche Auswirkungen auf die Bereiche Gas, 
Fernwärme und Erneuerbare Energien haben dürfte. Die Kosten für die Stilllegung 
der Gasnetze werden über die Netzentgelte auf die Netznutzer umgelegt, sodass 
sich aufgrund der verlängerten Nutzungsdauer eine zeitliche Streckung und 
Verteilung der Kosten über einen Zeitraum von bisher 2040 auf nun 2045 ergeben 
dürfte. Entsprechend streckt sich auch der Aufbau von Wärmenetzen und deren 
zeitnahe finanzielle Tragfähigkeit. Der verzögerte beziehungsweise langsamere 
Wechsel hin zu erneuerbaren Energieträgern hat positive und negative Einflüsse 
auf die Wirtschaftlichkeit unterschiedlicher Geschäftsmodelle im Bereich 
Erzeugung, Netze, Speicher und Vertrieb, die individuell neu zu bewerten sind. 
Volkswirtschaftlich sind Kosten späterer Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen dagegen zu rechnen. Durch Umlagen und Steuern 
kommen diese in aller Regel beim Kunden ebenfalls zum Tragen. Deutschland 
sollte seinen Mittelabfluss über den nationalen Zertifikateausgleich zwischen den 
EU-Staaten minimieren. 
 



 

In strategischer Hinsicht verschiebt sich der Fokus hin zur Umsetzbarkeit aufgrund 
eines größeren zeitlicheren Puffers. Durch die nachlassenden Ambitionen der 
Landesebene steigt gleichzeitig die Verantwortung der Kommunen und 
kommunalen Unternehmen. Absehbar wird sich Planungsunsicherheit, zum 
Beispiel auch bezüglich Wasserstoffs verlängern, da die Umrüstung auf 
Wasserstofferzeugung später erfolgt. Gerade früh begonnene Projekte müssen 
Investitionen und ihre Finanzierungskosten vermutlich länger vorfinanzieren. 
 
In Summe bedeutet die Abkehr vom Zieljahr 2040 aus Sicht unserer Unternehmen 
den Verlust eines wichtigen Orientierungs- und Mobilisierungsrahmens. Gerade 
für bereits engagierte Kommunen entsteht eine Diskrepanz zwischen lokaler 
Umsetzungsgeschwindigkeit und landespolitischem Ambitionsniveau, was sich 
auch auf die Kommunikation mit und den Rückhalt durch Bürgerinnen und Bürger 
der Kommunen auswirkt. Aus Sicht kommunaler Unternehmen ist es unabhängig 
vom angepassten Zieljahr wichtig, weiterhin klare, verlässliche und ambitionierte 
Zwischenziele sowie unterstützende Rahmenbedingungen zu definieren. Wir 
befürworten landesspezifische Sektorenziele für ein Monitoring und die 
Evaluierung vor Ort. Rahmenbedingungen reichen von der Klarheit zum 
zukünftigen CO2-Preis, über ein umsetzbares Gebäudemodernisierungsgesetz, das 
nicht in jeder Legislaturperiode komplett überarbeitet wird, über verlässliche und 
einfach beantragbare Förderprogramme bis hin zu Sonderausschreibungen der 
BNetzA für Windprojekte im Süden. In Bayern bedarf es zudem eines klaren Pfades 
zu Wasserfragen, der nicht primär technische Antworten aufzeigt. Vielmehr sind 
Klimaschutz und -anpassung gerade auch für das Wasser – mit unseren Böden – 
zu gestalten. 
 
Nach unserem Verständnis entfällt mit den angedachten Änderungen in Artikel 2 
auch Satz 2 und somit auch der Verweis zum Koordinierungsstab aus Staatskanzlei 
und Staatsministerien. Wenn dieser Stab entfiele, entfiele auch das Gremium, das 
bei Hinweisen auf das Verfehlen der Zielmarken dem Ministerrat zusätzliche 
steuernde Maßnahmen vorschlagen soll. Artikel 13 zum Koordinierungsstab selbst 
bliebe erhalten.  
 
Vor diesem Hintergrund empfehlen wir folgende Formulierung:  

 

Art. 2 Abs. 1 S. 2 bisheriges BayKlimaG: Der Koordinierungsstab nach Art. 13 hat bei 

Hinweisen auf das Verfehlen der Zielmarke nach Satz 1 im Jahr 2025 alle zwei Jahre dem 

Ministerrat zusätzliche steuernde Maßnahmen vorzuschlagen. 



 

Auf diesem Wege könnte die Staatsregierung bei absehbarer Verfehlung der Ziele 
rechtzeitig nachsteuern. Nicht erreichte Minderungsmengen führen dazu, große 
Mengen verbleibende Emissionen für die Klimaneutralität in immer kürzeren 
Zeiträumen abbauen zu müssen. 
 

Herausgabe von Kehrbuchdaten und Auskunftspflicht zu Kehrbuchdaten 
(Art. 6) 

Der erleichterte Zugang zu Kehrbuchdaten wird begrüßt. Es sollte klargestellt 
werden, dass auch kommunale Unternehmen Zugriff auf die für sie relevanten 
Daten erhalten können. Insbesondere im Kontext der kommunalen 
Wärmeplanung werden Kehrbuchdaten genutzt, die bislang allerdings nur für die 
Kommunen abrufbar sind. Eine (verbesserte) Datenverfügbarkeit und ein 
einheitlicher Zugriff über das Landesamt für Statistik neben den 
Kreisverwaltungsbehörden auch für kommunale Unternehmen könnten Analysen 
vereinfachen und die Ableitung geeigneter Maßnahmen unterstützen. 
Insbesondere gebäudescharfe Daten könnten unseren kommunalen 
Unternehmen die Themen Wasserschutz oder die Wärme(netz)planung deutlich 
erleichtern. Hierdurch hätten unsere Unternehmen eine zusätzliche 
Datengrundlage zur Einschätzung von Gebäudestrukturen und Wärmebedarfen, 
aber auch unsere Wasserversorger über Ölheizungen, etwa bei Hochwasser. 
Gleichzeitig ist aus unserer Sicht entscheidend, dass die Daten in einer Form 
bereitgestellt werden, die praxisnah, aktuell und datenschutzrechtlich klar 
geregelt sind. Ein berechtigtes Interesse sehen wir durchaus. Nicht verknüpft sein 
sollte mit der Bereitstellung Dritten möglicher Zugang (etwa über öffentliche 
Internetseiten), die Sicherheitsfragen erschwert. 
 
Die Erhebung der Kehrbuchdaten betrifft laut Begründung (S. 11) auch die 
Wiederinbetriebnahme von Gasversorgungen im Katastrophenfall. In diesem 
Zusammenhang weisen wir explizit darauf hin, dass diese Daten nur einen 
praktischen Nutzen haben, wenn an dieser Stelle noch Regelungen zur 
Kommunikation ergänzt werden. Denn entscheidend ist, dass im Katastrophenfall 
klare Zuständigkeiten sowie ein strukturierter und zeitnaher Informationsfluss 
zwischen staatlichen Stellen, Netzbetreibern und kommunalen Unternehmen zum 
Beispiel über Krisenstäbe sichergestellt sind. Nur so kann gewährleistet werden, 
dass vorhandene Daten wie Kehrbuchdaten im Ernstfall auch praktisch und 
effektiv genutzt werden können. 
 
Vor diesem Hintergrund empfehlen wir folgende Formulierung: 



 

 

Zu § 2 Weitere Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

Empfehlung von örtlichen Klimaschutzkonzepten (Art. 5 Abs. 2) 

Den Kommunen wird nach Art. 5 Abs. 2 Satz 1 empfohlen, die Maßnahmen des 
Bayerischen Klimaschutzkonzeptes an die lokalen Gegebenheiten anzupassen und 
umzusetzen. Diese Maßnahmen haben durch die Verankerung im BayKlimaG in 
der Praxis keinen empfehlenden, sondern einen verbindlichen Charakter. Die 
Kommunen und kommunalen Unternehmen sind daher frühzeitig und verbindlich 
einzubinden. Die Aufstellung dieser Pläne sind für Kommunen und ihre 
kommunalen Unternehmen allerdings mit erheblichem Aufwand verbunden. 
Unsere Unternehmen steuern etwa ihre Expertise zur Wärmeversorgung und 
Ausbau der Nahwärme, zur Energieinfrastruktur sowie zur Umsetzung konkreter 
Maßnahmen im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung bei oder sind in das 
Monitoring eingebunden. Kommunale Forstämter prüfen die Reichweite 
energetischer und stofflicher Holznutzung für nachhaltige Waldbewirtschaftung. 
Diese Konzepte entfalten ihre Wirkung erst, wenn deren Maßnahmen umgesetzt 
werden. Hierzu bedarf es einer gesicherten, dauerhaften Finanzierung, die nicht 
vollständig den Kommunen aufgelastet werden kann. Klimaanpassung ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, der Schutz der Bevölkerung vor Klimafolgen eine 
staatliche.  

Die fehlende Verpflichtung zur Umsetzung der Maßnahmen ist daher kritisch zu 
bewerten, da hierdurch das Konnexitätsprinzip umgangen wird. Ohne eine 
auskömmliche finanzielle Unterstützung der Kommunen können 
Maßnahmenkataloge nicht oder nur eingeschränkt umgesetzt werden. Trotz der 
fehlenden rechtlichen Verbindlichkeit wird faktisch ein erheblicher 
Handlungsdruck auf kommunaler Ebene entstehen, insbesondere in den 
Bereichen Starkregen-, Hitze- und Katastrophenschutz. Hier bedarf es eines 
finanziellen Ausgleichs durch Bund und Land. Die volkswirtschaftlichen Wirkungen 
dieser Maßnahmen sind gesamtstaatliche Aufgaben. 

Begründung zu Art 6. Abs. 2 des neuen BayKlimaG: Art. 6 Abs. 2 BayKlimaG soll eine 

effizientere und kehrbezirksübergreifende Übermittlung von Kehrbuchdaten 

insbesondere an die Kreisverwaltungsbehörden als untere Wasserbehörde, 

Sicherheitsbehörde sowie untere Katastrophenschutz- und Zivilschutzbehörde sowie 

Kommunen und kommunalen Unternehmen ermöglichen und dient in erster Linie der 

gesamtstaatlichen Resilienz in Krisen und im Katastrophenfall. 



 

Zuständigkeiten bei der Erstellung von Klimaanpassungskonzepten (Art. 5 
Abs. 3) 

Die größte Veränderung im Bereich der Klimaanpassung ergibt sich durch die 
zukünftige Zuständigkeit der Regierungen für die Erstellung von 
Klimaanpassungskonzepten für die jeweiligen kreisfreien Gemeinden und 
Landkreise. Grundsätzlich ist dieser Ansatz positiv zu bewerten, da kommunale 
Unternehmen und Kommunen auf bereits erarbeitete Grundlagen zurückgreifen 
könnten und dadurch der Aufwand für eigene Analysen oder externe 
Beauftragungen sinken kann. Zugleich müssen die Konzepte ausreichend 
praxisnah ausgestaltet sein und die örtlichen Besonderheiten in angemessener 
Tiefe berücksichtigen, sodass diese Konzepte auch als belastbare 
Entscheidungsgrundlage dienen können. Insofern sollte eine verbindliche 
Einbindung der betroffenen Städte und Gemeinden erfolgen. Interessant wird 
zudem sein, wie stark diese Konzepte dann in der Kommunalpolitik verankert 
werden. Sach- und Fachlösungen dürfen nicht durch politische Ansichten 
vorgeprägt oder gar überschrieben werden. 

Inhalte von Klimaanpassungskonzepten (Art. 5 Abs. 4) 

Aus unserer Sicht sollten in einem solchen Konzept insbesondere lokal relevante 
Klimagefahren und deren Auswirkungen auf kommunale Infrastrukturen 
systematisch berücksichtigt werden: Anlagen der Energie- und Wasserversorgung, 
ganzheitliche Betrachtung des (Landschafts-)Wasserhaushalts, möglichst 
kleinräumige Analyse der genannten Risiken wie Hitze, Dürre, Starkregen und 
deren Fließwege, Hochwasser und Erdrutsch. Auch eine Einbeziehung kritischer 
Infrastruktur erscheint grundsätzlich sinnvoll, wobei im Hinblick auf sensible 
Standorte sorgfältig zu prüfen ist, in welcher Detailtiefe entsprechende 
Informationen veröffentlicht oder zugänglich gemacht werden können. 
 
Darüber hinaus ist eine enge Verzahnung mit bestehenden Planungen, 
insbesondere der kommunalen Wärmeplanung, erforderlich. Entscheidend ist aus 
unserer Sicht, dass die Konzepte nicht rein analytisch bleiben, sondern priorisierte 
und umsetzbare Maßnahmen enthalten, die in kommunalen Gremien tatsächlich 
handhabbar sind. 
 
Das Intervall von 15 Jahren erscheint aufgrund der sehr schnellen Dynamik und 
möglichen unterschätzten Folgen des Klimawandels als zu lang. Hier sollte 
zumindest alle 5 Jahre mit Zwischenevaluierungen sichergestellt werden, dass bei 
Bedarf frühzeitiger nachgesteuert werden kann. 
 



 

Vor diesem Hintergrund empfehlen wir folgende Formulierung:  

 
Klar- und sicherzustellen ist, wie ohne einen Klimabericht die Datengrundlagen 
kompakt, übersichtlich und mit den nötigen Zusammenhängen für dieses 
Monitoring im Zeitverlauf für Bayern bereitstehen. 

Art. 5 Abs. 3 S.3 neues BayKlimaG: Klimaanpassungskonzepte sollen alle 15 Jahre nach 

ihrer Aufstellung fortgeschrieben werden. Eine Zwischenevaluierung erfolgt alle fünf 

Jahre. 
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Einleitung  

Der Verband der Bayerischen Energie - und Wasserwirtschaft e. V. (VBEW) bedankt sich dafür, 

dass er vom Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz  an der 

Verbandsanhörung über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayerischen 

Klimaschutzgesetzes  mit Schreiben vom 30.04.2026 beteiligt wird.  

Der VBEW ist das Sprachrohr der bayerischen Energie - und Wasserwirtschaft, deren moderne 

und innovative Unternehmen für verlässliche, nachhaltige und regionale Daseinsvorsorge 

stehen. Wir repräsentieren mit unseren über 400 Mitgliedsunternehmen die bayeris che Strom -

, Gas -, Fernwärme -, Wasser - und Abwasserwirtschaft. Zu den Mitgliedsunternehmen zählen 

kleine, mittlere und große Energie - und Wasserversorgungsunternehmen in kommunaler, 

privater oder genossenschaftlicher Eigentümerschaft.  

 

1. Vorwort  

In den vergangenen Jahren hat der Freistaat Bayern große Fortschritte im Klimaschutz erzielt 

und mit dem Zieljahr 2040 ambitionierte Maßstäbe gesetzt. Der Ausbau klimafreundlicher 

Technologien wurde maßgeblich vorangetrieben.  

Auch die bayerische Energiewirtschaft leistet einen zentralen Beitrag auf dem Weg zur 

Klimaneutralität. Bereits heute wird mehr als die Hälfte des Stromverbrauchs durch 

erneuerbare Energien gedeckt. Über 1,1 Millionen Photovoltaikanlagen mit einer installi erten 

Leistung von mehr als 25 GW sind an das bayerische Stromnetz angeschlossen. Die Wasserkraft 

trägt als verlässlicher und systemstabilisierender Energieträger wesentlich zur 

Versorgungssicherheit bei. Gleichzeitig zeigen innovative Lösungen für ein fle xibles 

Energiesystem sowie der Ausbau von Speichern, dass der Transformationsprozess bereits 

erfolgreich angestoßen wurde.  

Für den weiteren Erfolg der Energiewende sind jedoch ein verlässlicher ordnungspolitischer 

Rahmen sowie ein realistischer, systemisch gedachter Ansatz entscheidend. 

Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Umweltverträglichkeit müssen dabei gemeinsam mit 

gesellschaftlicher Akzeptanz berücksichtigt werden. Der Ausbau von Erzeugung, Netzen und 

Speichern muss abgestimmt erfolgen, um zusätzliche Kosten und Verzögerungen zu 

vermeiden. Gleichzeitig bedarf es tragfähiger Finanzierungsmodelle und einer klaren 

Fokus sierung auf wirksame Maßnahmen.  

 

2. Unsere Forderungen  

Zur Erreichung der Klimaneutralität ist eine aktive, partnerschaftliche Unterstützung der 

Energiewirtschaft durch Politik, Gesetzgebung und Verwaltung erforderlich. Aus Sicht der 
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Branche ergeben sich dabei sowohl konkrete Anpassungsbedarfe im Gesetzentwurf als auch 

grundsätzliche Anforderungen an die Ausgestaltung des regulatorischen Rahmens.  

2.1. Planungs - und Investitionssicherheit muss erhalten bleiben  

Eine Anpassung des Zieljahres kann zu effizienteren Investitionsentscheidungen beitragen. 

Gleichzeitig besteht jedoch die Gefahr, dass sich bestehende Unsicherheiten verlängern und 

Investitionsentscheidungen verzögert werden.  Dies gilt insbesondere für Bereiche mit 

langfristigen Transformationspfaden, etwa im Hinblick auf den Hochlauf der 

Wasserstoffwirtschaft. Verzögerungen bei Nachfrage - und Infrastrukturentwicklung können 

sich hier unmittelbar auf Investitionsentscheidungen auswirken.  

Vor diesem Hintergrund ist ein verlässlicher, langfristig stabiler und berechenbarer 

ordnungspolitischer Rahmen entscheidend, um Investitionen in die Energiewende weiterhin zu 

ermöglichen und zu sichern.  

2.2. § 1 Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes  

Der VBEW begrüßt ausdrücklich, dass die Kehrbuchdaten in Bayern bereits zentral durch das 

Landesamt für Statistik erhoben, aufbereitet und den Kommunen für Zwecke der kommunalen 

Wärmeplanung bereitgestellt werden.  

Aus Sicht des VBEW sollte Art. 6 Abs. 2 BayKlimaG -E jedoch dahingehend ergänzt bzw. 

klargestellt werden, dass die Datenübermittlung und Datennutzung auch für die konkrete 

Wärmenetzplanung und die Vorbereitung des Wärmenetzausbaus  durch die zuständigen 

kommunalen oder sonst planungszuständigen Stellen zulässig sind . Kehrbuchdaten liefern 

wichtige Informationen zu Heizungsbestand, Brennstoffen, Anlagenalter und 

Gebäudestrukturen und können damit die Identifikation geeigneter und wirtschaftlich 

tragfähiger Wärmenetzgebiete sowie die belastbare Abschätzung von Wärmebed arfen und 

Anschlussoptionen wesentlich verbessern.  

Zwar erkennt bereits das Bundesrecht die Relevanz dieser Daten für die Wärmeplanung an , da 

§ 11 Abs. 1 Nr. 3 WPG eine Auskunftspflicht der bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegende 

gegenüber der planungsverantwortlichen Stelle vorsieht . In Bayern werden die einschlägigen 

Daten jedoch zentral beim Landesamt für Statistik verarbeitet. Soweit die Daten dort als 

statistische Einzelangaben vorliegen, bedarf ihre Übermittlung an öffentliche Stellen einer 

hinreichend bestimmten gesetzlichen Gru ndlage. Vor diesem Hintergrund erscheint es 

sachgerecht, die bestehende bayerische Regelung ausdrücklich auch auf Zwecke der konkreten 

Wärmenetzplanung zu erstrecken oder dies zumindest gesetzlich klarzustellen.  

Aus Sicht des VBEW ist es schließlich  wesentlich, dass die Daten in einer für die Praxis 

nutzbaren, möglichst aktuellen und standardisierten Form bereitgestellt werden, damit Nutzen 

und Aufwand in einem angemessenen Verhältnis stehen.  
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2.3. § 2 Weitere Änderungen des Bayerischen Klimaschutzgesetzes  

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Regierungen künftig Klimaanpassungskonzepte für die 

Gebiete der kreisfreien Städte und Landkreise erstellen.  Dieser Ansatz ist grundsätzlich positiv 

zu bewerten, da Unternehmen und Kommunen auf zentral bereitgestellte Grundlagen 

zurückgreifen können und sich der Aufwand für eigene Analysen oder externe Beauftragungen 

reduzieren lässt.  

Entscheidend ist, dass die Konzepte praxisnah ausgestaltet sind und regionale Besonderheiten 

in ausreichender Tiefe berücksichtigen. Nur so können sie als belastbare Grundlage für konkrete 

Planungen und Investitionsentscheidungen dienen.  Zudem bietet der Ansatz die Chance, 

Vergleichbarkeit und Einheitlichkeit zwischen den Konzepten zu erhöhen. Gleichzeitig sollte 

sichergestellt werden, dass bestehende kommunale Ansätze und vorhandene Expertise 

systematisch einbezogen werden, um Doppelarbei ten zu vermeiden.  

 

München, 2 7.05.2026  

 

    

Marian Rappl       Florian Mattner  

Hauptgeschäftsführer     Hauptgeschäftsführer  
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27.05.2026 
 
Verbandsanhörung –  
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 
Stellungnahme der Vereinigung für Stadt-, Regional- und Landesplanung (SRL) e.V.  
Regionalgruppe Bayern 
 
Ihr Zeichen: UC2-U8729-2023/323-206 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr MR Preising, 
 
zu dem der SRL-Regionalgruppe Bayern am 30.04.2026 übermittelten Entwurf zur Änderung 
des Bayerischen Klimaschutzgesetzes nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Zu Art. 2 BayKlimaG 
 
Wir bedauern, dass der Freistaat Bayern seine bislang ambitionierten Klimaziele abschwächen 
will. Der Freistaat als wirtschaftlicher Motor in Deutschland hat hier Vorbildcharakter. Wenn 
die angestrebten Ziele im vorgegebenen Zeitrahmen nur schwer erreichbar scheinen, hilft es 
nicht, das Tempo bei der Umsetzung der Maßnahmen zurückzunehmen. Es braucht vielmehr 
den Klimaturbo, um die Worst Case Szenarien von Wissenschaft und Forschung zum men-
schengemachten Klimawandel noch abzuwenden.  
 
Das Ziel, beim CO2-Fußabdruck besser als der Bundesdurchschnitt zu bleiben, wird anerkannt. 
Bei Einordnung in den globalen Kontext muss aber berücksichtigt werden, dass sowohl Bayern 
als auch Deutschland im Vergleich zum globalen Süden nach wie vor zu den großen CO2-Emit-
tenden gehören. 
 
Das völkerrechtlich bindende 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens muss weiterhin zent-
raler Maßstab für die Ausrichtung der Klimapolitik in Deutschland und insbesondere in Bayern 
bleiben. Auch wenn seine Einhaltung zunehmend herausfordernd ist, verliert das Ziel nicht an 
Gültigkeit. Bayern war - und ist hoffentlich auch weiterhin - mit der Klimaneutralität 2040 auf 
dem richtigen Weg. 
 
 
 

REGIONALGRUPPE BAYERN 

 

DIPL.-ING. (FH) MARTIN BIRGEL, M.SC. 

DIPL.-ING. DIETER BLASE 

M.SC. LOUISA GRESS 

M.SC. SABINA SOMMERER 

 

E-MAIL: RG-BAYERN@SRL.DE 

 

 

 
 

An das  
Bayerische Staatsministerium  
für Umwelt und Verbraucherschutz 
Rosenkavalierplatz 2 
81925 München 
 
 
Per E-Mail: ReferatUC@stmuv.bayern.de 
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Zu Art. 5 BayKlimaG 
 
Wir empfehlen, die Zuständigkeiten für die Aufstellung von Klimaanpassungskonzepten bei 
den Landkreisen und kreisfreien Gemeinden zu belassen und die Beteiligungsrechte zu stär-
ken.  
 
Bezirksregierungen können als Mittelbehörde gut Koordinierungsfunktion wahrnehmen, bei 
der Umsetzung von Maßnahmen zu Klimaschutz und Klimaanpassung sind sie zu weit entfernt 
von der Praxis und der Lebenswirklichkeit der Bürgerinnen und Bürger. 
 
Die Überarbeitung des Klimaschutzgesetzes bietet dagegen die Chance, Beteiligungsrechte 
einzuführen, wie sie in der städtebaulichen Planung seit Jahrzehnten gute fachliche Praxis sind. 
Die Einbindung der Öffentlichkeit bei Aufstellung und Fortschreibung der Konzepte stärkt de-
mokratische Planungs- und Entscheidungsprozesse. Klimaschutz und Klimaanpassung sind ge-
samtgesellschaftliche Zukunftsthemen, die alle betreffen und gemeinsam verhandelt werden 
müssen. 
 
Die inhaltlichen Vorgaben zu Klimaanpassungskonzepten in Art. 5 Abs. 4 neu werden be-
grüßt. Die Querbezüge zu den Themen Ausbau der erneuerbaren Energien, Wärmewende und 
Wärmeplanung, Verkehrswende und Flächenverbrauch werden vermisst.  
 
Insgesamt wird mehr Verbindlichkeit, sowohl beim Bayerischen Klimaschutzprogramm nach 
Art. 5 Abs. 1 neu, als auch bei den Klimaanpassungskonzepten der Kreise und Kommunen für 
erforderlich erachtet. 
 
Zu Art. 8 in Verb. mit Art. 12 BayKlimaG 
 
Planung braucht verlässliche Vorgaben. Dazu gehört eine gut ausgestattete und langfristige 
Förderung der Kommunen durch den Freistaat, insbesondere auch der kommunal getragenen 
Klima- und Energieagenturen. Wir regen an, eine Förderung über das Jahr 2028 hinaus im Ge-
setz festzuschreiben.  
Investitionen in die Prävention sind deutlich kostengünstiger als später die teure Beseitigung 
klimabedingter Umweltschäden. 

 
Abschließend möchten wir uns noch einmal für die Möglichkeit zur Beteiligung am Entwurf 
der Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes bedanken. Für einen vertiefenden fachli-
chen Austausch und für weitere Gespräche stehen wir gerne zur Verfügung.  
 
Die SRL e.V. ist im bayerischen Lobbyregister (Registernummer DEBYLT02E0) eingetragen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Dieter Blase, Martin Birgel, Louisa Gress, Sabina Sommerer (Stellvertretendes Mitglied im 
Landesplanungsbeirat) 
Sprecher*innen der Regionalgruppe Bayern der SRL 
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Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 

Rosenkavalierplatz 2 

81925 München 

 

per E-Mail an ReferatUC@stmuv.bayern.de 

 

 

 

Nürnberg, 27. Mai 2026 

Ihre E-Mail vom 30.04.2026 – Klimaanpassung – Bayerische Umsetzung des KAnG: Gesetz zur 

Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zum Entwurf des Gesetzes nehmen wir wie folgt Stellung: Wir begrüßen die Vorgabe, dass die 

bayerischen Landkreise und kreisfreien Städte Klimaanpassungspläne zu erstellen haben. Gleiches gilt 

für die geplante höhere Stringenz der Kehrbuchdaten.  

Sehr kritisch sehen wir die geplante Verlängerung des Zeitraums bis zur Herstellung der 

Klimaneutralität vom bisher geplanten Jahr 2040 auf künftig das Jahr 2045 und die Aufgabe der 

sektorbezogenen Ziele. Dabei wird Bezug darauf genommen, dass wegen des Zweiten Gesetzes zur 

Änderung des Bundes-Klimaschutzgesetzes die geplante Vorgabe eines ambitionierten Ziels für 

Klimaneutralität bis 2040 nicht mehr haltbar und somit eine Verlängerung bis 2045 zweckmäßig wäre. 

Wir weisen darauf hin, dass dieses Gesetz aktuell vor dem Bundesverfassungsgericht beklagt wird. 

Nach den ersten Informationen zum Stand der Klage ist feszustellen, dass diese voraussichtlich 

erfolgreich sein wird. Somit gibt es dann keine Grundlage mehr für Ihre Argumentation und keine 

Notwendigkeit einer Anpassung der bayerischen Klimaschutzziele. Es ist sinnvoll, dass über das 

Klimaschutzgesetz erst dann final zu entscheiden, wenn Ihnen die Ergebnisse der Klagen vorliegen. 

Weiterhin weisen wir darauf hin, dass im aktuell veröffentlichen Koalitionsvertrag der neuen Regierung 

aus Bündnis 90 / Die Grünen und CDU in Baden-Württemberg weiterhin von einer Klimaneutralität bis 

2040 ausgegangen wird.  

Für Rückfragen zu unserer Stellungnahme stehen wir gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüße 

 

 

Dr. Christian Loos 

Landesvorsitzender  



 
Member of the  
European Cyclists’ Federation (ECF)  

• 

Verbandsanhörung – Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayerischen 
Klimaschutzgesetzes / Ihr Zeichen: UC2-U8729-2023/323-206 
 
 
Sehr geehrter Herr Staatsminister Glauber,  
Sehr geehrter Herr Preising,  
  
vielen Dank für die Möglichkeit eine Stellungnahme zur Verbändeanhörung zum 
Gesetzentwurf zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes abzugeben.   
 
Als Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club, Landesverband Bayern (ADFC Bayern e.V., 
Lobby-Register-Nummer: DEBYLT014C) bitten wir um Beachtung der beiliegenden 
Stellungnahme im Gesetzgebungsprozess und appellieren an den bayerischen Landtag, die 
vorgeschlagenen Änderungen zu übernehmen.  
 
Unsere Stellungnahme enthält keine Geschäftsgeheimnisse oder schutzwürdige persönliche 
Informationen und kann daher veröffentlicht werden.   
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
  
 

 
Eva Mahling  
Vorsitzende des ADFC Bayern e.V.  
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München, 27.05.2026 



 

• 

Stellungnahme ADFC Bayern e.V. zur Änderung des Bayerischen 
Klimaschutzgesetzes  

  

Wir vom ADFC Bayern haben von Anfang an das ambitionierte Ziel der Klimaneutralität bis 

2040 unterstützt und setzen hier auch einen klaren Schwerpunkt unserer Arbeit. Da das 

Zieljahr nach hinten verschoben wird, ist aus unserer Sicht ein konsequentes Festhalten 

am Restbudget-Ansatz umso wichtiger. Denn eine spätere Zielerreichung darf nicht 

automatisch zu höheren Gesamtemissionen führen. Vielmehr müssten die Ambitionen und 

Minderungsmaßnahmen bereits heute deutlich verstärkt werden, um innerhalb des 

verbleibenden CO₂-Restbudgets weiterhin das gleiche Klimaschutzniveau zu erreichen.   

Die Aufweichung der bayerischen Klimaziele sieht der ADFC Bayern e.V. angesichts der 

rapide zunehmenden Klimawandelfolgen folglich sehr kritisch.  

Besonders hinweisen möchten wir auf die Ergebnisse des Expertenrats für Klimafragen1. 

Dieser weist insbesondere im Verkehrssektor derzeit erhebliche Zielverfehlungen aus. Laut 

Expertenrat ist hier aktuell eine Überschreitung der Jahresemissionsmengen um 187 

Mio. Tonnen CO₂-Äquivalente in Deutschland zu verzeichnen. Gerade vor diesem 

Hintergrund halten wir es für wichtig, die sektorbezogene Betrachtung weiterhin in Bayern 

beizubehalten, um Verantwortlichkeiten, Fortschritte und Defizite transparent nachvollziehen 

und gezielt gegensteuern zu können.  

Vor allem der Mobilitätssektor könnte also einen relevanten Beitrag zum Klimaschutz 

leisten, wobei der Ausbau des Radverkehrs eine besonders kostengünstige, aber wirksame 

Maßnahme darstellt, die im Gesetzesentwurf nicht berücksichtigt ist. Umweltfreundliche 

Alternativen zum motorisierten Individualverkehr (MIV) und deren Verknüpfung kommen im 

Gesetz nicht vor. Eine Reduzierung des MIV im Pendelverkehr wäre ein besonders großer 

Hebel für mehr Klimaschutz. Hierfür wäre u.a. ein kostengünstiger und flächendeckender 

ÖPNV und ein flächendeckendes gutes Radwegnetz erforderlich.  Eine Studie des 

Fraunhofer Instituts2 im Auftrag des ADFC ergab, dass sich der Radverkehr in Deutschland 

bei entsprechenden Rahmenbedingungen verdreifachen und somit jährlich 19 Megatonnen 

CO2 pro Jahr deutschlandweit einsparen könnte. Die Studie belegt, dass Deutschland den 

Radverkehrsanteil auf Wegen unter 30 Kilometern bis 2035 von derzeit 13% auf 45% 

verdreifachen könnte. Notwendig dafür wären eine einladende Infrastruktur, eine gute 

Verzahnung mit dem Umweltverbund (insbesondere moderne Abstellanlagen und 

Fahrradmitnahme) und eine nachhaltige Stadt- und Siedlungsgestaltung. Um diese Ziele zu 

erreichen, müssen alle Ebenen – der Bund, die Länder und die Kommunen Verantwortung 

übernehmen. Wir befürchten, dass mit dem Gesetzentwurf jedoch die Verantwortung 

einerseits auf die Kommunen und andererseits auf Bund und EU abgewälzt wird.  

Im Gesetzentwurf steht, „dass in einem föderalen System mit stark zentralisierten 

Gesetzgebungskompetenzen des Bundes – insbesondere in den für die 

 
1 https://expertenrat-klima.de 
2 https://www.isi.fraunhofer.de/content/dam/isi/dokumente/ccn/2024/2024-
05_adfc_radverkehr_potenzial_abschaetzung_studie_langfassung.pdf 
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Treibhausgasemissionen zentralen Bereichen Energieversorgung, Industrie, Verkehr und 

Landwirtschaft – ein eigenständiges Vorziehen der Klimaneutralität einzelner Länder nur 

eingeschränkt realisierbar ist.“ Jedoch haben Länder durchaus Einfluss- und 

Fördermöglichkeiten und der Freistaat Bayern hat seine gesetzgeberischen und anderen 

Möglichkeiten bislang nicht ausgeschöpft.  

Beispielsweise hat die bayerische Staatsregierung auf Druck der u.a. vom ADFC Bayern 

initiierten Volksbegehrensinitiative “Radentscheid Bayern” 2023 zwar ein Radgesetz 

(BayRadG) erlassen, hat dabei aber wichtige im Gesetzentwurf der Volksbegehrensinitiative3 

vorgeschlagene Maßnahmen nicht übernommen, um den Radverkehrsanteil bis 2030 auf 

25% zu heben, die Sicherheit im Radverkehr zu erhöhen, die Vision Zero im Straßenverkehr 

gesetzlich zu verankern, dem gesamten Umweltverbund Vorrang zu gewähren, mehr 

Radschnellverbindungen zu bauen und diese zu beschleunigen und dabei – auch im Sinne 

des Klimaschutzes – die Flächenversiegelung sorgfältig abzuwägen. Somit nutzt der 

Freistaat Bayern nicht alle eigenen Möglichkeiten, die Treibhausemissionen im 

Verkehrssektor signifikant zu senken. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass der Freistaat 

Bayern sich in diesem Zuge von dem Ziel aus 2017, den Radverkehr bis 2025 auf 20% zu 

verdoppeln, verabschiedet hat.  

Aktuell ist der ADFC Bayern Teil des Bündnisses “Sozialverträgliche Mobilitätswende 

Bayern”. Auch dieses Bündnis hat zahlreiche Vorschläge4 gemacht, um den Verkehrssektor 

in Bayern klimafreundlicher zu gestalten und die Nutzung emissionsarmer Verkehrsmittel zu 

erhöhen. Wir empfehlen ausdrücklich sich auch mit diesen Vorschlägen auseinander zu 

setzen.  

Unklar bleibt aus unserer Sicht, wie die konkrete Umsetzung der vorgesehenen 96 

Klimaanpassungskonzepte erfolgen soll. Dem Gesetzentwurf entnehmen wir, dass weder 

die Umsetzung der Maßnahmen verpflichtend vorgesehen ist noch eine verbindliche 

finanzielle Beteiligung des Freistaats an der Umsetzung geplant ist. Daraus entsteht aus 

unserer Sicht die Gefahr, dass die Konzepte nur eine begrenzte Verbindlichkeit entfalten und 

praktische Maßnahmen vor Ort nur unzureichend umgesetzt werden.  

Wir regen daher an, die Klimaanpassungskonzepte stärker an bewährten Instrumenten 

des klassischen Projektmanagements auszurichten. Sinnvoll wären insbesondere 

verbindlichere Projekt- und Maßnahmenpläne mit klar definierten Realisierungszeitpunkten, 

Zuständigkeiten sowie einer regelmäßigen Qualitätskontrolle. Darüber hinaus halten wir eine 

systematische Evaluierung der umgesetzten Maßnahmen für wichtig, um zu überprüfen, ob 

diese tatsächlich die gewünschte Wirkung erzielen. Gerade im Bereich der Klimaanpassung 

wäre ein strukturierter Erfahrungstransfer von großem Wert. Durch die Dokumentation und 

Auswertung erfolgreicher Maßnahmen könnten bewährte Lösungen schneller identifiziert, 

weiterentwickelt und bayernweit anderen Kommunen zur Verfügung gestellt werden.  

Für die Erreichung ambitionierter Klimaziele ist zudem ein verlässliches und transparentes 

Controlling essenziell. Wir begrüßen daher grundsätzlich das Ziel, den Aufwand der 

 
3 https://radentscheid-bayern.de/haeufige-fragen/faq-ziel-radentscheid-bayern 
4 https://bayern.adfc.de/pressemitteilung/die-mobilitaetswende-wird-nur-gelingen-wenn-alle-mitmachen-koennen 

https://radentscheid-bayern.de/haeufige-fragen/faq-ziel-radentscheid-bayern
https://bayern.adfc.de/pressemitteilung/die-mobilitaetswende-wird-nur-gelingen-wenn-alle-mitmachen-koennen
https://bayern.adfc.de/pressemitteilung/die-mobilitaetswende-wird-nur-gelingen-wenn-alle-mitmachen-koennen
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Klimaberichterstattung im Sinne der Ressourcenschonung zu optimieren. Uns ist bewusst, 

dass die Erstellung von Berichten viele Ressourcen bindet, deshalb verstehen wir, wenn 

solche Berichte in regelmäßigen, aber nicht zu häufigen, Abständen erstellt werden. 

Gleichzeitig ist aus unserer Sicht zwingend erforderlich, dass der künftig geplante digitale 

Bericht die gleiche Aussagekraft, Datentiefe und Vergleichbarkeit wie die bisherigen Berichte 

aufweist.  

 

Der ADFC Bayern e.V. hat folgende konkrete Anmerkungen zu den Gesetzesänderungen in 

§1:  

• Zu 1.) Änderung der Zielsetzungen (Art. 2)  

o Wie bereits oben dargestellt, ist es kritisch zu bewerten, dass das Zieljahr der 

CO2-Neutralität von 2040 auf 2045 verlegt werden soll. Statt einer 

Abschaffung eines Zieljahres hätte eine konkrete Benennung von 

Restbudgetzahlen pro Jahr eine alternative und wirksame Lenkungswirkung  

• Zu 2.) Ausgleich von Treibhausgasemissionen (Art. 4)  

o Hier besteht Grund zur Sorge vor einer Doppel-Bilanzierung, indem die 

gleichen Einsparungen sowohl als generisches Handeln als auch als 

Ausgleich bilanziert werden.   

• Zu 3.) Klimaschutzprogramm (Art. 5)  

o Auch wenn die Bundesregierung die bundesweiten Sektorziele (§4 KSG) 

aufgegeben hat, so sind sie nach §5 und §12 des KSG weiterhin relevante 

Indikatoren. Deshalb sollten auch weiterhin „sachgerechte landesbezogene 

Beiträge zu den bundesweiten Sektorzielen nach Anlage 2a des KSG“ im 

Bayerischen Klimaschutzprogramm genannt werden. Ein Bezug zu den 

Sektoren im Bayerischen Klimaschutzprogramm sollte also nicht aufgegeben 

werden, lediglich der Verweis auf die geänderte Anlage angepasst werden. 

Durch den vorgeschlagenen Wegfall des Bezugs auf die Sektoren besteht die 

Gefahr, dass im Bayerischen Klimaschutzprogramm nicht ausreichend 

Maßnahmen für alle Sektoren, insbesondere den Sektor Verkehr, genannt 

werden. Da Emissionsreduktionen im Verkehrssektor besonders schwierig 

sind und durch notwendige bauliche Eingriffe einen langen Vorlauf haben, ist 

im Sinne einer mittel- und langfristigen Planung ein Wegfall des 

Sektorenbezugs nicht zu empfehlen.  

• Zu 4.) Erhebung der Kehrbuchdaten (Art. 6)  

o Keine Anmerkung  

• Zu 5.) Koordinierungsstab (Art. 13)  

o Siehe Anmerkung zu 1.)  

  

Der ADFC Bayern e.V. hat folgende Anmerkungen zu den konkreten Gesetzesänderungen 

in §2:  

• Zu 1.) Überschrift Art. 5  

o Keine Anmerkung  

• Zu 2.) Art. 5 Abs. 2  

o Keine Anmerkung  

• Zu 3.) Art. 5 Abs 4 & 5 (NEU)  



 

• 

o KAnG §12 Abs. 4 sieht vor, dass die Länder bestimmen:  

▪ die wesentlichen Inhalte  

▪ ob und in welcher Form eine Beteiligung der Öffentlichkeit   

▪ ob und in welcher Form eine Berichterstattung über die Umsetzung 

des jeweiligen Maßnahmenkatalogs erfolgen soll  

▪ in welchen Zeiträumen sie fortgeschrieben werden  

o Wir betrachten in der vorgeschlagenen Änderung des BayKlimaG eine 

Fortschreibung lediglich alle 15 Jahre als ungenügend, da sich die 

Wetterextreme immer weiter verschärfen und damit u.a. die Infrastruktur 

laufend neue Herausforderungen hat, die ggf. teils heute noch nicht 

vorhersehbar sind. In jeder Landtagswahlperiode bzw. kommunale 

Wahlperiode sollte einmal eine Fortschreibung stattfinden. Vor diesem 

Hintergrund sollte die Frist auf maximal 5 Jahre verkürzt werden, wie es u.a. 

auch in Niedersachsen festgeschrieben wurde.  

o Der Gesetzesentwurf zur Änderung §5 des BayKlimaG sollte darüber hinaus 

zwingend Richtlinien zur Beteiligung der Öffentlichkeit sowie zur 

Berichterstattung enthalten. Insbesondere in zahlreichen Verbänden existiert 

viel Wissen zur Erstellung von Klimaanpassungs-Maßnahmen, dieses sollte 

auch aus Gründen der Effizienz genutzt werden.   

o Zudem ist im vorgeschlagenen Abs 3. nicht geregelt, bis wann die 

Klimaanpassungskonzepte aufgestellt werden müssen. Aufgrund der 

Relevanz empfiehlt es sich hier z.B. den 31.12.2029 zu nehmen.  

 



1 

 

  

 
  

 
Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz 
Rosenkavalierplatz 2 
81925 München  
 
- per Portal -  

Unser Zeichen Telefon E-Mail Datum 

DB 089/14003-345 klimaschutz@alpenverein.de 26.05.2026 

 
 

 

Verbandsanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bayeri-
schen Klimaschutzgesetzes 
 
Stellungnahme des Deutschen Alpenvereins  

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Deutsche Alpenverein (DAV) bedankt sich für die Möglichkeit, sich zur Änderung des Bayeri-
schen Klimaschutzgesetzes äußern zu können und gibt im Rahmen seiner satzungsgemäßen Ziele 
folgende Stellungnahme ab: 
 

Als größter Bergsport- und Naturschutzverband Deutschlands mit über 1,6 Millionen Mitgliedern 

und einer starken, engagierten Jugendorganisation trägt der DAV eine besondere Verantwortung 

für den Schutz von Natur, Klima und zukünftigen Lebensgrundlagen. 

 

Der DAV engagieret sich seit vielen Jahren aktiv im Klima- und Naturschutz und hat sich verpflich-

tet, bis 2030 klimaneutral zu werden. Klimaschutz versteht der DAV nicht nur als technisches oder 

wirtschaftliches Projekt, sondern als gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die politische Rahmenbedin-

gungen, strukturelle Veränderungen und alltagsnahe Lösungen miteinander verbinden muss. 

 

Aus Sicht des DAV kann Klimaschutz nur dann erfolgreich sein, wenn Klimaschutz, Klimaanpassung 

und Naturschutz, einschließlich Biodiversität konsequent zusammengedacht werden. Nur intakte 

Ökosysteme – insbesondere Wälder, Moore, Böden und alpine Lebensräume – sind zugleich wirk-

same Kohlenstoffsenken, bieten Schutz vor Extremwetterereignissen und sind unverzichtbare 

Grundlage für langfristige Lebens- und Wirtschaftsgrundlagen in Berg- und ländlichen Regionen. 

 

 

Grundsätzliche Anmerkungen 

 

Der DAV spricht sich gegen eine Abschwächung der Bayerischen Klimaschutzziele in 

jeglicher Form aus. Als solche muss die angestrebte Synchronisierung mit den Klimaschutzzielen 

Deutschlands verstanden werden, da die Bundesrepublik Deutschland das Ziel der Klimaneutralität 

erst ab dem Jahr 2045 vorsieht. Das Ziel, den bundesdeutschen Durchschnittswert in jedem Ziel-

jahr zu unterschreiten, ist aus Sicht des Deutschen Alpenvereins zu wenig ambitioniert, um der an-

gestrebten Vorreiterrolle Bayerns gerecht zu werden. Verlässliche politische Rahmenbedingungen 
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und ein aktives Bekenntnis zu den gesetzten Klimaschutzzielen wären jedoch unbedingt erforder-

lich, um der unvermindert hohen Dringlichkeit für gemeinsame Anstrengungen zur Eindämmung 

des Klimawandels Rechnung zu tragen. 

 

Anmerkungen zu den einzelnen Änderungen 

 

Zu Art 2 Minderungsziele 

Absatz 2 sollte in der bestehenden Form beibehalten werden. Eine Abkehr vom Ziel der Klimaneut-

ralität bis 2040 setzt ein falsches Signal und suggeriert, dass weniger Anstrengung zur Eindäm-

mung der Klimakrise notwendig seien bzw. mehr Zeit bestünde, Reduktionsmaßnahmen umzuset-

zen. Das Gegenteil ist der Fall.  

 

Zu Art 13 Koordinierungsstab 

Die Streichung des Jahres 2040 wird nicht befürwortet. Bayern sollte sich weiterhin klar zum ge-

setzten Ziel der Klimaneutralität bis 2040 bekennen. 

 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

                                      

Dominik Birnbacher       

Teamleiter Klimaschutz   







Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold
Staatsminister Thorsten Glauber
Abg. Martin Stümpfig
Abg. Gerd Mannes
Abg. Alexander Flierl
Abg. Marina Jakob
Abg. Harry Scheuenstuhl
Abg. Toni Schuberl
Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes (Drs. 19/12403)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden, damit hat die Staatsre-

gierung 14 Minuten Redezeit. Ich eröffne zugleich die Aussprache. Die Gesamtrede-

zeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten.

Zur Begründung: Anpfiff für den Herrn Staatsminister Thorsten Glauber. Bitte.

Staatsminister Thorsten Glauber (Umwelt und Verbraucherschutz): Sehr geehrter 

Herr Vizepräsident, wertes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Staatsre-

gierung bringt die Anpassung des Klimaschutzgesetzes in den Bayerischen Landtag 

ein. Wir werden in der nächsten Dreiviertelstunde oder Stunde erleben, dass die von 

mir aus gesehen rechte Seite des Hauses den Klimawandel leugnen wird und die linke 

Seite des Hauses sagen wird: Ihr macht das Falsche und zu wenig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will bekräftigen, dass wir im Freistaat Bayern 

auf dem richtigen Weg sind. So wie der Innenminister die starken Zahlen der Polizei 

genannt hat, fange ich mit den starken Zahlen des Freistaat Bayerns zu den CO2-

Emissionen pro Kopf an. Der Freistaat Bayern hat aktuell 6,1 Tonnen CO2-Emissionen 

pro Kopf gegenüber im Durchschnitt 7,8 Tonnen in der Bundesrepublik Deutschland. 

Damit belegen wir, sehr verehrte Damen und Herren, einen Spitzenplatz, was die 

CO2-Emissionen und damit natürlich auch die Pro-Kopf-Emissionen in Deutschland 

angeht.

Die Frage, die sich jetzt stellen wird, betrifft natürlich den Ländervergleich. Da möchte 

ich gleich mit den Flächenländern beginnen. In Nordrhein-Westfalen und dem Saar-

land haben Sie auf der linken Seite auch gemeinsam Verantwortung. Dort stehen 
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Sie bei über 10 Tonnen CO2-Emissionen pro Kopf. Ich sage es noch einmal: nicht 

6,1 Tonnen wie in Bayern, Sie stehen dort bei über 10 Tonnen CO2-Emissionen.

(Zuruf des Abgeordneten Martin Stümpfig (GRÜNE))

– Zuhören, Herr Kollege Stümpfig. Gehen wir weiter nach Hessen oder nach Rhein-

land-Pfalz. Auch dort tragen Sie Verantwortung. Dort stehen Sie deutlich über 6 Ton-

nen. Nur in Baden-Württemberg können Sie annähernd die gleiche Zahl wie Bayern 

aufweisen. Damit zeigt sich, dass der Freistaat Bayern immer eines getan hat: Er hat 

sich für erneuerbare Energien und für den Klimaschutz stark gemacht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Martin Stümpfig (GRÜNE): 

Das stimmt nicht!)

Im neuen Klimaschutzprogramm werden wir 50 Maßnahmen ausweisen und damit 

dem Klimaschutz Raum geben. Es geht um die großen Felder Energie, ÖPNV, Moor-

schutz und klimaneutrale Staatsverwaltung, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen.

In der Klimaanpassung hat das Ministerium – das gehört natürlich auch zur Ehrlichkeit 

– in den letzten Jahren immer geliefert. Ich bin jetzt seit bald acht Jahren Umwelt-

minister. Wir haben in den zwei Bereichen Hochwasserschutz für die Bürgerinnen 

und Bürger und Wasserversorgung alles Menschenmögliche getan. Wir haben den 

Kommunen in den letzten acht Jahren 1,6 Milliarden Euro für die kostendeckende 

Einrichtung der Wasserversorgung zugesprochen, damit mit Anpassungsmaßnahmen 

auf Veränderungen durch den Klimawandel reagiert wird, um die Wasserversorgung in 

Zukunft stabil zu halten.

Das Gleiche haben wir mit demselben Engagement im Hochwasserschutz für die Bür-

gerinnen und Bürger getan. Einen 100-prozentigen Schutz wird es nicht geben, aber 

die Bürgerinnen und Bürger können von dieser Staatsregierung immer eine Vorsorge 

erwarten, sehr verehrte Damen und Herren.
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Bei den erneuerbaren Energien – auch das können Sie dann in die Debatte einbrin-

gen – belegt der Freistaat Bayern eine Spitzenposition. Bei der produzierten Menge 

Energie sind wir in Deutschland absoluter Spitzenreiter. Rund 75 % des Stromes in 

Bayern kommt aus erneuerbaren Energien. Wir haben unsere Hausaufgaben bei der 

Windkraft gemacht.

Jetzt liegt es tatsächlich am Bund, dass die sogenannten Südländer nicht benachteiligt 

werden, dass der Süden Deutschlands nicht benachteiligt wird, dass das Referenzert-

ragsmodell nicht verändert wird, dass – wir haben über 900 Anlagen in der Pipeline; 

das ist ein großer Baustein – der Klimaneutralität im Freistaat Bayern Raum gegeben 

wird.

Wir wollen natürlich das Klimaschutzgesetz mit den Bundesvorgaben verschränken. 

Die Bundesvorgabe lautet: Klimaneutralität 2045. Es ist der einzig richtige Weg, das 

Gesetz so aufzustellen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Über 90 % der Regulatorik und der gesetzgeberischen Maßnahmen im Klimaschutz 

sind Vorgaben des Bundes und von Europa. Wie eben beschrieben, ist es für den 

Freistaat Bayern alleine nicht stemmbar, davon abzuweichen. Ich werde Ihnen auch 

noch zeigen, warum das eben so schwierig ist, wenn 90 % der Regulatorik vorgege-

ben sind.

Dass der Freistaat Bayern die Nische von 10 % nutzt, sehen Sie an den 6,1 Tonnen 

CO2-Emissionen pro Kopf gegenüber anderen Bundesländern, die nur in der Phalanx 

des Bundes mitgehen. Das Engagement des Freistaats Bayern sieht man daran, dass 

er jährlich eine Milliarde Euro für den Klimaschutz einsetzt. Das ist gut und richtig und 

vor allem eines: Das ist wirksam. Ich sage es noch einmal: 6,1 Tonnen CO2-Emissio-

nen pro Kopf.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Wir werden in den nächsten Jahren weiter an den Maßnahmenpaketen arbeiten. Ich 

habe die großen Säulen angesprochen.

Lassen Sie mich ein Beispiel erwähnen: die Ladeinfrastruktur für Elektromobilität. Als 

Minister fahre ich jetzt seit acht Jahren, seit 2018, komplett elektrisch. Im Jahr 2018 

gab es in der Kreisstadt Forchheim genau zero, null HPC-Ladestellen. Das war an 

vielen Orten in Bayern und in Deutschland so. Heute gibt es in der Stadt Forchheim 

mindestens 70 Hypercharger HPC-Ladestellen. Der Freistaat Bayern spielt damit beim 

Ausbau der Ladestellen ganz vorne mit. Wir haben uns das Ziel gesetzt, im Freistaat 

Bayern 100.000 Ladesäulen zu installieren. Der Vergleich der Jahre 2018 mit 2026 

bezüglich Forchheims zeigt die Bedeutung des Themas. Ich spreche von HPC-Lade-

säulen, nicht von 20-kW- oder 11-kW-Ladesäulen. Daran sehen Sie: Das Thema wird 

mit Verve angegangen.

Klimaanpassung heißt aber natürlich auch, dass wir die Bundesgesetzgebung in unser 

Klimaschutzgesetz aufnehmen. Der Bund verlangt von uns, dass wir die Klimaanpas-

sung auf die kommunale Familie übertragen. Wir werden das nicht einzeln auf die 

2.056 Gemeinden in Bayern übertragen. Wir unterstützen unsere kreisfreien Städte 

und Landkreise ab dem 1. Januar 2028 mit den Bezirksregierungen bei der Erstellung 

der Klimaanpassungskonzepte für die Landkreise und gehen damit dieses Thema 

Hand in Hand an.

Ich bitte, am Ende des Tages noch eines in die Beratung aufzunehmen: Wir haben 

mehrmals auch im Bundesrat die Initiative gestartet, dass aus der CO2-Bepreisung 

Mittel an die Länder fließen sollen. Wir haben vorgeschlagen, 25 % der Mittel aus der 

CO2-Bepreisung an die Länder auszuzahlen. Für den Freistaat Bayern wäre das per-

spektivisch eine Milliarde Euro. Dieses Geld könnten unsere Gemeinden, Kommunen, 

Städte und Landkreise wunderbar einsetzen, um dieses Thema noch stärker nach 

vorne zu bringen.
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Wir brauchen ein Klimaschutzgesetz, das ökologisch sinnvoll und sozial verträglich ist 

und vor allem den starken Wirtschaftsstandort Bayern am Ende nicht schwächt. Wir 

brauchen alles miteinander. Vor allem brauchen wir uns nicht zu verstecken. Bayern 

konnte seine CO2-Emissionen auf 6,1 Tonnen pro Kopf reduzieren. Es gibt Bundes-

länder, die aktuell CO2-Emissionen von über 10 Tonnen haben. Damit ist klar: Der 

Freistaat Bayern nimmt den Klimaschutz ernst. Die gesetzgeberischen Rahmenbedin-

gungen werden jedoch auf anderer Ebene nicht erfüllt. Sie können selber nachschau-

en. Lesen Sie die Reden Ihres früheren Klimaschutz- und Wirtschaftsministers Robert 

Habeck. Schauen Sie sich die Zahlen aus den Jahren 2023 und 2024 an. Dann wird 

klar, warum der Bund nicht geliefert hat, als Sie den Klimaschutz verantwortet haben. 

Ich habe noch Redezeit übrig. Jetzt sind Sie dran. Ich werde Ihnen entsprechend 

antworten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Staatsminister, bitte bleiben Sie am 

Rednerpult. Es liegt eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung vor. Dazu hat Herr 

Kollege Martin Stümpfig von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Staatsminister Glauber, Sie wollen 

die Klimaziele in Bayern um 50 % abschwächen. Bisher hatten wir das Ziel, den 

CO2-Ausstoß bis zum Jahr 2030 auf 3,5 Tonnen zu reduzieren. Das soll jetzt auf 

5,3 Tonnen abgeschwächt werden. Bis zum Jahr 2030 brauchen Sie fast gar nichts 

mehr zu tun, weil wir jetzt schon bei einem CO2-Ausstoß von 6,1 Tonnen liegen. Gilt 

die Vorbildfunktion und die Verantwortung für die nächsten Generationen, wie sie der-

zeit im gültigen Klimagesetz steht, nicht mehr? Ist das auch Ihre persönliche Meinung? 

Schaut man heute raus, erlebt man Hitzewellen, die wir noch nie erlebt haben. Können 

wir wirklich die Ambitionen beim Klimaschutz herunterfahren und uns 50 % höhere 

CO2-Emissionen in Bayern erlauben? Ist es deine persönliche Einschätzung, dass 

jetzt der richtige Zeitpunkt ist, um den Klimaschutz abzuschwächen?
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Herr Staatsminister.

Staatsminister Thorsten Glauber (Umwelt und Verbraucherschutz): Herr Kollege 

Stümpfig, die Antwort ist einfach. Ich habe Robert Habeck angesprochen. In den Jah-

ren 2023 und 2024 hat er vor der Presse erklärt, dass er sein Ziel für das Jahr 2030, 

den CO2-Ausstoß um 65 % gegenüber dem Jahr 1990 zu senken, nicht einhalten 

werde. Maximal eine Reduzierung um 50 % könne erreicht werden. Wenn 90 % der 

Gesetzgebung bei der Klimaschutzpolitik vom Bund kommen, ist der Freistaat Bayern 

abhängig von einer erfolgreichen Klimaschutzpolitik des Bundes.

Ihr Wirtschaftsminister und Klimaschutzminister Robert Habeck musste erklären, dass 

er die CO2-Emissionen bis zum Jahr 2030 nicht um 65 %, sondern lediglich um 50 % 

senken kann. Leider hat Ihr Ministerpräsident auch in Baden-Württemberg erklären 

müssen, dass die CO2-Emissionen bis zum Jahr 2030 statt um 65 % lediglich um 

53 % gesenkt werden können. Er hat es mit den Worten erklären müssen: Wir werden 

es in Baden-Württemberg nicht ändern. – Damit geben Sie sich selber die Antwort, 

warum Baden-Württemberg am Ende dasteht wie auf Bundesebene. Wir hängen da 

dran. Hätten Sie im Bund erfolgreich Klimaschutz gemacht, wären die Ziele in Bayern 

auch erreicht worden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Nächster Redner ist für die AfD-Fraktion der 

Abgeordnete Gerd Mannes.

(Beifall bei der AfD)

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort.

Gerd Mannes (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren! Herr 

Staatsminister Glauber, ich leugne gar nichts. Wir orientieren uns durchaus an der 
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Wissenschaft, das müssen Sie akzeptieren. Sie leugnen die weltweite Entwicklung an-

derer Staaten. Es bringt doch nichts, wenn Sie von Bayern aus die Welt retten wollen. 

Und Ihre Vergleiche mit CO2-Emissionen im Saarland sind auch nicht zielführend, es 

tut mir leid.

Ihr Gesetzentwurf ist eine Kapitulationserklärung. Sie kapitulieren vor dem wirtschaftli-

chen Verfall, den Ihre Klimapolitik verursacht. Sie kapitulieren auch vor den Folgen 

hoher Energiepreise, die Sie selber herbeigeführt haben. Sie kapitulieren auch – das 

muss ich ganz klar sagen – vor den langjährigen Argumenten der AfD. So sieht es 

aus.

(Beifall bei der AfD)

Wir warnen seit dem Jahr 2018 vor der zerstörerischen Folge der Klimapolitik. Wir 

warnen vor drohenden Billionenkosten bei der Energiewende. Wir warnen vor dem 

Niedergang des Industriestandorts Bayern. Fakt ist: Sie haben bisher nicht auf uns ge-

hört und gegen jede Vernunft auf ökosozialistische Planwirtschaft gesetzt. Herr Söder 

hat noch im Jahr 2019 Bäume umarmt und wollte grüner sein als die GRÜNEN. Sie 

haben Milliarden verschleudert, die für andere wichtige Dinge fehlen, wie beim Ausbau 

im Hochwasserschutz, bei der Gewässerinfrastruktur und bei der Wasserversorgung. 

Sie haben lieber Klimaschutz gespielt. Benziner werden verboten und Heizungen 

verteuert. Den Preis für Ihren Klima-Hokuspokus zahlen die Bürger in Bayern. Jetzt 

wollen Sie Ihr sinnloses Klimaschutzgesetz aufweichen. Der ökonomische Milliarden-

verlust ist aber schon da. Kohlekraftwerke sind abgeschaltet und die Kernkraftwerke 

gesprengt. Da helfen auch keine 1.000 Windmühlen – das haben Sie gerade ausge-

führt –, weil sie nicht grundlastfähig sind. Was Sie Klimaschutz nennen, nennen wir 

Zerstörung von Volksvermögen. Das ist ganz klar.

(Beifall bei der AfD)

Das Bayerische Klimaschutzgesetz muss nicht aufgeweicht, sondern abgeschafft wer-

den. Ihr Gesetzentwurf liest sich wie eine Ausrede. Sie reden sich ein bisschen mit 
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dem Bundesrecht heraus. Sie wollen aber vor allem von Ihrem eigenen Versagen aus 

der Vergangenheit ablenken.

Herr Glauber, es gab nie die Notwendigkeit für ein besonders scharfes Klimagesetz 

in Bayern. Das gab es nicht. Im Jahr 2021 haben Sie diesen Unsinn im grünen 

Rausch eingeführt. Jetzt hat sich der politische Wind gedreht und Herr Söder flattert 

wie ein Fähnlein im Wind wieder in die andere Richtung. Aber dieser Schlingerkurs der 

Staatsregierung hat großen Schaden angerichtet. Die Industrie in Bayern verliert jedes 

Jahr Zehntausende Arbeitsplätze. Seit dem Jahr 2019 sind es knapp 100.000 Stellen. 

Das ist auch die Schuld der Staatsregierung. Wenn Unternehmen ihre Produktion 

ins Ausland verlagern, verschwinden ganze Lieferketten; Zulieferer und regionale 

Kaufkraft, Steueraufkommen gehen verloren. Seit dem Jahr 2009 haben wir bei den 

Direktinvestitionen ein Minus von fast 300 Milliarden Euro. Das Kapital wurde aus 

Deutschland abgezogen und in Länder ohne grüne Gesetzgebung und ohne ideologi-

sche Klimaschutzgesetze wie China oder die USA investiert. Nicht nur das Kapital 

flüchtet, auch die Menschen suchen teilweise ihr Glück im Ausland.

Also noch einmal: Wir brauchen nicht weniger Klimaschutzgesetzgebung, wir brau-

chen überhaupt keine mehr. Weg mit den Klimagesetzen, weg mit den unbezahlbaren 

Bauvorschriften und Schluss mit der CO2-Steuer!

(Beifall bei der AfD)

Herr Glauber, wissen Sie, was wir brauchen? – Eine Motorsäge muss her. Das haben 

wir heute Morgen schon ein bisschen angeschnitten. Wir brauchen einen kompletten 

politischen Befreiungsschlag von sinnlosen Gesetzen.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

– Herr Schuberl, Sie können nachher noch etwas fragen. Ihre grüne Transformation 

ist kein Modernisierungsprogramm, sondern ist und war ein problematischer Kosten-
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treiber, ein Sargnagel für unseren Wohlstand. Das ist aus unserer Sicht einfach ein 

historischer Irrtum.

Wir lehnen Ihren Gesetzentwurf ab. Wir fordern – das kann ich hier noch einmal ganz 

klar sagen – die vollständige Aufhebung des Klimaschutzgesetzes. Als Begründung 

sage ich noch einmal: Wir können von Bayern aus nicht das Weltklima retten.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Der nächste Redner ist für die CSU-Fraktion 

der Abgeordnete Alexander Flierl. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Alexander Flierl (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Klimaschutz 

braucht ein ambitioniertes Vorgehen. Es braucht Innovationskraft, Investitionen und 

auch den festen Willen, Verantwortung für kommende Generationen zu übernehmen. 

Wer den Klimawandel leugnet, die Auswirkungen einfach verniedlicht, kleinredet und 

bagatellisiert, wer die Augen vor den Auswirkungen des Klimawandels verschließt, der 

sägt nicht nur an dem Ast, auf dem er sitzt, sondern der versündigt sich auch an der 

Zukunft unseres Landes und der nachfolgenden Generationen.

(Beifall bei der CSU)

Genauso braucht es aber neben Investitionen, Innovationen und der Verantwortung, 

die wir übernehmen wollen, Augenmaß; denn eine erfolgreiche Klimapolitik entschei-

det sich eben nicht allein an der Formulierung von Zielen. Sie entscheidet sich daran, 

ob Ziele mit den richtigen Instrumenten unterlegt werden und Maßnahmen tatsäch-

lich Wirkung entfalten. Genau diesem Anspruch wird die heutige Änderung des Baye-

rischen Klimaschutzgesetzes gerecht.

Klimaschutz ist eine Gemeinschaftsaufgabe. Das gelingt nicht im Alleingang eines 

Bundeslandes, sondern das gelingt nur im Zusammenspiel von Europa, Bund und den 

einzelnen Ländern. Gerade in einem föderalen System kommt es darauf an, dass jede 

Ebene ihre Verantwortung wahrnimmt und ihre Handlungsmöglichkeiten konsequent 
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nutzt. Wer über Klimaschutz spricht, muss deshalb auch ganz klar über Zuständigkei-

ten sprechen. Deswegen müssen wir uns auch einmal die Realität anschauen.

Wer entscheidet über den Europäischen Emissionshandel? – Nicht Bayern. Wer legt 

Gebäudestandards und Energieeffizienzvorgaben fest? – Nicht Bayern. Wer bestimmt 

über CO2-Bepreisung, den Strommarkt oder die zentralen Rahmenbedingungen für 

Industrie und Verkehr? – Nicht Bayern. Wer setzt die Leitplanken für eine Finanzierung 

in der Agrarpolitik? – Ebenfalls nicht Bayern.

In nahezu allen emissionsrelevanten Bereichen setzt Europa den Rahmen. Der Bund 

füllt diesen Rahmen entsprechend gesetzlich aus, und Bayern nutzt die verbliebenen 

Handlungsmöglichkeiten und Spielräume konsequent; ob bei der Planung, der Geneh-

migung, der Förderung oder der Unterstützung von Innovationen.

Genau diese Kompetenzverteilung zeigt aber auch, wie eng und eingeschränkt unser 

landesgesetzgeberischer Spielraum hier überhaupt ist. In den Bereichen Energie, 

Industrie, Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft und Abfall spielt die Musik eben auf eu-

ropäischer Ebene und auf der Bundesebene. Wir füllen letztendlich nur den letzten 

verbliebenen Rest aus. Deshalb kann und darf sich Bayern nicht von diesen Rahmen-

bedingungen abkoppeln.

Wer so tut, als würde ein Bundesland allein über den Zeitpunkt der Klimaneutralität 

entscheiden, beschreibt eben nicht die föderale Wirklichkeit.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Erfolgreicher Klimaschutz entsteht dort, wo Verantwortung und Zuständigkeit zusam-

menfinden. Vor diesem Hintergrund lohnt sich auch ein Blick auf unser bisheriges 

Klimaziel.

Als wir uns das Ziel gesetzt haben, bereits 2040 klimaneutral zu werden, war das 

ein bewusst ambitioniertes Ziel und ein Signal. Dieses Ziel und dieses Signal haben 

Protokollauszug
83. Plenum, 25.06.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 10



Innovationen angestoßen, Investitionen befördert und deutlich gemacht: Bayern will 

Verantwortung übernehmen, Bayern will Vorreiter sein.

An diesem Anspruch, Vorreiter zu sein, Verantwortung zu übernehmen, hat sich bis 

heute nichts geändert, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Was sich aber verändert hat, sind die rechtlichen und die tatsächlichen Rahmenbedin-

gungen. Deshalb werden mit diesem Gesetzentwurf die bayerischen Klimaziele mit 

den nationalen Zielvorgaben synchronisiert.

Wir synchronisieren unser Klimaziel mit dem Bund, nicht weil wir weniger wollen, 

sondern – ganz im Gegenteil – weil wir die Realitäten ernst nehmen; denn gleichge-

richtete Klimaziele bieten im föderalen System die besten Voraussetzungen dafür, 

dass Europa, der Bund und die Länder gemeinsam handeln,

(Zuruf von den GRÜNEN)

Maßnahmen ineinandergreifen und Belastungen für die Bürgerinnen und Bürger sowie 

für unsere Wirtschaft so gering wie möglich bleiben. Genau darauf weist auch die 

Begründung des Gesetzentwurfs ausdrücklich hin.

Es gehört noch etwas zur Wahrheit: Der Bayerische Klimarat selbst hat deutlich 

gemacht, dass nicht das Zieljahr, sondern die Wirksamkeit der Maßnahmen entschei-

dend ist. Nicht Jahreszahlen bringen den Klimaschutz voran, sondern wirksame Maß-

nahmen.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Das ist auch das, was wir ganz klar mit unserem Klimaschutzgesetz, aber auch mit 

allen weiteren Strategien und Maßnahmen unterstreichen.

(Beifall bei der CSU)
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Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, wer Bayerns Klimapolitik auf ein Zieljahr redu-

ziert,

(Zuruf von den GRÜNEN)

greift eindeutig zu kurz. Unsere Klimapolitik besteht aus weit mehr. Sie ist eine Ge-

samtstrategie, die auf vier Säulen ruht.

Erstens. Sie besteht aus ambitionierten Minderungszielen. Deswegen bleibt unser 

Anspruch bestehen, dass Bayern bei den Treibhausgasemissionen je Einwohner dau-

erhaft unter dem Bundesdurchschnitt liegen will. Bayern will seinen Beitrag leisten, 

und zwar besser als der Durchschnitt Deutschlands.

Zweitens. Sie besteht aus einem wirksamen Klimaschutzprogramm. Klimaziele wer-

den nicht durch Überschriften, sondern durch konkrete Maßnahmen in der Energiever-

sorgung, im Gebäudebereich, im natürlichen Klimaschutz, bei der Mobilität, aber ganz 

klar auch bei der Innovation, bei GreenTech und CleanTech erreicht.

Drittens. Deswegen brauchen wir auch eine vorausschauende Klimaanpassungsstra-

tegie gerade bei dem, was wir als kritische Infrastruktur sehen. Wir haben beim Was-

ser, beim Abwasser, beim Schutz unserer Wälder, beim Schutz unserer Landwirtschaft 

alle Maßnahmen in eine Klimaschutzstrategie hineingepackt, um hier fit für die Zukunft 

zu sein, damit wir die Bürgerinnen und Bürger, aber auch unsere Lebensgrundlagen 

vor den Auswirkungen des Klimawandels schützen.

Viertens. Darüber hinaus bedarf es einer verlässlichen Finanzierung. Mit der Klimamil-

liarde hinterlegt Bayern seinen klimapolitischen Anspruch Jahr für Jahr mit erheblichen 

Investitionen in Klimaschutz und in Klimaanpassung.

Deswegen ist es für uns auch ganz klar, dass in genau diesem Zusammenspiel 

der Maßnahmen, in dem Zusammenspiel dieser Bausteine unser klimapolitischer An-

spruch eine wirksame Klimapolitik wird. Wir leisten hier ganz praktisch und zeigen 
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anschaulich auf, wie Klimaschutzpolitik funktioniert: wirksam, effektiv und insbesonde-

re stark finanziert.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deswegen ist diese Gesetzesänderung auch weit 

mehr als die Anpassung eines Zieljahres. Sie setzt bundesrechtliche Vorgaben zur 

Klimaanpassung effizient und unbürokratisch um. Außerdem bündelt sie die Erstel-

lung der Klimaanpassungskonzepte bei den Regierungen. Dadurch werden unsere 

Landkreise und unsere Kommunen insbesondere finanziell, aber auch im Hinblick 

auf diese konzeptionelle Arbeit entlastet, weil von den sieben Regierungen gleichge-

richtet für alle Landkreise und kreisfreien Städte, soweit sie nicht schon ein Klimaan-

passungskonzept haben, diese Arbeiten übernommen werden. Auch das ist eine kom-

munalfreundliche Politik, und auch das unterstreicht den Anspruch der Bayerischen 

Staatsregierung und der Regierungsfraktionen in diesem Haus, zugunsten und mit den 

Kommunen beim Klimaschutz etwas zu erreichen und weiter voranzukommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Klimaschutz braucht Ehrgeiz, jawohl. Des Weiteren 

braucht er Innovation, Investition, aber auch Akzeptanz. Vor allem braucht er jedoch 

das entschlossene Zusammenwirken aller politischen Ebenen. Deswegen ist diese 

Novelle kein Schritt zurück, sondern sie ist der Schritt von einem isolierten Landesziel 

hin zu einer gemeinsamen Kraftanstrengung von Europa, dem Bund und den Ländern.

Klimaneutralität erreichen wir nur in einem entschlossenen Zusammenwirken aller 

politischen Ebenen. Deswegen bemisst sich die bayerische Klimapolitik auch nicht an 

einer einzelnen Jahreszahl, sondern an der Kraft ihrer Gesamtstrategie, an den vier 

Säulen, die ich Ihnen dargestellt habe, nämlich an den ambitionierten Minderungszie-

len, an konkreten Maßnahmen, an einer wirksamen Klimaanpassung und an einer 

verlässlichen Finanzierung.

Genau diese Strategie führt uns auch weiter bei dem großen Ziel, im Klimaschutz 

weiter voranzukommen und unsere Lebensgrundlagen zu erhalten. Aus diesem Grund 
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wird Bayern hier auch künftig seinen Beitrag leisten: verantwortungsvoll, wirksam und 

mit Außenmaß.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege Flierl, es gibt eine Meldung 

zu einer Zwischenbemerkung. Dazu hat der Abgeordnete Martin Stümpfig, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, das Wort.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Herr Kollege Flierl, Sie sagten, die Rahmenbedingungen 

im Bund hätten sich geändert. Die Hälfte der deutschen Bundesländer hat ein Klima-

ziel 2040 oder früher; Baden-Württemberg hat das erst neu beschlossen. Warum 

haben sich dann anscheinend nur für Bayern irgendwelche Rahmenbedingungen ge-

ändert?

Eine weitere Frage habe ich zu den Stellungnahmen. Von den Verbänden wurden 

21 Stellungnahmen abgegeben. Im Vergleich zum Entwurf haben Sie nicht einmal 

ein Komma geändert. Ist das Ihre Meinung, wie man mit den Stellungnahmen von 

Expertinnen und Experten umgehen kann?

Speziell bezogen auf Klimaanpassungskonzepte haben zum Beispiel alle gesagt: Die 

Kommunen sollen das machen und nicht die Regierungen. Die Kommunen sollen hier 

die Feder in die Hand nehmen. Das ist eigentlich der Ansatzpunkt. Ist es wirklich 

richtig, dass man das jetzt an die Regierungen gibt?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege Flierl, bitte.

Alexander Flierl (CSU): Herr Kollege Stümpfig, Sie wissen doch genau, dass sich 

die Rahmenbedingungen auf der Bundesebene geändert haben. Das Bundes-Klima-

schutzgesetz hat die Verbindlichkeit der Sektorenziele aufgegeben und stellt jetzt 

letztlich auf die Gesamtemissionsbilanz ab.
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Ich habe es eben dargestellt: Gerade im Gebäudebereich, bei der Mobilität, beim 

Verkehr und insbesondere bei der CO2-Bepreisung spielt die Musik ganz einfach in 

Brüssel und in Berlin. Deswegen müssen wir unser Klimaschutzgesetz anpassen. Das 

ist das Entscheidende.

Wir verschränken uns hier, und alle anderen Bundesländer sollen dann eben einmal 

schauen, welchen Spielraum sie überhaupt noch haben. Ich bleibe dabei, und ich 

habe es auch immer verteidigt. Ich verteidige aber insbesondere nicht, dass wir nur 

an einem Zieljahr, an einer Jahreszahl festhalten, festkleben.Vielmehr verteidige ich 

den Anspruch Bayerns, dass wir Vorreiter sein wollen und uns vorrangig für den 

Klimaschutz einsetzen. Das ist unser Ziel, dafür treten wir ein und da lassen wir uns 

nicht an einem Zieljahr festhalten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist 

für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Abgeordnete Martin Stümpfig. Herr Kollege, Sie 

haben das Wort.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Neue deutsche Allzeithitzerekorde! 40, 41, 42, sogar 43 Grad sind 

dieser Tage prognostiziert. Die Hitze ist das schlimmste und gefährlichste Unwetter, 

das wir haben.

(Andreas Winhart (AfD): Es ist Sommer!)

Wenn in diesen Tagen die Temperaturen über 40 Grad steigen, dann sterben viele 

Menschen in Europa, dann sterben viele Menschen in Deutschland, dann sterben 

viele Menschen in Bayern. Das ist ein leiser Tod, er ist aber nicht weniger dramatisch.

Die Hitzewellen nehmen zu, sie treten häufiger auf, sie werden intensiver, sie dauern 

länger an. Und die Söder-Regierung tut jetzt einmal wieder so, wie wenn das aus 

heiterem Himmel käme, und schwächt genau in dieser Zeit, in der wir alle am eigenen 
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Körper spüren, dass sich die Klimakrise zuspitzt, das eigene Klimaschutzziel massiv 

ab. Das ist ein riesengroßer Fehler. Das ist fatal und schließlich – so muss man sagen 

– ein tödliches Vorhaben.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Sie planen nun, auf Bayern die bundesdeutschen Durchschnittswerte pro Kopf anzu-

wenden. Wir hatten bisher das Ziel, in Bayern bis 2030 3,5 Tonnen pro Kopf zu 

erreichen. Jetzt wollen Sie es auf 5,3 Tonnen abschwächen, wenn man das auf die 

bundesdeutschen Ziele übersetzt. Das sind um 50 % schlechtere Werte. In diesen 

Tagen, in denen wir wirklich spüren, es geht ans Eingemachte, nehmen Sie sich 

heraus, bis 2030 um 50 % höhere CO2-Emissionen zu verursachen.

Wenn man diese CO2-Werte als Budget bis zum Jahr 2045, wo Sie sich noch einmal 

viel länger Zeit lassen, hochrechnet, so sind es über 300 Millionen Tonnen, die Bayern 

hier in einer Zeit, in der es wirklich dramatisch ist, zusätzlich ausstoßen wird – in einer 

Zeit, in der Hitzewellen immer stärker werden, in der Starkregenereignisse zunehmen, 

in der die Dürre zunimmt. Das kann doch nicht Ihre Antwort auf eine sich zuspitzende 

Klimakrise sein.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir hören dann von Staatsminister Glauber, man müsse das mit anderen Bundeslän-

dern synchronisieren. – Nein, das ist eben nicht so. Die Bundesländer Baden-Würt-

temberg, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpom-

mern, Hamburg, Bremen – Bremen hat sogar 2038 – haben alle ehrgeizige Klimaziele 

bis 2040.

Herr Staatsminister, das müssen Sie einmal erklären: Wie kann es sein, dass Bayern 

sich hier hinstellt und sagt, wir sind Vorreiter, während Bayern seine Klimaziele massiv 

abschwächt?

(Martin Wagle (CSU): Unsinn! – Tanja Schorer-Dremel (CSU): So ein Krampf!)
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Das ist doch wirklich das vollkommen falsche Signal.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Und dann machen Sie auch noch Taschenspielertricks. Zum Beispiel werden die 

Stromimporte nicht bilanziert. Mittlerweile importiert Bayern aus anderen Bundeslän-

dern den Strom für ein Viertel seines Stromverbrauchs.

(Martin Wagle (CSU): Grundlast! Das wollten Sie doch!)

Das macht die Bilanz in den anderen Bundesländern schlechter, aber Sie bilanzieren 

das nicht einmal. Das heißt, zugespitzt gesagt: Je mehr Strom Sie aus dem restlichen 

Deutschland beziehen, je öfter die Kohlekraftwerke dort laufen müssen, desto höher 

sind die Emissionen in ganz Deutschland und desto mehr kann sich Bayern praktisch 

erlauben, weil die Deutschlandwerte schlechter werden.

(Martin Wagle (CSU): Das ist doch Grundlast!)

Auf so einen Taschenspielertrick kommt doch wirklich nur die Söder-Regierung, kom-

men doch nur Sie von CSU und FREIEN WÄHLERN. Das ist wirklich unglaublich.

(Beifall bei den GRÜNEN – Martin Wagle (CSU): Ohne Grundlast geht es nicht!)

Sie haben sich vom vorbeugenden Klimaschutz verabschiedet, aber auch bei der 

Klimaanpassung machen Sie nur das Minimale. Die Ampel-Regierung hat ein Klima-

anpassungsgesetz beschlossen, das Sie jetzt umsetzen müssen. Sie machen es aber 

so, dass Sie zum Beispiel sagen, das müssen die Regierungen machen. Das soll 

dann in allen Landkreisen in Bayern gemacht werden, aber Sie sagen, eine Fortschrei-

bung soll nur alle 15 Jahre gemacht werden; es darf nicht mehr kosten als 100.000 

oder 200.000 Euro.

Mein Landkreis ist so groß wie das Saarland. Dort dürfen wir jetzt nur 100.000 bis 

200.000 Euro ausgeben. Darin soll alles impliziert sein. Damit sollen dann Starkregen-

ereignisse, die Hitzewellen usw. usf. erfasst werden.
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Die Kommunen lassen Sie überhaupt nicht mitreden. Die Kommunen müssen aber 

mitreden; denn da geht es echt ans Eingemachte. Da muss man sagen: Wo kommen 

Parkplätze weg? Wo kommen mehr Grünflächen hin? Was müssen wir für Frisch-

luftschneisen freihalten? Das wollen Sie alles den Regierungen für ein minimales Geld 

aufgeben.

Sie sagen nicht, bis wann das gemacht werden muss. Das ist wirklich mehr als lächer-

lich. Das ist keine Klimaanpassung.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, dann kommen Sie bitte zum 

Schluss.

Martin Stümpfig (GRÜNE): So kann man als Fazit nur sagen: Dieses Klimaschutz-

gesetz zementiert das Versagen der Staatsregierung beim Klimaschutz. Wir GRÜNE 

werden alles dafür tun, dass es so nicht beschlossen wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächste Rednerin ist für 

die FREIEN WÄHLER die Kollegin Marina Jakob. Bitte, Sie haben das Wort.

Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Vorneweg, Kollege Stümpfig: Glauben Sie wirklich, nur weil wir die 

Zahl 2040 in unserem Gesetz streichen, könnten wir Bayern alleine diese aktuelle 

Hitzewelle aufhalten, könnten wir so etwas, wie es jetzt draußen gerade passiert – gut 

zwei Wochen Hitze; ich gebe zu, es ist warm –, verhindern? – Das ist eine Farce, Sie 

verarschen die Leute; es ist einfach nicht richtig, was Sie erzählen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Benjamin Adjei (GRÜNE): 

Warum haben Sie es dann überhaupt reingeschrieben? – Zuruf des Abgeordne-

ten Toni Schuberl (GRÜNE))
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Wir in Bayern, wir wollen Klimaschutz, aber mit unseren Unternehmen. Wir wollen 

aber auch Klimaanpassung, weil wir wissen, dass uns Klimaschutz alleine vor der 

Klimaerwärmung nicht retten wird.

Bayern ist eines von 16 Bundesländern, bezogen auf die ganze Welt ist Bayern ein 

kleiner Ort. Wir werden den Klimaschutz weiter gestalten, aber wir allein werden die 

Klimaerwärmung nicht aufhalten.

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Ach, so ein Quatsch! – Unruhe – Glocke des Präsi-

denten)

Alle Klimaschutzmaßnahmen kosten Geld. Liebe Kollegen von den GRÜNEN, wer be-

zahlt denn diese Maßnahmen? Sie haben gerade vom Bundes-Klimaanpassungsge-

setz gesprochen, das wir in Bayern so stümperhaft umsetzen würden. Woher kommt 

denn das Geld? – Es gibt vom Bund für die Umsetzung kein Geld. Die Kommunen 

sollen es wieder selber tragen. Sie sollen wieder selber das Geld ausgeben. Wenn 

vom Bund kein Geld kommt, was Sie damals, als Sie noch mit in der Regierung 

waren, beschlossen haben, dann können Sie uns jetzt nicht vorwerfen, wir würden das 

nicht richtig umsetzen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Unsere Unternehmen arbeiten auf einen klimaneutralen Prozess hin. Egal in welches 

Unternehmen ich komme: Jeder stellt mir vor, was er tut, um seinen CO2-Fußabdruck 

zu reduzieren. Sie investieren massiv in Photovoltaikanlagen, sie gestalten Produkti-

onsprozesse klimafreundlicher, sie setzen sich in ihren Unternehmen selber für die 

Reduktionsziele ein und bauen die Kreislaufwirtschaft auf. Das tun sie alles jetzt 

schon, ohne dass sie eine Zahl vor den Augen haben.

Wir geben ihnen aber einfach mehr Luft, mehr Freiheit, mehr Spielraum, mehr Be-

wegungsfreiheit, damit sie auch gut wirtschaften können. Wir wollen in Bayern eine 

starke Wirtschaft haben, weil die Unternehmen dann Steuern zahlen, mit denen wir 
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Maßnahmen wie Klimaanpassung, Hochwasserschutz, Maßnahmen vor Ort bezahlen 

können. Anders funktioniert das einfach nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Der Herr Staatsminister hat es ausgeführt: Wir sind abhängig von der Bundes- und 

von der europäischen Gesetzgebung und haben in Bayern nur minimale Spielräume.

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Quatsch!)

Diese nutzen wir auch dann, wenn dort keine Jahreszahl mehr steht. Wir verschrän-

ken uns mit den Zielen des Bundes. Wir wollen besser sein – und das werden wir 

auch sein.

Wir haben ein Klimaschutzprogramm mit 68 Maßnahmen, die ganz massiv in diese 

Richtung zielen. Wir wollen die Leute mitnehmen, wir wollen es mit ihnen machen.

Kollege Stümpfig, wenn ich Ihre Reden höre, verstehe ich immer nicht, in welcher Welt 

Sie denn leben. – Sehen Sie denn nicht, dass es den Leuten draußen gerade nicht gut 

geht,

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Wegen der Hitze geht es ihnen nicht gut!)

dass es wirtschaftlich schwierig ist? Und Sie wollen immer noch mehr Steuern, 

noch mehr Arbeitsplätze zerstören. Unsere Unternehmen sind nicht wettbewerbsfähig. 

Dabei ist ein Punkt Ihr harter Klimaschutz, Ihr strenger Weg, in dem es kein Links und 

kein Rechts gibt. Das gute Ziel in der Mitte fehlt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Uns in Bayern ist der Klimaschutz wichtig. Wir haben das bewiesen. Auch wenn das 

Ziel 2040 überaus ambitioniert war, hat man es damals ins Gesetz reingeschrieben. 

Ich verstehe es ohnehin nicht, warum man Ziele definiert, die absolut nie erreichbar 

sind. Auch die anderen Bundesländer, die Sie angesprochen haben, werden diese 
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Ziele nie erreichen. Man kann viel auf Papier schreiben, Papier ist geduldig. Deswe-

gen machen wir in Bayern das mit Sinn und Verstand.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): War es vorher dann Unsinn?)

Staatsminister Thorsten Glauber, vielen Dank für deine Ausarbeitung des Gesetzes, 

auch an dein Haus und das ganze Mitarbeiterteam. Ich glaube, wir in Bayern sind hier 

auf einem guten Weg. Wir geben hier das richtige Signal an die Menschen und an 

die Wirtschaft, dass wir auch in Zukunft beides machen: Klimaschutz und Klimaanpas-

sung. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Frau Kollegin, es liegt eine Meldung zu 

einer Zwischenbemerkung vor. Dazu erhält der Kollege Martin Stümpfig, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, das Wort.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Frau Kollegin Jakob, der Vizeministerpräsident und Ihr 

Parteivorsitzender Aiwanger hat dieser Tage gesagt: Bei der Frage, ob langfristig die 

Erde insgesamt heißer wird oder wieder eine Kältephase kommt, gehe es irgendwo in 

einen Bereich, wo sich selbst die Experten stritten.

Geben Sie Ihrem Parteivorsitzenden hier recht? Oder sagen Sie wie Tausende, alle 

Experten des Klimarates – wir haben jetzt mittlerweile sechs Klimaberichte vorliegen 

–, dass es immer heißer wird und die Klimakrise sich zuspitzt? Was ist Ihre persönli-

che Meinung? Sind Sie eher auf der Seite von Herrn Aiwanger, dass es jetzt bald 

wieder kälter wird, oder glauben Sie der Wissenschaft?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Frau Kollegin.
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Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Ich kenne das Zitat nicht und weiß auch nicht, in 

welchem Zusammenhang er es erwähnt hat oder was davor und danach noch kam. 

Deswegen werde ich mich dazu nicht äußern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Toni Schuberl (GRÜNE): Was 

ist Ihre eigene Meinung!)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist der 

Kollege Harry Scheuenstuhl für die SPD-Fraktion. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

(Unruhe)

Jetzt seid doch bitte mal ein bisschen ruhig da drüben. Das gilt auch für meine eigene 

Fraktion, Herr Kollege Weigert und Co. – Bitte, Herr Scheuenstuhl.

Harry Scheuenstuhl (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es gibt gute Geister der Vernunft, des gesunden Menschenverstands, der 

Weitsicht und der Barmherzigkeit. Während wir heute über dieses Gesetz diskutieren, 

erlebt Bayern eine extreme Hitzewelle. Seit Tagen liegen die Temperaturen weit über 

30 Grad. Örtlich kratzen sie an der 40-Grad-Marke. Heute früh habe ich gehört, es sei 

die heißeste Nacht in einem Juni seit Wetteraufzeichnung, jetzt, im Juni, und nicht erst 

im Hochsommer.

(Zuruf von der CSU: Der Hitzegeist! – Unruhe und Lachen bei der CSU)

Ich frage mich: Wo sind die guten Geister der CSU und der FREIEN WÄHLER hinge-

kommen, wenn wir jetzt beschließen, dass wir es noch schlimmer machen?

(Anhaltende Unruhe bei der CSU)

Insbesondere für ältere Menschen und Kranke – Sie lachen da; Sie haben da an-

scheinend keine Barmherzigkeit – sind diese Temperaturen brandgefährlich. Dazu 

kommt die Waldbrandgefahr. Die Landwirtschaft kämpft mit Trockenstress. In den 

bayerischen Städten werden Familien im Moment noch gebeten, keine Planschbecken 
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aufzustellen. Wir sind in die Top Ten der höchsten Jahresmittelwerte seit 1951 auf-

gestiegen: auf Platz zehn. Manche meinen, dass das Versiegen der Quellen und 

Brunnen in Bayern normal sei.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))

Der Klimawandel ist längst da, und genau in dieser Woche beraten wir einen Gesetz-

entwurf, mit dem die Staatsregierung ihr eigenes Klimaziel – das ist nicht das Klimaziel 

der SPD oder der GRÜNEN oder der AfD; für die gibt es ja kein Klima – aufgibt.

(Michael Hofmann (CSU): Habt ihr das damals abgelehnt?)

Es wird aufgegeben. Beim Klimaschutz großspurig als Tiger gesprungen – wir sind 

besser als die anderen, wie immer – und als Kätzchen gelandet.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Genauso kündigen Sie an anderen Stellen an und liefern nicht, sei es bei der Digitali-

sierung, bei der Barrierefreiheit. Große Sprüche und wenig – – Den Rest können Sie 

selber dazudenken.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Wo denn bei der Digitalisierung?)

Die "Süddeutsche Zeitung" hat geschrieben, es sei ein blöder Zufall, wenn gerade 

jetzt bei diesen Temperaturen dieses Thema kommt. Ich finde, sie hat natürlich recht. 

Dieser Gesetzentwurf passt sehr gut zu einer Staatsregierung, die die Folgen des 

Klimawandels zwar täglich vor Augen hat, aber ihren eigenen – noch einmal: ihren 

eigenen – klimapolitischen Anspruch jetzt aber zurückfährt, wo es draußen so heiß ist. 

Das versteht niemand mehr.

(Martin Wagle (CSU): Sollen wir es im Winter machen?)

Getreu dem Motto: Wir machen die Augen zu, und irgendwann hört die Hitze schon 

auf, und dann brauchen wir nichts zu machen.
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Dementsprechend erklärt uns die Staatsregierung heute, warum ausgerechnet jetzt 

weniger Ehrgeiz beim Klimaschutz die richtige Antwort sei.

(Martin Wagle (CSU): Nächste Woche ist es kühler!)

Ausgerechnet jetzt! Noch vor wenigen Jahren war die Klimaneutralität bis 2040 das 

große bayerische Versprechen, Markus Söder vorne dran. Bayern wollte wieder 

schneller sein. Hat Sie der Mut verlassen? Sie hatten doch einen Plan, oder nicht? 

– Sie wollten doch das Ziel 2040 erreichen. Nicht wir haben gesagt: Macht das so! 

–Sondern ihr habt es gesagt. Wo ist euer Plan? Ihr gebt auf einmal auf. Ihr habt das 

doch beschlossen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Steffen Vogel (CSU): Wo ist denn eurer? Wo ist denn deiner?)

– Darüber können wir gerne reden.

(Beifall bei der SPD)

Nicht nur von den Umweltverbänden, sondern auch vom Deutschen Energieberater-

Netzwerk, vom Verbraucherservice und von der Vereinigung der Regionalplanung 

kommen Widerstände. Immer wieder kommt Kritik daran, dass Bayern seine Ziele 

aufgibt, aber auch daran, dass die Staatsregierung damit Verunsicherung schürt.

Nicht alles im Gesetz ist falsch. Der Aufruf an die Kommunen, sich mehr auf Hitze, 

Dürre und Starkregen sowie auf Hochwasser einzustellen, steht außer Frage. Es fehlt 

aber noch ein kleiner Punkt, ein ganz kleiner Punkt: Wer soll das bezahlen? – Das 

muss man sagen. Wenn man solche Forderungen erhebt, ruft man die Konnexität auf 

und sagt: Dann muss der Staat hier mit einsteigen.

(Alexander Flierl (CSU): Tun wir doch!)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.
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Harry Scheuenstuhl (SPD): Der Mut hat Sie verlassen, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen. Sie haben keinen Plan und machen jetzt einen schändlichen Rückzieher. Das 

muss ich einfach sagen. Deswegen hoffen wir mit aller Inbrunst auf die guten Geister.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Für die Staatsregierung 

spricht jetzt Herr Staatsminister Thorsten Glauber. Herr Staatsminister, Sie haben das 

Wort.

Staatsminister Thorsten Glauber (Umwelt und Verbraucherschutz): Herr Vizepräsi-

dent, verehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie schon zu Beginn der 

Debatte beim Einbringen des Klimaschutzgesetzes gesagt, ist es genauso gekommen, 

wie angekündigt. Noch einmal: Man muss die Vernünftigkeit des Freistaats Bayern 

beim Klimaschutzgesetz weiterhin gegenüber anderen Ländern einordnen. Sie führen 

diese alle auf, lieber Kollege Stümpfig. Glauben Sie ernsthaft, dass es irgendetwas für 

den Klimaschutz bewirkt, im Parlament Beschlüsse mit Ihrer Beteiligung mit 2040 als 

Ziel zu fassen?

(Benjamin Adjei (GRÜNE): Warum machen Sie es dann?)

Nichts! Am Ende sind es Maßnahmen. Mit 6,1 Tonnen steht der Freistaat Bayern an 

der Spitze der Flächenländer. Das können Sie hier nicht negieren. Deshalb ist es ein 

Erfolg des Freistaats Bayern, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Noch einmal, lieber Kollege Stümpfig, hören Sie zu: Ihr Ministerpräsident Winfried 

Kretschmann hat am Ende seiner Amtszeit auf die Frage, warum Baden-Württemberg 

sein Klimaschutzreduktionsziel von minus 65 % bis 2040 nicht schafft – der baden-

württembergische Klimaexpertenrat kommt beim Fahrplan nur auf 53 % Minderung –, 

gesagt, er kann die Wirtschaft nicht an die Kette legen. Das geht in Baden-Württem-

berg nicht. Da geht Wirtschaft vor Klimaschutz, liebe Kolleginnen und Kollegen.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Felix Locke (FREIE WÄH-

LER): So schaut‘s aus!)

Dann können Sie noch so oft sagen: Wir beschließen 2040. – Das ist am Ende wie 

durch den Wald zu laufen, zu pfeifen und zu sagen: Ich fürchte mich nicht. – Damit 

werden Sie den Klimaschutz nicht erfüllen, Kolleginnen und Kollegen.

Der Freistaat Bayern geht damit anders um. Auch in 2021 und 2022, als Sie mit 

einem Klimaschutzminister Verantwortung im Bund getragen haben, hat der Freistaat 

Bayern sich ein Ziel gesetzt. Die Kolleginnen und Kollegen haben ausgeführt, dass 

man sportlich und ambitioniert an das Thema herangegangen ist. Aber wenn wir in 

der Gesetzgebung bei der Mobilität komplett auf Bundeszuständigkeit verweisen müs-

sen, wenn wir bei der Gebäudeemission auf Bundeszuständigkeit verweisen müssen, 

wenn wir bei der Industrie auf Bundeszuständigkeit verweisen müssen – nur bei der 

erneuerbaren Energie haben die Länder einen gewissen Spielraum –, dann sind wir 

natürlich vom Bundesfahrplan und den Emissionsminderungen abhängig.

Dann gehört es zur Ehrlichkeit, nicht einfach wie andere Bundesländer das Jahr 2040 

als Ziel zu beschließen und zu sagen: Völlig egal, was dann kommt. – Sondern 

wir machen durch diese Verschränkung den Bürgerinnen und Bürger eines klar: Wir 

stellen dar, dass wir den Klimaschutz ernst nehmen, dass wir mit 6,1 Tonnen an der 

Spitze stehen, dass wir von unserem Ziel, klimaneutral zu werden, nicht abweichen, 

aber dass wir damit ehrlich umgehen. Das ehrliche Umgehen würde ich mir auch von 

anderen Bundesländern erwarten, in denen Sie Verantwortung tragen, statt einfach 

nur den Menschen plakativ etwas hinzulegen.

Vorhin ist gefragt worden, was der Freistaat Bayern tut. Die ÖPNV-Strategie ist am 

28.04.2026 im Kabinett beschlossen worden. Allein sie bringt uns ab 2030 – Christi-

an Bernreiter sitzt da – ein 3-Millionen-Tonnen-Minderungsziel im Freistaat Bayern 

zusätzlich. Beim Klimaschutzprogramm wurden die 1,1 Millionen Tonnen und die Maß-

nahmen angesprochen.
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Wir sind in allen Bereichen der großen vier Themenfelder, wir sind bei der erneuer-

baren Energie spitzenmäßig unterwegs. Nehmen wir einmal die Geothermie: Kein 

anderes Bundesland lässt in der Geothermie so viel See- und Flussthermie für die 

Energiegewinnung zu wie der Freistaat Bayern.Kein anderes Bundesland hat momen-

tan so viele Windkraftanlagen im Genehmigungsverfahren – die aus anderen Gründen 

momentan nicht gebaut werden. Kein anderes Bundesland nutzt so viel Sonnenener-

gie wie der Freistaat Bayern. Kein anderes Bundesland erzeugt so viel Biogasenergie 

wie der Freistaat Bayern. Entscheidend ist nun, dass der Bund eine Anschlussfinan-

zierung schafft, damit diese Biogasanlagen funktionieren und am Ende nicht neue 

Gaskraftwerke gebaut werden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Freistaat Bayern weiß, wie erneuerbare Energien funktionieren. Der Freistaat Bay-

ern weiß, wie Treibhausgasminderungsziele erreicht werden können. Und wir machen 

vor allem eines: Wir nehmen die Bürgerinnen und Bürger mit. Nur gemeinsam wird 

man es schaffen. Ich bin davon überzeugt, dass wir mit diesem Klimaschutzgesetz 

am Ende des Tages viel Zuspruch in der Bevölkerung erfahren werden. Ich danke 

unserem Klimarat, der uns immer unterstützt hat, und der Klima-Allianz aus vielen Un-

ternehmen in Bayern, die uns Rückenwind gibt, dieses Klimaschutzziel zu verändern, 

weil es ehrlich ist. Sehr verehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

deshalb ist es richtig, und ich bitte noch einmal um Zustimmung zu unserem Gesetz.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Staatsminister, mir liegen zwei Meldun-

gen zu einer Zwischenbemerkung vor. Zunächst liegt mir die Anfrage des Abgeordne-

ten Schuberl vor, ob Sie eine Zwischenfrage erlauben.

Staatsminister Thorsten Glauber (Umwelt und Verbraucherschutz): Ja, natürlich.
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Dann erteile ich Herrn Kollegen Toni Schu-

berl von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für eine Zwischenfrage das Wort. 

Bitte schön.

Toni Schuberl (GRÜNE): Herr Staatsminister, Sie haben gesagt, Sie hätten einen 

Plan, um bis 2045 Klimaneutralität zu erreichen. Sie haben zwar Pläne dafür, dass 

man ein paar Hundert Millionen Tonnen Treibhausgas reduziert. Aber was ist Ihr Plan, 

um wirklich Klimaneutralität zu erreichen? Wird es im Jahr 2045 in Bayern noch 

möglich oder erlaubt sein, fossiles Gas, Diesel und Benzin zu verbrennen? Wie wollen 

Sie dieses Ziel erreichen?

Staatsminister Thorsten Glauber (Umwelt und Verbraucherschutz): Lieber Kollege 

Schuberl, ich weiß nicht, ob Sie mir zuhören. In Bayern können wir natürlich über eine 

Förderung Unternehmungen anstoßen. Ich habe beschrieben, dass die Zuständigkeit 

für den Verkehr und für Gebäude beim Bund liegt, die Zuständigkeit für die Industrie 

liegt beim Bund oder Europa; aber die Zuständigkeit für die Energie liegt in Teilen bei 

den Ländern. Dort ist eine Förderung möglich.

Um auf Ihre Frage zu antworten: Nur wenn der Bund seine Ziele erfüllt. Der Freistaat 

Bayern steht mit 6,1 Tonnen CO2-Ausstoß pro Kopf besser da als der Bund. Bayern 

wird am Ende diesen Fahrplan natürlich miterfüllen. Wird der Bund ihn nicht erfüllen, 

wird es auch in Bayern nicht allein gehen. Dann wird es aber auch in allen anderen 

Bundesländern nicht gehen. Die Frage, ob es am Ende des Tages einen Fahrplan 

gibt, beantwortet sich daher selbst: Natürlich gibt es sowohl auf Bundesebene als 

auch in Bayern einen Plan. Unser Plan funktioniert aber nur, wenn alle Ebenen die 

Pläne tatsächlich umsetzen, und 90 % der Zuständigkeit liegen beim Bund und bei 

Europa.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön. – Für eine Zwischenbemer-

kung erteile ich Herrn Abgeordnetem Harry Scheuenstuhl von der SPD-Fraktion das 

Wort.
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Harry Scheuenstuhl (SPD): Herr Minister, ich schätze es, wenn Sie sagen, dass Sie 

ehrlich sind; aber Sie müssen in diesem Fall auch ehrlich zugeben, dass Sie versagt 

haben.

(Widerspruch bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Martin Wagle (CSU): 

Meine Güte!)

Sonst würden Sie heute keinen Rückzieher machen. Sie erzählen von großen Maß-

nahmen. Sie haben alles falsch geplant. Hier hat man uns erzählt, dass alles so gut 

läuft. Anscheinend läuft es aber nicht so gut, sonst müssten Sie keinen Rückzieher 

machen. Sie machen in der Klimapolitik einen gewaltigen Rückzieher. Das wird sich 

meiner Meinung nach auch auf die Arbeitsplätze auswirken, weil die Leute doch er-

warten, dass etwas vorangeht.

Vorhin wurde ausgeführt, dass man in den Betrieben stolz darauf ist und man die 

Maßnahmen für den Klimaschutz zeigt. Das unterstützen wir. Lieber Kollege, in die-

sem Jahr kämpfen 700.000 Personen für den Klimaschutz. Das sind deren Arbeitsplät-

ze, und sie verdienen ihr Einkommen damit. Das sollte immer dazugesagt werden.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Staatsminister, bitte schön.

Staatsminister Thorsten Glauber (Umwelt und Verbraucherschutz): Lieber Kollege 

Scheuenstuhl, ich kann jetzt die Jahreszahl nicht genau benennen, aber die SPD 

regiert im Bund gefühlt seit einer Ewigkeit. Auf Bundesebene sind Sie für den Kli-

maschutz und das Klimaschutzgesetz gefühlt seit dreißig Jahren verantwortlich. Von 

Ihrem 65 %-Ziel für das Jahr 2040 erreichen Sie aktuell nur 50 %, lieber Harry Scheu-

enstuhl. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie mit 90 % der Zuständigkeit nur 

dieses Ziel erreicht haben, hat man in Berlin in den letzten dreißig Jahre die Hausauf-

gaben nicht gemacht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 

vor. Die Aussprache ist geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Aus-

schuss für Umwelt und Verbraucherschutz als federführendem Ausschuss zu überwei-

sen. Erhebt sich hiergegen Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so 

beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Hinblick auf die Tagesordnungspunkte 5 und 6 – 

Wahl eines Vizepräsidenten und Wahl eines Schriftführers des Bayerischen Landtags 

– hat die AfD-Fraktion eine Begründung der Wahlvorschläge sowie eine gemeinsame 

Aussprache beantragt. Hierüber soll auf Antrag der AfD-Fraktion gemäß § 42 Absatz 2 

Satz 2 unserer Geschäftsordnung in der Vollversammlung eine Entscheidung herbei-

geführt werden. Ich lasse daher über diesen Antrag abstimmen.

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion auf Begründung und gemeinsame Aussprache zu 

den Wahlvorschlägen eines Vizepräsidenten und eines Schriftführers im Hinblick auf 

die Tagesordnungspunkte 5 und 6 zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – CSU, FREIE WÄHLER, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD. Enthaltungen? – Keine. Der Antrag ist abgelehnt.
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